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Geschiftsbereich des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und In-
tegration

1.

Abgeordneter  Vor dem Hintergrund von Medienberichten Uber rassistische

Cemal und rechtsextreme Vorfalle in Rettungsdiensten in Deutschland
Bozoglu frage ich die Staatsregierung, tber wie viele Vorfélle von Ras-
(BUNDNIS sismus und Rechtsextremismus in den 26 Rettungsdienstbe-
90/DIE GRU- reichen in Bayern sie Kenntnis hat, um welche Art von Faéllen
NEN) es sich handelt und wie auf diese seitens der Ubergeordneten

Behorde reagiert wurde?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Das Staatsministerium des Innern, fir Sport und Integration (StMI) hat die 26
Zweckverbande fur Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung (ZRF) um kurzfris-
tige Mitteilung von rassistischen und rechtsextremen Vorfallen im Rettungsdienst
fur ihren jeweiligen Rettungsdienstbereich gebeten.

Im Rettungsdienstbereich Augsburg ist ein Fall bekannt, in dem eine Patientin einen
Mitarbeiter ungarischer Staatsangehérigkeit als Auslander beschimpft hat. Im Ubri-
gen haben die ZRF Fehlanzeige gemeldet oder es sind keine Riickmeldungen der
ZRF eingegangen.

Uber weitere Erkenntnisse verfligt das StMI nicht.
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2. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welche leistungssportlichen Trai-

Maximilian ningseinrichtungen in Bayern vom Freistaat finanziell geférdert
Deisenhofer werden, welche davon flr paralympische Sportlerinnen bzw.
(BUNDNIS Sportler ausgelegt sind und inwiefern beabsichtigt sie darlber
90/DIE GRU-  hinaus, die Sportlandschaft in Bayern in Zeiten hoher Energie-
NEN) kosten zu entlasten?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Der Freistaat Bayern fordert anerkannte Bundes- und Landesstiitzpunkte durch fi-
nanzielle Unterstlitzung notwendiger baulicher (Erhaltungs-)Malinahmen. Die For-
derung von Bundesstltzpunkten setzt dabei eine Bundeszuwendung in mindestens
gleicher Hohe voraus. Neben der Forderung investiver Malinahmen kénnen die Tra-
ger anerkannter leistungssportlicher Trainingseinrichtungen eine Férderung zu den
laufenden Kosten fiir den Nachwuchsleistungssport erhalten; eine Ubersicht zu ent-
sprechenden Stitzpunkten ist beigefigt. *)

In Bayern befinden sich keine im oben genannten Sinne anerkannten leistungs-
sportlichen Stitzpunkte fir paralympische Sportarten. Die bestehenden Stitz-
punkte fur olympische Sportarten werden von paralympischen Athletinnen und Ath-
leten zum Teil auf der Grundlage von Einzelfallvereinbarungen mitgenutzt.

Bei der aktuellen Energiekrise handelt es sich um ein gesamtgesellschaftliches
Problem, das letztlich alle Lebensbereiche betrifft. Der Bund hat hierzu einen ,Ab-
wehrschirm®in Hohe von 200 Mrd. Euro angekindigt, der unter anderem zur Finan-
zierung einer Gaspreisbremse dienen soll. Abhangig von der Ausgestaltung und
Umsetzung des angekiindigten ,Abwehrschirms® priift die Staatsregierung ergan-
zende Mdoglichkeiten des Freistaates Bayern fiir eine Unterstlitzung des Sports.

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier ein-
sehbar.


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015000/0000015383_Deisenhofer_ANL.pdf
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3. Abgeordnete

Ich frage die Staatsregierung, wie viele Geflichtete in den bay-

Giilseren erischen Flichtlingsunterkiinften untergebracht sind (bitte nach
Demirel Regierungsbezirken, Ankerzentren, Dependancen, Gemein-
(BUNDNIS schaftsunterkiinften, Kapazitaten und tatsachlicher Belegung
90/DIE GRU-  auflisten), wie viele finanzielle Mittel der Freistaat von Bund fir
NEN) die Unterbringung und Integration von Gefliichteten in Bayern

in den Jahren 2020, 2021 und 2022 erhalten hat (bitte nach
Jahren auflisten und die genaue Anwendung und Weitergabe
an die Kommunen auflisten) und wie viele Personen in der Zu-
standigkeit bayerischer Auslanderbehdérden wurden seit
01.01.2022 (ggf. auch unter voriibergehender Unterbringung
an einem anderen Ort in Deutschland) abgeschoben bzw. nach
Dublin-llI-Verordnung abgeschoben (bitte aufgeschlisselt nach
Monaten, Zielstaaten, Dublin- und Herkunftsland-Abschiebun-
gen)?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Themenkomplex Unterbrinqung:
Die Unterbringungssituation stellt sich derzeit wie folgt dar:

ANKER (Stand 07.10.2022)

poen Bttt O
Oberbayern 4977 5488
Niederbayern 907 1348
Oberpfalz 1299 1475
Oberfranken 1500 2226
Mittelfranken 1619 1 856
Unterfranken 1500 1440
Schwaben 1458 1075

Eine detailliertere Auflistung nach ANKER-Einrichtungen und Unterkunfts-Depen-
dancen kann in der zur Beantwortung der Anfrage zum Plenum zur Verfiigung ste-
henden Zeit nicht geleistet werden.
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Gemeinschaftsunterkiinfte (Stand 30.09.2022)

e S i
Oberbayern 8 025 6 830
Niederbayern 4 362 3702
Oberpfalz 3542 3309
Oberfranken 1996 1674
Mittelfranken 4 446 4 096
Unterfranken 3170 3294
Schwaben 3858 3 256

Dezentrale Unterkinfte (Stand 30.09.2022)

Fur die dezentralen Unterkiinfte ist der Auslastungsgrad noch héher als im Bereich
der Gemeinschaftsunterklinfte, welche wie oben dargelegt zu rd. 89 Prozent aus-
gelastet sind. Da hier die Kreisverwaltungsbehoérden infolge der hohen Arbeitsbe-
lastung die Eintragungen in die Datensoftware (integriertes Migrantenverwaltungs-
system — iMVS) noch nicht vollstandig umsetzen konnten, ist die exakte Belegungs-
quote noch im Fluss.

Themenkomplex Abschiebungen:

Seit dem 1. Januar 2022 wurden aus bayerischer Zustandigkeit 1 356 Abschiebun-
gen (einschlieRlich Dublin-Uberstellungen) vollzogen (Stand: 31.08.2022). Die ge-
naue Aufschlisselung dieser Zahl enthehmen Sie bitte der anliegenden Tabelle
»+Abschiebungen aus bayerischer Zustandigkeit Stand 31.08.2022“. Bitte beachten
Sie hierbei, dass die vorliegenden Zahlen aus unterschiedlichen bundesbehérdli-
chen Quellen (Bundespolizei und BAMF) entstammen. Aufgrund der unterschiedli-
chen Quellen, die nicht die gleichen Parameter erfassen, ist eine Saldierung der
Zahlen nicht mdglich und ware im Ergebnis unprazise.

Zu den finanziellen Mitteln, die der Freistaat Bayern vom Bund fiir die Unter-
bringung und Integration von Gefliichteten erhalten hat:

Jahr 2020

Im Hinblick auf das Jahr 2020 wird auf den Bericht der Bundesregierung tber Mal3-
nahmen des Bundes zur Unterstitzung von Landern und Kommunen im Bereich
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der Flichtlings- und Integrationskosten und die Mittelverwendung durch die Lander
im Jahr 2020 (BT-Drs. 19/30525) verwiesen. Die sich auf den Freistaat Bayern be-
ziehenden Angaben kdnnen hier den Seiten 10 und 11 enthommen werden.

Jahr 2021

Im Hinblick auf das Jahr 2021 wird auf den Bericht der Bundesregierung tiber Mal3-
nahmen des Bundes zur Unterstlitzung von Landern und Kommunen im Bereich
der Flichtlings- und Integrationskosten und die Mittelverwendung durch die Lander
im Jahr 2021 (BT-Drs. 20/2485) verwiesen. Die sich auf den Freistaat Bayern be-
ziehenden Angaben kénnen hier Seite 11 entnommen werden.

Erganzend wird darauf hingewiesen, dass hinsichtlich der Beteiligung des Bundes
an den fliichtlingsbezogenen Kosten der Lander durch eine pauschale Zahlung von
670 Euro je Asylbewerber und Verfahrensmonat sowie zusatzlich 670 Euro je ab-
gelehntem Asylbewerber zwischenzeitlich durch den Bund eine Berechnung des
Spitzabrechnungsbetrages fir den Zeitraum 1. September 2020 bis 31. Dezem-
ber 2021 erfolgt ist. Auf dieser Grundlage wurde seitens des Bundes nunmehr ein
Gesetzgebungsverfahren im Hinblick auf eine Anderung des Finanzausgleichsge-
setzes angestolen.

Ausweislich des Gesetzesentwurfs der Bundesregierung (BR-Drs. 365/22)

»ergibt sich fir den Abrechnungszeitraum 1. September 2020 bis 31. Dezember
2021 [aufsummiert] ein Betrag von 1.142.274.907 Euro. Abzlglich der bereits ge-
leisteten Abschlagszahlungen des Bundes an die Lander flr die Beteiligung an den
Verfahrensmonaten sowie fiir die pauschale Kompensation der Kosten von abge-
lehnten Asylbewerbern in H6he von 100 Mio. Euro fur die Monate September 2020
bis Dezember 2020 sowie in Hohe von 500 Mio. Euro fir das Jahr 2021 ergibt sich
ein Betrag in Hoéhe von 542.274.907 Euro, um den der Umsatzsteueranteil des Bun-
des im Jahr 2022 zu vermindern und der Umsatzsteueranteil der Lander zu erh6hen
ist.”

Jahr 2022

Fur das Jahr 2022 kann noch keine abschlieRende Aussage getroffen werden. Es
wird auf die Beschllsse der Ministerprasidentenkonferenz (MPK) vom 7. April 2022
verwiesen. Neben den Aussagen zur Bundesbeteiligung an den Kosten fur Geflich-
tete aus der Ukraine enthalten diese

e eine Gesprachszusage der Bundesregierung bezuglich der einvernehmlichen
Findung einer Regelung zur Verstetigung der Beteiligung des Bundes an den
flichtlingsbezogenen Kosten sowie den Aufwendungen fir Integration der Lan-
der und Kommunen riickwirkend ab dem 1. Januar 2022.

e Weiter wird auf etwaige erganzende Regelungen hinsichtlich der Ukraine-
Fliichtlinge bei einer signifikanten Anderung der Lage fiir das Jahr 2022 hinge-
wiesen. Auf der Lander-MPK am 28. September 2022 wurde beschlossen, dass
darin auch die bisher ungedeckten Kosten in Bezug auf Kriegsflichtlinge aus
der Ukraine fur das Jahr 2022 einzubeziehen sind.

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier ein-
sehbar.
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4. Abgeordnete Vor dem Hintergrund der zahlreichen Proteste und Auseinan-

Alexandra dersetzungen mit Sicherheitskraften nach dem Tod einer jun-
Hiersemann gen Iranerin nach ihrer Festnahme durch die Sittenpolizei in der
(SPD) iranischen Hauptstadt Teheran sowie der ohnehin seit vielen

Jahren hdchst problematischen politischen Situation im autori-
taren Iran mit zahlreichen Menschenrechtsverletzungen und
aufgrund der Tatsache, dass Staatsminister des Innern, fir
Sport und Integration Joachim Herrmann nun verkiindet hat,
von Abschiebungen in den Iran Uberwiegend abzusehen und
bereits einzelne EU-Lander, bspw. Osterreich, eine Reisewar-
nung fir das gesamte Land herausgegeben haben und ihre
Burgerinnen und Biirger auffordern, den Iran umgehend zu ver-
lassen, frage ich die Staatsregierung, wie viele iranische
Staatsbirgerinnen und Staatsbirger derzeit eine Grenziber-
trittsbescheinigung statt einer Duldung in Bayern besitzen, wel-
che Bleibeperspektiven den Iranerinnen und Iranern in Bayern
nun sowohl kurz- als auch langfristig offen stehen (inkl. Arbeits-
erlaubnis, Zugang zu Integrations- und Sprachkursen etc.) und
ob das Staatsministerium des Innern, fiir Sport und Integration
weiterhin an Abschiebungen aus bayerischer Zustandigkeit in
andere problematische Gebiete festhalt, bspw. nach Pakistan
oder den Irak (falls ja, bitte Unterschied zum Abschiebestopp in
den Iran begriinden)?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Die Beurteilung der Situation im Iran obliegt der Bundesregierung, die im féderalen
Deutschland die alleinige Zustandigkeit fir die auswartigen Beziehungen unseres
Landes hat. Hierzu erstellt das Auswartige Amt — auch sehr kurzfristig — Lagebeur-
teilungen. Der Staatsregierung ist Stand heute weder eine aktualisierte Lagebeur-
teilung des Auswartigen Amtes noch eine fundierte Lageeinschatzung der Bundes-
innenministerin zur Lage im Iran bekannt. AuRerungen der Bundesinnenministerin
in den Medien aus der letzten Woche lassen darauf schlieRen, dass die Bundesre-
gierung Abschiebungen in den Iran aktuell fir nicht mehr vertretbar halt. Bayern hat
die Bundesregierung gebeten, den Landern die entsprechende Informationsbasis
mitzuteilen, damit die Thematik in der Innenministerkonferenz behandelt werden
kann. Bis dahin sind Abschiebungen in den Iran seitens Bayern nicht vorgesehen,
ausgenommen schwere Straftater.

Das weitere Vorgehen, das die entsprechenden bundesgesetzlichen aufenthalts-
rechtlichen Folgen hat, wird dann im Lichte der weiteren Erdrterungen insbesondere
in der Innenministerkonferenz festgelegt.

Statistisch auswertbare Daten zur Frage, wie viele iranische Staatsbulrgerinnen und
Staatsblrger derzeit eine Grenzibertrittsbescheinigung statt einer Duldung in Bay-
ern besitzen, liegen der Staatsregierung nicht vor. Grundlegende Datenbasis fir die
Beantwortung auslanderrechtlicher Datenanfragen ist das Auslanderzentralregister
(AZR). Die Grenzubertrittsbescheinigung wird nicht im AZR erfasst. Zu Bedeutung,
Leistungsfahigkeit und Grenzen des AZR als grundlegende Datenbasis fur die Be-
antwortung von Anfragen wird auf die Ausfihrungen in der Antwort der Staatsregie-
rung vom 14.07.2020 auf die Interpellation der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner,
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Ferdinand Mang und AfD-Fraktion vom 01.08.2019 betreffend ,Die fiskalischen Las-
ten der ungesteuerten Zuwanderung in Bayern® (Drs. 18/9356 vom 08.10.2020, dort
insbes. S. 13/14) verwiesen.

Zur Frage des Zugangs zu Integrations- und Sprachkursen ist auszufuhren, dass
die Regelung und Organisation des Zugangs zu den Sprachkursen des Bundes (In-
tegrationskurse und berufsbezogene Deutschsprachférderung) in der ausschlielli-
chen Zusténdigkeit des Bundes liegt. Uber den Entwurf des Chancenaufenthaltsge-
setzes ist bundesseitig eine Ausweitung der Zugangsberechtigung geplant.

Zum Frageteil, ob das Staatsministerium des Innern, fir Sport und Integration wei-
terhin an Abschiebungen aus bayerischer Zustandigkeit in andere problematische
Gebiete festhalte, beispielsweise nach Pakistan oder den Irak, wird auf die Haltung
der Staatsregierung bzw. des Landtags bei der Beratung des Antrags der Frage-
stellerin ,COVID-19-Pandemie: Keine Abschiebungen in Corona-Risikogebiete und
autoritare Staaten!” (Drs. 18/16272) verwiesen, die grundsatzlich fort gilt, und mit-
geteilt, dass in Bezug auf Pakistan und den Irak der Staatsregierung keine fundier-
ten Empfehlungen der Bundesinnenministerin an die Lander — von Abschiebungen
generell abzusehen — bekannt ist.
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5. Abgeordneter Vor dem Hintergrund eines Anschlags auf die Bahninfrastruktur

Christoph in Norddeutschland am vergangenen Wochenende frage ich die
Maier Staatsregierung, wie der Stand der Ermittlungen zu dem An-
(AfD) schlag auf die Bahnstrecke Augsburg — Mering — Miinchen vom

August 2022 ist, ob Indizien fir einen linksextremistischen Hin-
tergrund des Anschlags auf die Bahnstrecke Augsburg — Me-
ring — Minchen vorliegen und wie viele Anschlage mit einem
vermuteten oder nachgewiesenen linksextremistischen Hinter-
grund auf den Schienenverkehr bzw. Bahnverkehr seit dem
Jahr 2000 der Staatsregierung bekannt sind (falls nicht alle
Falle seit dem Jahr 2000 recherchiert werden kdnnen, bitte auf
den Zeitraum begrenzen, der recherchiert werden kann)?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Die Anfrage betrifft ein noch nicht abgeschlossenes Ermittlungsverfahren der Krimi-
nalpolizeiinspektion mit Zentralaufgaben Schwaben Nord unter Sachleitung der Ge-
neralstaatsanwaltschaft Minchen (ZET). Trotz der grundsatzlichen verfassungs-
rechtlichen Pflicht, Informationsanspriiche des Landtags zu erflllen, tritt hier nach
sorgfaltiger Abwagung der betroffenen Belange im Einzelfall das Informationsinte-
resse des Parlaments hinter den berechtigten Interessen bei der Durchfiihrung
strafrechtlicher Ermittlungen zuriick. Das Interesse der Allgemeinheit an der Ge-
wahrleistung einer funktionstiichtigen Strafrechtspflege leitet sich aus dem Rechts-
staatsprinzip ab und hat damit ebenfalls Verfassungsrang.

Zur Teilfrage hinsichtlich linksextremistischer Straftaten auf den Schienenverkehr
bzw. Bahnverkehr kann Ihnen Folgendes mitgeteilt werden:

Die nachfolgenden Rechercheergebnisse basieren auf den KTA-PMK-Meldungen
der ortlich zustandigen Staatsschutzdienststellen der Polizei, die dem Bayerischen
Landeskriminalamt (BLKA) im Wege des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes in
Fallen Politisch motivierter Kriminalitat (KPMD-PMK) ubermittelt und in der Fallzah-
lendatenbank gespeichert worden sind.

Es wird daraufhin gewiesen, dass fir das Tatjahr 2022 die endgultigen Fallzahlen
erst nach dem bundesweit einheitlichen Meldeschluss zum 31.01.2023 und dem
anschliefenden Abstimmungsprozess vorliegen, bei dem sich durch Korrekturen
noch Anderungen/Verschiebungen ergeben kénnen. Die genannten Fallzahlen sind
demnach als vorlaufig zu betrachten.

Mit Einfihrung des Angriffszielkatalogs zum 01.01.2019 kénnen ab diesem Kalen-
derjahr die Unterangriffsziele ,Verkehrsbetrieb®, ,Verkehrseinrichtung“ und ,Ver-
kehrsmittel als Angriffsziel erfasst und beauskunftet werden. Zurickliegend ist die
Auskunft nicht moéglich.

Die Recherchen ergaben folgende Ergebnisse:
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Politisch motivierte Gewaltkriminalitat 2
Gefahrliche Eingriffe in den Bahn- Schiffs-, Luft- und Stralenverkehr 2
Politisch motivierte Kriminalitat 11
Sachbeschadigungen 11
Gesamtergebnis 13

Politisch motivierte Gewaltkriminalitat 2
Brand- und Sprengstoffdelikte 2
Politisch motivierte Kriminalitat 8
Sachbeschadigungen 7
sonstige Straftaten 1
Gesamtergebnis 10

Politisch motivierte Gewaltkriminalitat 6
Brand- und Sprengstoffdelikte 3
Gefahrliche Eingriffe in den Bahn- Schiffs-, Luft- und Stralenverkehr 3
Politisch motivierte Kriminalitat 1
Sachbeschadigungen 1
Gesamtergebnis 7

Politisch motivierte Gewaltkriminalitat 1
Brand- und Sprengstoffdelikte 1
Gesamtergebnis 1
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6. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Falle hauslicher und se-

Ruth xualisierter Gewalt in den Jahren 2017 bis 2022 gemeldet wur-
Miiller den, wie sich die Anzahl der Morde an Frauen in Bayern entwi-
(SPD) ckelt hat und wie verteilen sich die jeweiligen Taten auf die ein-

zelnen Altersgruppen (bitte jeweils aufgeschlusselt nach Jah-
ren, Regierungsbezirken, Landkreisen und kreisfreien Stadten
auflisten)?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Eine Beantwortung der Fragestellungen fiir das Jahr 2022 ist nicht moéglich. Sowohl
bei den Fallen Hauslicher Gewalt wie auch bei den Auswertungen zu Morden und
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung handelt es sich um Jahresstatisti-
ken. Unterjahrige Auswertungen fir das Jahr 2022 erfolgen nicht. Weiterfihrende
Differenzierungen im Sinne der Anfrage Uber die nachfolgenden bzw. als Anlage
beigefligten Auswertungen waren in der fur die Beantwortung der Plenumsanfrage
zur Verfugung stehenden Zeit nicht méglich.

Grundséatzlicher Hinweis zur Datenquelle fir die Zahlen Hauslicher Gewalt:

Als Datenquelle fiir die Zahlen zu Hauslicher Gewalt dient nicht die Polizeiliche Kri-
minalstatistik (PKS). Vielmehr erfolgt eine jahrliche tiefergehende Sonderauswer-
tung Hausliche Gewalt aus dem Datenbestand des polizeilichen Vorgangsverwal-
tungssystems. Dieses System basiert grundsatzlich auf einem dynamischen Daten-
bestand. Auswertungen und Analysen geben damit stets nur den aktuellen Erfas-
sungsstand zum Zeitpunkt der Abfrage wider, der sich auch auf riickwirkende Zeit-
rdume durch laufende Ermittlungen und Qualitatssicherungsmafnahmen kontinu-
ierlich andern kann. Gleichwohl lassen sich anhand der jeweiligen Ergebnisse Ten-
denzen feststellen und zueinander in ein Verhaltnis setzen.

Grundséatzliches zur Definition ,Hausliche Gewalt":

Bei der Polizei umfasst Hausliche Gewalt gemaf Definition alle Falle von physischer
und psychischer Gewalt innerhalb von ehelichen oder nichtehelichen Lebensge-
meinschaften. Insbesondere fallen darunter N6tigungs-, Bedrohungs- und Kérper-
verletzungsdelikte, auch wenn sie sich nach einer Trennung ereignen, aber noch im
direkten Bezug zur friiheren Lebensgemeinschaft stehen. Denn gerade in oder kurz
nach Trennungssituationen werden haufig Gewalttatigkeiten oder Einschichterun-
gen als Druckmittel benutzt. Hausliche Gewalt umfasst also gemafR Definition nicht
unmittelbar alle Falle von Gewalt in der Familie, sondern ausschlieRlich (Ex-)Part-
nergewalt.

Falle hauslicher Gewalt in den Jahren 2017 bis 2021:

Bei der Bayerischen Polizei wurde in den vergangenen Jahren folgende Anzahl von
Fallen Hauslicher Gewalt erfasst:

— 2021: 19 249 Falle
— 2020: 20 234 Falle
— 2019: 20 045 Falle
— 2018: 20 213 Falle
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— 2017:19 673 Falle
Morde und Delikte gegen die sexuelle Selbstbestimmung:

Zur Fragestellung nach Morden an Frauen und deren ortlichen Verteilung darf auf
die anliegende Tabelle 1 verwiesen werden.

Zur Fragestellung nach der Altersverteilung der Opfer bei Morden an Frauen darf
auf die anliegende Tabelle 2 verwiesen werden.

Zur Fragestellung nach sexualisierter Gewalt (zur Beantwortung wurde der PKS-
Schlissel ,Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung®“ herangezogen) sowie
die Altersverteilung der Opfer darf auf die anliegende Tabelle 3 verwiesen werden.

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier ein-
sehbar.

**) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier
einsehbar.

***) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier
einsehbar.


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015000/0000015383_Müller_ANL_1.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015000/0000015383_Müller_ANL_2.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015000/0000015383_Müller_ANL_3.pdf
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7. Abgeordneter Vor dem Hintergrund, dass Staatsminister des Innern, fur Sport

Florian und Integration Joachim Herrmann laut der Stiddeutschen Zei-
Ritter tung vom 7. Oktober 2022 erklart haben soll, dass Bayern von
(SPD) Ausweisungen in den Iran absehen werde — ,schwere Straftater

ausgenommen® —, frage ich die Staatsregierung, wie sich denn
nunmehr angesichts dieser AuBerung die aktuelle rechtliche
und faktische Situation im Hinblick auf Abschiebungen in den
Iran tatsachlich darstellt, insbesondere ob es bereits eine ent-
sprechende formelle Anordnung gem. §§ 60a Abs. 1 Satz 1, 23
Abs. 1 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) gibt, und
wann von ,schweren Straftatern® im Sinne der Aussage des
Staatsministers auszugehen ist?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Die Beurteilung der Situation im Iran obliegt der Bundesregierung, die im féderalen
Deutschland die alleinige Zustandigkeit fir die auswartigen Beziehungen unseres
Landes hat. Hierzu erstellt das Auswartige Amt — auch sehr kurzfristig — Lagebeur-
teilungen. Der Staatsregierung ist Stand heute weder eine aktualisierte Lagebeur-
teilung des Auswartigen Amtes noch eine fundierte Lageeinschatzung der Bundes-
innenministerin zur Lage im Iran bekannt. AuBerungen der Bundesinnenministerin
in den Medien aus der letzten Woche lassen darauf schliefen, dass die Bundesre-
gierung Abschiebungen in den Iran aktuell fir nicht mehr vertretbar halt. Bayern hat
die Bundesregierung gebeten, den Landern die entsprechende Informationsbasis
mitzuteilen, damit die Thematik in der Innenministerkonferenz behandelt werden
kann. Bis dahin sind Abschiebungen in den Iran seitens Bayern nicht vorgesehen.
Das weitere Vorgehen wird dann im Lichte der weiteren Erdrterungen insbes. in der
Innenministerkonferenz festgelegt.

Ausgenommen von der voribergehenden Aussetzung der Ruckfihrungen sind
schwere Straftater, darunter fallen jedenfalls die Personen, die die im Gesetz ver-
ankerten Voraussetzungen eines besonders schweren Ausweisungsinteresses
nach § 54 Abs. 1 Nr. 1, 1a des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) erflllen. Diese sol-
len unter Beachtung der Menschenrechte und bei differenzierter Betrachtung im
Einzelfall weiterhin zurtickgeflhrt werden.
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8. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie oft die Auslanderbehoérde

Toni Passau ausreisepflichtige Auslander fir einen Termin zu sich
Schuberl gebeten hat, damit diese vor Ort ohne Ankiindigung in Abschie-
(BUNDNIS behaft genommen werden kénnen, wie sie ein solches Vorge-
90/DIE GRU- hen ihrer Behérden bewertet und welche Konsequenzen sich
NEN) fur die Auslanderbehérde Passau aus dem vorliegenden Fall

eines geduldeten Iraners, der zur Ausstellung einer Arbeitser-
laubnis in die Behtrde gebeten wurde und dort am 29. Septem-
ber 2022 festgenommen worden ist, ergeben (bitte die Maf3-
nahmen benennen, die in Zukunft solch ein Vorgehen der Aus-
landerbehodrden verhindern sollen)?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Das vom Fragesteller angesprochene Vorgehen der Auslanderbehdérde wird derzeit
eingehend und sorgfaltig Gberprift. Aussagen zu einer Bewertung und daraus fol-
genden moglichen Konsequenzen sind erst nach Abschluss der Uberprifung mog-
lich.
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9. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie der Stand der Planungen zur

Stefan Errichtung eines innovativen Trainingszentrum fir Aus- und
Schuster Fortbildungen sowie regelmaflige Ubungen der Wasserrettung
(SPD) in Bayern ist, bis wann das Trainingszentrum fertiggestellt wer-

den soll und wie viel Geld sie fur den Betrieb und die Errichtung
dieses Trainingszentrums zu investieren plant?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Zunachst wird auf den Zwischenbericht des Staatsministeriums des Innern, fur
Sport und Integration (StMI) zum Beschluss des Landtags vom 31.05.2022 zur
Etablierung eines Bayerischen Wasserrettungszentrums (Drs. 18/23050) vom
30.08.2022 verwiesen.

Das StMI befindet sich in engem Austausch mit den in der Wasserrettung in Bayern
tatigen Organisationen, dem DLRG Landesverband Bayern e. V. sowie der Was-
serwacht Bayern im Bayerischen Roten Kreuz. Am 26.09.2022 wurde im Rahmen
eines Abstimmungsgesprachs auf meine Einladung und unter meiner Leitung das
weitere Vorgehen erortert. Die Organisationen werden gemeinsam ein Konzept flr
die Errichtung eines Bayerischen Wasserrettungszentrums erarbeiten und bis zum
31.03.2023 vorlegen. Dabei sollen neben der Frage mdglicher Standorte auch die
spezifischen Bedarfe und die bestehenden Notwendigkeiten in der Aus- und Fort-
bildung naher beleuchtet werden. Auf Basis dieses Konzepts wird der Landtag zu
gegebener Zeit informiert und die Moglichkeiten einer Realisierung des Vorhabens
diskutiert.
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10. Abgeordnete
Gisela
Sengl
(BUNDNIS
90/DIE GRU-
NEN)

Ich frage die Staatsregierung, wie viele Gefluchtete (inkl. ukra-
inische Staatsbirgerinnen und Staatsbuirger) aktuell im Land-
kreis Traunstein leben (aufgeteilt auf Herkunftslander), wie
viele von ihnen aktuell in Gemeinschaftsunterkiinften leben und
wie viele von den Geflichteten, die seit 2018 im Landkreis
Traunstein gemeldet waren, keine Arbeitserlaubnis bezie-
hungsweise Beschéaftigungsduldung (Ausbildung eingeschlos-
sen) erhalten haben?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration

Zum 30.09.2022 waren im Landkreis Traunstein neben 542 Kriegsfliichtlingen aus
der Ukraine, davon 528 in neu geschaffenen Unterkiinften nach dem Konzept
50 000 sowie 14 in dezentralen Unterkinften der Kreisverwaltungsbehérde, zudem
weitere 847 Personen in Gemeinschaftsunterkiinften und dezentralen Unterkinften
der Kreisverwaltungsbehdrde untergebracht. Die Verteilung nach Nationalitaten

stellte sich wie folgt dar:

Nation Personen
Afghanistan 289
Nigeria 269
Irak 37
Jemen 26
Sierra Leone 24
Somalia 24
Turkei 17
Demokratische Republik Kongo 16
Syrien 15
Vietnam 14
Senegal 11
Uganda 11
'Tansania 11
Myanmar (Burma) 8
Ungeklarte 7
Pakistan 6
Mali 6
Russland 5
Georgien 5
Staatenlose 5
Eritrea 5
Moldawien (Moldau) 5
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Fur die Gemeinschaftsunterkinfte allein ergibt sich zum Stand 30.09.2022 bei ins-
gesamt 626 Personen folgendes Bild:

Nation Personen
Nigeria 244
Afghanistan 176
Irak 27
Sierra Leone 24
Jemen 21
Tirkei 17
Somalia 16

Demokratische Republik Kongo 16

Tansania 11
Uganda 11

Myanmar (Burma)

8
Syrien 8
Ungeklarte 6
Mali 6
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Der Staatsregierung liegen keine statistisch auswertbaren Daten zur Zahl der ab-
gelehnten Antrage der im Landkreis Traunstein (seit 2018) aufhaltigen Auslander
auf Erteilung einer Beschaftigungserlaubnis bzw. einer Ausbildungs- oder Beschaf-
tigungsduldung samt Beschaftigungserlaubnis vor. Entsprechende Daten sind
durch eine Auswertung des Auslanderzentralregisters (AZR) mangels Speicher-
sachverhalts nicht zu erlangen. Zur Bedeutung, Leistungsfahigkeit und Grenzen des
(AZR) als grundlegende Datenbasis fur die Beantwortung von Anfragen wird auf die
Ausfihrungen in der Antwort der Staatsregierung vom 14.07.2020 auf die Interpel-
lation der Abgeordneten Katrin Ebner-Steiner, Ferdinand Mang und AfD-Fraktion
vom 01.08.2019 betreffend ,Die fiskalischen Lasten der ungesteuerten Zuwande-
rung in Bayern® (Drs. 18/9356 vom 08.10.2020, dort insbes. S.13/14) verwiesen.
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11. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, ob die Alarm- und Einsatzplane

Ruth von Krankenhausern gemal Art. 8 Abs. 1 Bayerisches Kata-
Waldmann strophenschutzgesetz Vorkehrungen fir den Fall von langerfris-
(SPD) tigen Strom- oder Heizungsausfallen enthalten, ob nach Auffas-

sung der Staatsregierung hier Handlungsbedarf besteht und
welche Mallnahmen zur Sicherung der Funktionsfahigkeit der
bayerischen Krankenhauser in einer winterlichen Energiekrise
sie treffen wird?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fiir Sport und Integration in Ab-
stimmung mit dem Staatsministerium fiir Gesundheit und Pflege:

In Art. 8 Abs. 1 Bayerisches Katastrophenschutzgesetz (BayKSG) ist die Verpflich-
tung fir Krankenhaustrager geregelt, flr externe und interne Notfalle Alarm- und
Einsatzplane zu erstellen. Im Einzelnen soll Art. 8 Abs. 1 Satz 1 bis 3 BayKSG die
Einsatzbereitschaft geeigneter Krankenhduser fur die Aufnahme und Versorgung
von aufden kommender Patientinnen und Patienten bei externen Schadensfallen
(Massenanfall von Verletzten) bzw. Katastrophen sicherstellen. Art. 8 Abs. 1 Satz 4
BayKSG verpflichtet die Trager aller Krankenhauser hingegen, fir Schadensereig-
nisse innerhalb des jeweiligen Krankenhauses Notfallplane aufzustellen.

Die gemaly Art. 8 Abs. 1 BayKSG fiir Schadensereignisse innerhalb der Kranken-
hauser aufzustellenden Notfallplane schlieRen regelmaRig das Szenario eines
Strom- oder Heizungsausfalls mit ein. Zudem ist sowohl bei internen als auch bei
externen Gefahrenlagen im Krankenhaus eine eindeutige Fihrungsstruktur aufzu-
bauen, die sich aus weisungsbefugten Krankenhausmit-arbeitern zusammensetzt
und alle MaBnahmen des Krankenhauses leitet.

Zur Funktionsfahigkeit der Krankenhauser in Anbetracht der Herausforderungen
der Energiekrise im Herbst und Winter 2022/2023 Iasst sich Folgendes sagen:

Die bayerischen Plankrankenhauser verfligen tber eine Notstromversorgung (insb.
batteriegestitzte Sicherheitsstromversorgung und Notstromaggregate), die im Falle
eines Stromausfalls oder einer -abschaltung den weiteren Betrieb der versorgungs-
relevanten Bereiche des Krankenhauses und damit die Versorgung der Patientin-
nen und Patienten gewahrleistet. Die Investitionskosten fir Notstromsysteme wer-
den nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz und dem Bayerischen Kranken-
hausgesetz auf Antrag der Krankenhaustrager vom Freistaat gefordert.

Bei der Planung und Errichtung der Notstromversorgung werden die einschlagigen
technischen Richtlinien beachtet. Es liegen keine Hinweise vor, dass in diesem Be-
reich Schwachstellen bestiinden. Auf der Basis eines stabilen Haushaltsansatzes
von rd. 643 Mio. Euro finanziert der Freistaat die notwendigen Investitionen in den
Plankrankenhdusern zeitgerecht und kommt damit seiner gesetzlichen Finanzie-
rungsverpflichtung in diesem Bereich bestmdglich nach.

Angesichts der angespannten weltpolitischen Lage steht das Staatsministerium fur
Gesundheit und Pflege (StMGP) im stédndigen Austausch mit der Bayerischen Kran-
kenhausgesellschaft und den Kliniktragern, um diese fur das Thema zu sensibilisie-
ren, um sich auf mégliche Szenarien einer Energiekrise vorzubereiten.
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Bei einem mehrtagigen Stromausfall kann die Patientenversorgung in den betroffe-
nen Kliniken — unabhangig von den bestehenden Notfallmaflinahmen an Kranken-
hausern bereits durch die allgemein damit verbundene Ausnahmesituation — nach
Einschatzung der Staatsregierung allerdings nicht in dem reguldren Umfang auf-
rechterhalten werden. Um das gegebenenfalls drohende Szenario eines flachende-
ckenden Ausfalls der stationdren Versorgung abzuwenden, ist der Bund dringend
gefordert, alle notwendigen MaRnahmen zu ergreifen, um einen ,Blackout* von
vornherein zu verhindern und eine zuverlassige Stromversorgung zu gewahrleisten.

Darlber hinaus ist der Bund in der Pflicht, die Kliniken angesichts der massiv ge-
stiegenen Kosten u. a. fir Energie umgehend finanziell zu unterstitzen, damit die
Energiekrise keinen kalten Strukturwandel in der Krankenhauslandschaft nach sich
zieht. Infolge der Coronapandemie ist die wirtschaftliche Situation vieler Kliniken
bereits jetzt stark angespannt. In Ubereinstimmung mit einem einstimmig gefassten
Beschluss der Gesundheitsministerkonferenz hat die Staatsregierung die Bundes-
regierung daher aufgefordert, umgehend einen finanziellen Schutzschirm zu etab-
lieren, damit keine Einrichtung wegen der Kostenexplosion im Energiebereich in
Insolvenzgefahr gerat.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

12. Abgeordneter Nachdem gemaR einer Ausschreibung der Immobilien Freistaat

Klaus Bayern (IMBY) das geplante Wohnheim fur 300 Studierende
Adelt der Hochschule fiir den 6ffentlichen Dienst in Bayern (HfOD) in
(SPD) Hof ab dem 1. September 2024 bezugsfertig sein soll, frage ich

die Staatsregierung, ob sie an diesem Zeitplan festhalt, falls ja,
wann mit einer Entscheidung zu rechnen ist (bitte mit der An-
gabe des genauen Standorts und der Form des Studierenden-
wohnheims) und falls nein, wann soll das Wohnheim nach ak-
tuellem Planungsstand bezugsfertig sein?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Das Flachenmanagementverfahren ist noch nicht abgeschlossen. Die Flachennut-
zungsempfehlung der Immobilen Freistaat Bayern wird in Kirze erwartet. Sie ba-
siert auf einer vergleichenden Untersuchung eines staatlichen Neubaus gegenuber
einer Anmietung. Das weitere Vorgehen ist daher noch offen.
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13. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, weshalb der Freistaat auf der

Kerstin Strecke Wiirzburg — Marktbreit (RB80) keinen echten Halbstun-
Celina dentakt bestellt, sondern zunehmend unregelmaligere Ab-
(BUNDNIS fahrtszeiten beauftragt (z. B. seit dem Fahrplanwechsel im De-
90/DIE GRU-  zember 2021 ab Wiirzburg Hbf. Abfahrten je nach Stunde zur
NEN) Minute :40, :41, :43, :54, .01, :04, :35, dazu kommen Taktlu-

cken), ob sie fir die Zukunft einen klaren und einfach merkba-
ren Halbstundentakt etwa zur Minute :41 und :11 zu jeder
Stunde plant und wie bewertet sie die Moglichkeit der Land-
kreise, auf diese bisher unregelmafigen Takte Zubringer-Bus-
verbindungen auszurichten, wie im Rahmen der geplanten S-
Bahn Mainfranken gefordert?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Die Fahrplane fir den Schienenpersonennahverkehr (SPNV) werden unter ande-
rem unter Beriicksichtigung der Nachfrage und der Streckenkapazitat erstellt.

Die Linie RB 80 Wirzburg — Ansbach — Treuchtlingen wird von ca. 5 Uhr bis ca.
22 Uhr im Stundentakt bedient. Die Abfahrtszeiten ab Wirzburg Hbf sind 4:30, 5:32,
6:33, 7:41, 8:43, 9:41, 10:41, 11:40, 12:43, 13:41, 14:41, 15:41, 16:43, 17:41, 18:41,
19:41, 20:41, 21:40, 23:04 und 0:35, also bis 21:40 ohne Taktlicken.

Zusatzlich zu diesem Stundentakt verkehrt wahrend der Hauptverkehrszeiten mon-
tags bis freitags ein Pendelverkehr zwischen Wirzburg und Marktbreit, der primar
auf die Beforderung von Schiilern ausgerichtet ist. Fiir einen ganztagigen Halbstun-
dentakt auf dieser Linie besteht keine hinreichende Nachfrage.

Abfahrtszeiten zur exakt derselben Minute in jeder Stunde waren auch aus Sicht
der Staatsregierung kundenfreundlicher und sind daher wiinschenswert, lassen
sich aber aufgrund der verfligbaren Trassen hier nicht realisieren. Die Schieneninf-
rastruktur muss von Ziigen des Nahverkehrs, des Fernverkehrs und des Gterver-
kehrs gemeinsam genutzt werden. Aufgrund der hohen Auslastung der Strecke so-
wie der Belegung der Bahnsteige im Hauptbahnhof Wirzburg sind bei der Trassen-
vergabe Interessenabwagungen vorzunehmen und Kompromisse zu finden.
Dadurch kommt es im Fahrplan zu leichten Verschiebungen der Fahrlagen, die zu
den dargestellten Abweichungen im Minutenbereich im Hauptbahnhof Wirzburg
fuhren. In der laufenden Fahrplanperiode sind zudem als Folge von Baumalinah-
men die Fahrlagen um 11:41 und 19:41 in bestimmten ZeitrAumen um ca. zehn
Minuten vorgezogen.

Aufgrund der nur geringen Abweichungen, die sich im Wesentlichen in einem Zeit-
fenster von vier Minuten abspielen, halt die Staatsregierung einen Busfahrplan mit
einer festen Taktzeit zur Anbindung fiir planbar, der zu diesen Abfahrtszeiten den
Anschluss unter Berticksichtigung der Umsteigezeit herstellt.
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14. Abgeordneter  Vor dem Hintergrund der mir im Brief vom 09.09.2021 seitens

Matthias der damaligen Staatsministerin fir Wohnen, Bau und Verkehr
Fischbach Kerstin Schreyer, MdL, gegebenen Information, dass im Jahr
(FDP) 2022 der Planungsauftrag fur die ,GrolRe Baumafnahme* zur

Generalsanierung des Schlosses der Friedrich-Alexander-Uni-
versitat Erlangen-Nurnberg (FAU) gegeben werden solle und
dass seitens des Staatlichen Bauamts Erlangen-Nirnberg ge-
rade schon die Sanierung des Mittelrisalits der Westfassade
geplant worden sei und in den Jahren 2022 und 2023 umge-
setzt werden solle, frage ich die Staatsregierung, inwiefern die
beiden genannten MaBnahmen mittlerweile vorangekommen
sind (bitte Projekt-/Planungsfortschritt darstellen und dabei auf
investierte Planungsressourcen in Personentagen eingehen
sowie gegebenenfalls aufgetretene Verzdgerungen erlautern
und neue Zieltermine benennen), welche Herausforderungen
das Staatliche Bauamt Erlangen-Nurnberg in der Umsetzung
sieht (bitte hier insbesondere auf den kurzlich durchgefihrten
Begehungstermin im Zusammenhang mit der zusatzlichen Ab-
sperrung vor dem Eingang des Schlosses und auf verfligbare
Planungsressourcen eingehen) und in welchem Umfang die
Kosten fiir die angekiindigten Sanierungen seitens des allge-
meinen Haushalts der Universitat oder aus den in Anlage S
vorgesehenen staatlichen HochbaumalRnahmen bestritten
werden sollen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Der Projektantrag fur die GroRe Baumaflnahme zur Sanierung des Markgréaflichen
Schlosses in Erlangen liegt vor. Der Planungsauftrag des Staatsministeriums fur
Wissenschaft und Kunst wird noch 2022 erwartet.

MafRnahmen an der Fassade des Mittelrisalits werden vorgezogen im Rahmen des
Bauunterhalts durchgeflihrt. Im Zuge der hierfur notwendigen Planungen ergab eine
aktuelle Begutachtung der Fassade, dass unverziglich weitergehende Malinahmen
zur Verkehrssicherung erfolgen mussen. Zunachst wurde der Bauzaun erweitert,
um Passanten und Besucher zu schitzen. Im nachsten Schritt soll auf Basis der
Abstimmungen mit Statiker und Restaurator ein Sicherungsgerust errichtet werden,
das auch fir die weiteren Untersuchungen und Sanierungsarbeiten genutzt werden
kann. Diese Kosten werden aus Bauunterhaltsmitteln bestritten. Die Ausschreibung
der notwendigen Leistungen soll ab Januar 2023 erfolgen, Baubeginn ist fur Ap-
ril 2023 geplant. Die Dauer der Sanierungsarbeiten ist vom erforderlichen Umfang
abhangig, der im Rahmen der laufenden Planungen noch abschlieRend festgelegt
wird. Daten zu ,investierten Personentagen® liegen nicht vor.
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15. Abgeordnete Nachdem Anwohnerinnen und Anwohner im Umkreis des Son-
Anne derflughafens Oberpfaffenhofen seit geraumer Zeit gesteiger-
Franke ten Flugverkehr an Freitagen und Samstagen wahrnehmen,
(BUNDNIS frage ich die Staatsregierung, durch welche MalRnahmen das
90/DIE GRU-  Luftamt Siidbayern als zustandige Aufsichtsbehérde sicher-
NEN) stellt, dass Privatjet-Anbieter nicht auch Freizeitflugreisen vom

bzw. zum Sonderflughafen Oberpfaffenhofen anbieten und
durchfiihren, wie viele Flugbewegungen mit strahl- und turbi-
nengetriebenen Flugzeugen und Hubschraubern im Jahr 2021
und bisher im Jahr 2022 an Freitagen, Samstagen sowie Sonn-
und Feiertagen insgesamt stattfanden und bei wie vielen, in die
Berechnung des Dauerschallpegels einflieRenden Einzelereig-
nissen im Jahr 2021 und bisher im Jahr 2022 ein Schallpegel
von 60 dB (A) in welcher Hohe Uberschritten wurde?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Der am Sonderflughafen Oberpfaffenhofen zuldssige sogenannte qualifizierte Ge-
schéftsreiseflugverkehr ist in der Betriebsgenehmigung des Flughafens legaldefi-
niert. Beim qualifizierten Geschaftsreiseflugverkehr muss es sich um einen Flug
nach Instrumentenflugregeln im Streckenluftverkehr handeln, das heillt, es muss
sich um einen Flug von Oberpfaffenhofen zu einem anderen Flugplatz oder um eine
Landung in Oberpfaffenhofen von einem anderen Flugplatz handeln. Rundfliige und
Platzrunden im qualifizierten Geschaftsreiseflugverkehr sind damit ebenso ausge-
schlossen wie Flige unter Sichtflugbedingungen. Lediglich Hubschrauber dirfen
auch im Sichtflugbetrieb starten und landen. Fliige im qualifizierten Geschéaftsreise-
flugverkehr durfen nur von Flugzeugen mit einer Startmasse von mindestens 2 bis
héchstens 25 Tonnen zuzlglich konkret in der Genehmigung genannten Flugzeug-
muster durchgeflihrt werden. Bei Hubschraubern ist die Startmasse auf 5 Tonnen
beschrankt. Zulassig sind Taxiluftverkehr, Werkluftverkehr zur Beférderung von
Personen und Gutern im eigenen Unternehmen sowie sonstiger nichtgewerblicher
Luftverkehr. Nicht zuldssig ist hingegen allgemein zuganglicher Charterluftverkehr
mit Einzelsitzplatzverkauf und Einzelplatzbuchung.

Ein Flug ist zuldssig, sofern er die Voraussetzungen der oben beschriebenen Le-
galdefinition erfullt.

Zahlen zu den Flugbewegungen auch am Sonderflughafen Oberpfaffenhofen wer-
den durch das Statistische Bundesamt erfasst und veréffentlicht. Sie sind im Inter-
net kostenfrei fiir jedermann verfiigbar 1.

Fluglarm wird, wie auch StraRen- und Schienenlarm, heutzutage berwiegend be-
rechnet und nicht gemessen, deshalb basiert das jahrliche Larmgutachten entspre-
chend der luftrechtlichen Genehmigung fir den Sonderflughafen Oberpfaffenhofen
auf einem rechnerischen Ergebnis aus dem Flugbetrieb des vorangegangenen Jah-
res. Die Hohe des Schallpegels bei Einzelereignissen ist hingegen abhangig vom
Immissionsort und vielen anderen Einflussgréfen, hierzu liegen der Staatsregie-
rung keine Erkenntnisse vor.

https://www.destatis.de/DE/Service/Bibliothek/ publikationen-fachserienliste-8.html
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16. Abgeordneter  Vor dem Hintergrund der seit Jahren leider ergebnislos verlau-

Volkmar fenden politischen und verbandlichen Anstrengungen zur Barri-
Halbleib erefreiheit der Bahnhdfe Kitzingen und Ochsenfurt und im Hin-
(SPD) blick auf die Ankilindigung der Staatsregierung, Bayern 2023

barrierefrei zu machen, frage ich die Staatsregierung, was sie
bisher konkret unternommen hat, um die Barrierefreiheit der
beiden Bahnhofe zu erreichen (bzw. welche Verhandlungen mit
welchem Ergebnis sie bisher mit Bahn und Bund gefiihrt hat),
welchen Stellenwert und Bedeutung die Barrierefreiheit dieser
beiden Bahnhofe aus Sicht der Staatsregierung auch im Hin-
blick auf Prioritdtensetzungen konkret einnimmt und mit welcher
Unterstitzung seitens des Freistaates Bayern kénnen die Men-
schen in Kitzingen und Ochsenfurt und Region jetzt rechnen,
um die Barrierefreiheit der Bahnhdfe baldmdglichst endlich zu
erreichen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Gemal Grundgesetz ist der Bund fir den Ausbau und Erhalt der DB-Schieneninf-
rastruktur verantwortlich und damit auch fiir den barrierefreien Ausbau der Bahn-
héfe Kitzingen und Ochsenfurt, die sich im Eigentum der DB Station&Service AG
befinden.

Aus Sicht der Staatsregierung besteht eine hohe Prioritat, gerade Stationen mit
mehr als 1 000 Ein- und Aussteigern, zu denen auch Kitzingen und Ochsenfurt ge-
héren, so schnell wie moéglich barrierefrei auszubauen. Hierfur gibt es jedoch im
Freistaat bei noch rund 100 Stationen in dieser Kategorie einen Investitionsbedarf
von insgesamt rund 1,5 Mrd. Euro.

Der Bund hat zuletzt mit der Forderinitiative zur Attraktivitatssteigerung und Barrie-
refreiheit von Bahnhofen (FABB 2) ein Barrierefreiheitsprogramm fir Bahnstationen
zwischen 1 000 und 4 000 Ein- und Aussteigern aufgelegt, bei dem die Lander half-
tig kofinanzieren miussen. Die Staatsregierung hatte die beiden Bahnhéfe hierfir
beim Bund gemeldet. Aufgrund der vom Bund vorgegebenen geringen Dotierung
sind jedoch lediglich zwei Projekte aus Bayern vom Bund bericksichtigt worden.
Dabei sind mit Kaufbeuren und Gunzenhausen Stationen zum Zuge gekommen, die
auch Knotenbahnhéfe sind.

Gemal Auskunft der DB Station&Service AG gibt es aktuell leider keine Perspekti-
ven fir einen barrierefreien Ausbau der Bahnhéfe Kitzingen und Ochsenfurt. Nach
Kenntnis der Staatsregierung will insbesondere das Bundesministerium fir Finan-
zen kein Planungsvorratsprogramm fur barrierefreie Stationsausbauten mehr zulas-
sen.

Die Staatsregierung hat von der Bundesregierung bereits mehrfach gefordert, dass
mehr Mittel fir den barrierefreien Ausbau im 6ffentlichen Verkehr bereitgestellt wer-
den. Auch kinftig wird sich die Staatsregierung mit Nachdruck beim zustandigen
Bund und bei der DB daflr einsetzen.
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17. Abgeordnete Nachdem der Freistaat Bayern 529 Mio. Euro fiir den Ausgleich

Annette der durch die Einfihrung des 9-Euro-Tickets entstandenen fi-
Karl nanziellen Nachteile erhalten hat, frage ich die Staatsregierung,
(SPD) inwieweit diese Mittel schon an die Leistungserbringer ausge-

zahlt wurden, welcher Verteilungsschlissel dafir angewendet
wurde und wie hoch der Anteil an den 529 Mio. Euro der einzel-
nen Regierungsbezirke ist?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Der Freistaat hat die Bundesmittel gemaR § 8 Absatz 3 des Regionalisierungsge-
setzes fiir den Ausgleich der durch die Einflihrung und die Umsetzung des 9-Euro-
Tickets entstandenen finanziellen Nachteile in Hohe von 529,2 Mio. Euro erhalten.
Im Rahmen vorlaufiger Abschlagszahlungen, die im Sommer 2022 durchgefiihrt
wurden, hat der Freistaat aufgrund der bisher vorliegenden Antrage der Verkehrs-
unternehmen auf Abschlagszahlungen rund 281 Mio. Euro ausgereicht. Die Be-
zirksregierungen wickeln die den allgemeinen OPNV betreffenden Auszahlungen
ab, das Staatsministerium fir Wohnen, Bau und Verkehr die den Schienenperso-
nennahverkehr (SPNV) betreffenden Auszahlungen. Die ausgereichten Mittel ver-
teilen sich wie folgt:

— Regierung von Oberbayern: 113,3 Mio. Euro
— Regierung von Niederbayern: 7,5 Mio. Euro
— Regierung der Oberpfalz: 10,1 Mio. Euro

— Regierung von Oberfranken: 6,7 Mio. Euro
— Regierung von Mittelfranken: 27,7 Mio. Euro
— Regierung von Unterfranken: 12,5 Mio. Euro
— Regierung von Schwaben: 17,8 Mio. Euro

— Keine regionale Zuordnung mdglich: Auszahlungen betreffend SPNV in Héhe
von 85,4 Mio. Euro

Die Berechnungsgrundlage fir die Antradge auf vorldufige Abschlagszahlung ist
nicht die voraussichtliche Héhe der finanziellen Nachteile infolge des 9-Euro-Ti-
ckets, sondern zur Beschleunigung der Auszahlungen vielmehr die H6he der pan-
demiebedingten Schaden des Jahres 2021.

Die Frist fur die Einreichung von vollstandigen Ausgleichsantragen, deren Berech-
nungsgrundlage die Héhe der finanziellen Nachteile aus dem 9-Euro-Ticket bein-
haltet, hat am 30. September 2022 geendet. Vor diesem Hintergrund liegen derzeit
noch keine Daten zu H6he und Verteilung der entsprechenden Haushaltsmittel im
Zuge des regularen Antragsverfahrens vor.
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18. Abgeordneter  Anlasslich des Uberwertankaufs des Grundstiicks ,Brunecker

Sebastian StrafRe” in NlUrnberg frage ich die Staatsregierung, inwiefern es
Korber seitens des Staatsministeriums fur Wohnen, Bau und Verkehr
(FDP) (StMB) bzw. einer Abteilung / eines Referats des StMB Beden-

ken gab (bitte um Darlegung der Form und Nennung der Abtei-
lung / des Referats), inwiefern gar von einem staatlichen Kauf
seitens einer Abteilung / eines Referats im StMB abgeraten
wurde (u. a., da dieser nicht wirtschaftlich sei, nicht rechtens)
(bitte um Angabe der Griinde) und wie sie mit diesen Bedenken
bzw. dem kritischen Bericht/Stellungnahme ggf. umgegangen
ist?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Der Ankauf des Grundstuicks fur den Bau einer neuen Technischen Universitat in
Nurnberg ist nach geltendem Recht, unter Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften
und mit Zustimmung des Landtags erfolgt.

Grundlage war die Leitentscheidung des Bayerischen Kabinetts von Ministerprasi-
dent Horst Seehofer vom 2. Mai 2017 und 16. Mai 2017, in Nurnberg eine neue
Universitat auf dem Gebiet der Technikwissenschaften mit einem angestrebten
Ausbauziel von 5 000 bis 6 000 Studienplatzen zu errichten, die auf einem neu zu
entwickelnden Campus etabliert werden soll.

Nach intensiver Standortsuche war nur ein Grundstiick in Nirnberg fir die Errich-
tung der neuen Campus-Universitat geeignet (Gelande Brunecker Stralie).

Die zustandige staatliche Immobilienverwaltung (IMBY) hat die Kaufverhandlungen
gefuhrt und im Oktober 2018 zum Abschluss gebracht.

Der Ankauf von Grundstiicken zu einem Kaufpreis, der Uber einem ermittelten Ver-
kehrswert liegt, ist angesichts des angespannten Grundstiicks- und Immobilien-
marktes in Bayern nicht unidblich und kann gerade zur Realisierung bedeutsamer
Investitionsprojekte wie Universitatsneubauten und Klinikneubauten notwendig wer-
den. Der Erwerb erfolgt dann jeweils Grundstocks konform. Diese Grundsatze wur-
den auch im angefragten Fall eingehalten.

Der Ankauf des Grundsticks erfolgte nach Beschluss des Ministerrats vom
3. Juli 2018 unter Federfuhrung der damaligen Wissenschaftsministerin Dr. Marion
Kiechle und der damaligen Bauministerin llse Aigner sowie nach Genehmigung des
Haushaltsausschusses vom 5. Juli 2018 in nicht 6ffentlicher Sitzung und mit den
Stimmen aller im Landtag vertretenen Parteien.

Der Ablauf der verwaltungsinternen Entscheidungsprozesse unterfallt als Kernbe-
reich exekutiver Eigenverantwortung nicht dem parlamentarischen Fragerecht.
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19. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele ukrainische Staatsbur-

Ulrich ger, die Sozialleistungen in Bayern in Anspruch nehmen, nach
Singer ihrer Kenntnis mit eigenem Kraftfahrzeug in Bayern eingereist
(AfD) sind, bei wie vielen dieser genannten Kraftfahrzeuge aktuell

kein Haftpflichtversicherungsschutz vorliegt und wie gewahr-
leistet wird, dass ukrainische Kraftfahrzeuge in Bayern Uber ei-
nen gultigen Versicherungsschutz verfligen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Ukrainische Fahrzeuge, deren Insassen sich auf der Flucht vor dem russischen Mi-
litdr in Deutschland aufhalten, sind zunachst fir den Zeitraum (maximal) eines Jah-
res als nur voriibergehend im Inland befindlich anzusehen, sofern der ukrainische
Halter oder Fahrer des Fahrzeugs nichts Gegenteiliges erklart. Bei einer vortber-
gehenden Nutzung sind die Zulassungsbehoérden mit diesen Fahrzeugen nicht be-
fasst, eine Feststellung der in Bayern befindlichen Fahrzeuge ist daher nicht mog-
lich.

Fur ukrainische Fahrzeuge, die durch die Fluchtbewegung nach Deutschland ver-
bracht wurden, wurde die Versicherungsnachweispflicht nach § 1 Absatz 2 Satze 1
und 2 des Gesetzes Uber die Haftpflichtversicherung fiir auslandische Kraftfahr-
zeuge und Kraftfahrzeuganhanger bundesweit befristet bis zum 31. Mai 2022 aus-
gesetzt, da die Fahrzeugfiihrenden aufgrund des russischen Angriffes oft nicht in
der Lage waren, sich bei ihrer Versicherung die erforderlichen Unterlagen vor der
Ausreise zu besorgen.

Der Gesamtverband der Versicherungswirtschaft (GDV) und das deutsche Biro
Grune Karte haben sich bereit erklart, bei Schaden die Abwicklung mit der fir das
ukrainische Fahrzeug zustandigen Versicherung zu tbernehmen und bei Fehlen
des Versicherungsschutzes eine Mindestversicherungsdeckungssumme, getragen
durch alle deutsche Kfz-Haftpflichtversicherer, zu gewahrleisten.

Mit Ablauf des 31. Mai 2022 waren die Fahrzeugfihrenden wieder verpflichtet, bei
Kontrollen einen Versicherungsnachweis zu erbringen. Die Versicherer bieten den
Haltern in der Ukraine zugelassener Fahrzeuge die Mdglichkeit zum Abschluss ei-
nes befristeten Versicherungsschutzes bis zu einem Jahr. Das Bundesministerium
fur Digitales und Verkehr hat dazu entsprechendes Informationsmaterial zur Verfu-
gung gestellt.!

Die herausgegebenen Merkblatter werden auch von den Kreisverwaltungsbehor-
den zur Verfligung gestellt.

1

https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/K/ukraine.html
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20. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Ausnahmegenehmi-

Rosi gungen nach § 78 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) wur-
Steinberger den in den letzten 10 Jahren fir festgesetzte oder vorlaufig ge-
(BUNDNIS sicherte Uberschwemmungsgebiete in Bayern erteilt (bitte nach
90/DIE GRU-  Regierungsbezirken aufschliisseln), welche Kriterien miissen
NEN) erfillt sein, um eine solche Ausnahmegenehmigung zu erhal-

ten, und welche Behdrde ist dafiir zustandig?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Die Zahl der festgesetzten oder vorlaufig gesicherten Uberschwemmungsgebiete in
Bayern wird nicht statistisch erfasst. Die Beantwortung héatte eine aufwandige Ab-
frage bei allen Wasserrechtsbehdrden erforderlich gemacht, was in der fiir die Be-
antwortung der Anfrage zur Verfigung stehenden Zeit nicht mdglich war. Es wird
davon ausgegangen, dass sich die Frage auf die ausnahmsweise Zulassung neuer
Baugebiete in festgesetzten oder vorlaufig gesicherten Uberschwemmungsgebie-
ten bezieht. Die Kriterien sind in § 78 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) fir
festgesetzte Uberschwemmungsgebiete abschlieRend aufgefiihrt. Diese Regelung
gilt gemaR § 78 Abs. 8 WHG entsprechend fiir vorlaufig gesicherte Uberschwem-
mungsgebiete. Zustandige Behorde im Sinn von § 78 Abs. 2 Satz 1 (und Abs. 8)
WHG ist gemaR Art 63 Bayerisches Wassergesetz die Kreisverwaltungsbehorde als
Wasserrechtsbehorde. Sollte sich die Frage auf die Errichtung oder Erweiterung
baulicher Anlagen im Einzelfall beziehen, so richtet sich die ausnahmsweise Zulas-
sung abschlielfend nach den gesetzlichen Anforderungen des § 78 Abs. 5 (gdf.
i. V. m. Abs. 8) WHG.



Drucksache 18/24574 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 29

21. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, ob Planungstrager fur die Reali-
Martin sierung von Windenergieprojekten unter Nutzung der vorgese-
Stumpfig henen sechs Fallgruppen der geplanten Gesetzesanderung
(BUNDNIS des Art. 82 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) einen Be-
90/DIE GRU-  bauungsplan bzw. Flachennutzungsplan aufstellen oder eine
NEN) Ausweisung als Vorrangflache in die Wege leiten miissen, mit

welcher rechtlichen Begrindung ist die Unterscheidung Wald
und Acker der aktuellen Gesetzesanderung in Art. 82 BayBO
gerechtfertigt hinsichtlich einer Ungleichbehandlung der Eigen-
timer von Ackerflachen und ist bei einem pauschalem Abstand
von Windkraftanlagen von 1 000 m oder mehr zur nachsten
Wohnbebauung ein Larmschutzgutachten im Rahmen des bun-
desimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens
noch notwendig?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Zu Frage 1:

Fur Fallgruppe 1 ergibt sich die Antwort bereits unmittelbar aus dem Gesetzestext
bzw. dem gesetzlichen Zusammenhang: Diese Fallgruppe setzt ein Vorrang- oder
Vorbehaltsgebiet fir Windkraft bzw. die Darstellung in einem entsprechenden Fla-
chennutzungsplan voraus (nicht: Bebauungsplan). Die anderen Fallgruppen 2—6
betreffen Privilegierungstatbestande, die insoweit unabhangig von gemeindlicher
Bauleitplanung oder von Vorrang- oder Vorbehaltsgebieten zur Anwendung kom-
men.

Zu Frage 2:

Zu dieser Frage darf auf die Gesetzesbegrindung (Drs. 18/23858, Seite 6 f.) ver-
wiesen werden: Demzufolge ist zunachst allen Fallgruppen gemeinsam, dass
»(...) Erleichterungen bei Mindestabstand nur dort angefuhrt werden, wo die Land-
schaft in ihrer naturlichen Eigenart bereits beeintrachtigt oder vorgepragt ist (...)"
Zu Fallgruppe 6 (Wald) wird in der Gesetzesbegriindung ergdnzend ausgeflhrt:
»(---) Auch wenn moderne Windenergieanlagen wegen ihrer Hohe selbst bei Stand-
orten im Wald wahrnehmbar bleiben werden, so wird die von der Windenergiean-
lage ausgehende Wirkung durch eine Einhegung im Wald gleichwohl abgemildert.
In der baurechtlichen Rechtsprechung ist anerkannt, dass Anpflanzungen einen
solch positiven Effekt auslésen kdénnen (vgl. OVG Munster, Beschluss vom
26.07.2017 — 8 B 396/17). Durch die Waldflachen treten aber auch stadtebauliche
Spannungen weniger stark hervor als bei sonstigen Flachen (...)*. Nach Auffassung
der Staatsregierung sind damit — auch vor dem Hintergrund des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes (Art. 118 der Bayerischen Verfassung — BV, Art. 3 des Grundge-
setzes — GG) — sachgerechte Kriterien (im Rahmen der weiten verfassungsgericht-
lich eingeraumten Beurteilungsprarogative des Gesetzgebers) zur Abgrenzung an-
derer Flachen, wie die in der Anfrage zum Plenum genannten Ackerflachen, gege-
ben.

Zu Frage 3:

Rechtlich verbindliche Mindestabstéande kennt das Immissionsschutzrecht nicht. Bei
einem Mindestabstand von 1 000 m oder mehr ist erfahrungsgemaf die Gefahr von
Beeintrachtigungen und Konflikten wegen Larm und Schattenwurf deutlich niedriger
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als bei (deutlich) niedrigeren Absténden, so dass hier eine pauschale Abstandsbe-
trachtung (ohne Gutachten) grundsatzlich méglich ist. Im Falle der Genehmigung
von mehreren Windenergieanlagen (Windparks) und/oder bei relevanten Vorbelas-
tungen durch Larm von anderen nach der Technische Anleitung zum Schutz gegen
Larm (TA Larm) zu berlcksichtigenden Anlagen genugt eine pauschale Abstands-
betrachtung allerdings nicht.
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22. Abgeordneter Da das Staatsministerium fur Erndhrung, Landwirtschaft und
Hans Forsten am 08.11.2022 in einer Pressemitteilung anlasslich des
Urban Bayerischen Zimmerer- und Holzbaugewerbetags mitteilte,
(BUNDNIS dass ,fur den Freistaat [...] Bauen mit Holz dank der Holzbau-
90/DIE GRU- initiative ohnehin zum Regelfall* wird, frage ich die Staatsregie-
NEN) rung, welche Holzbauquote gréRer als 50 Prozent sich der Frei-

staat damit selbst gibt, ob diese Quote ausschlielich fiir Neu-
bauten gilt oder auch Altbausanierungen und -renovierungen
miteingeschlossen sind und welche Kriterien angestellt werden,
um hierbei ausschlieBlich Holz aus nachhaltiger Waldbewirt-
schaftung einzusetzen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Ein Einsatz von Holz als Baustoff in Holz- und Holzhybridbauweisen erfolgt bei ge-
eigneten staatlichen BaumafRnahmen, wenn die funktionalen, konstruktiven und
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen dies zulassen. Dies trifft sowohl fir Neubau-
ten als auch Sanierungen von Bestandsgebauden zu. Die Méglichkeit des Einsat-
zes von Holz hangt damit von den Voraussetzungen des jeweiligen Einzelfalles ab.
Es sind jeweils die funktionalen, bautechnischen und konstruktiven Anforderungen
unter Abwagung der wirtschaftlichen Bedingungen der Einzelprojekte zu bertick-
sichtigen. Die staatlichen Regelungen schreiben daher keine Quoten fiir bestimmte
Baustoffe vor noch schlief3en sie bestimmte Baustoffe aus. Aus diesem Grund gibt
es auch keine starre Holzbauquote, die sich der Freistaat Bayern selbst gibt.

Es ist zu erwarten, dass infolge der Anderungen der Bayerischen Bauordnung vom
1. Februar 2021 und Einfihrung der Muster-Holzbaurichtlinie als Technische Bau-
bestimmung, durch die erweiterte Einsatzmdglichkeit des Baustoffes Holz in Holz-
konstruktionen der Gebaudeklassen vier und funf, die Zahl staatlicher Projekte in
Holz- oder Holzhybridbauweise zunehmen wird, die haufig diesen Gebaudeklassen
zuzuordnen sind.

Bei staatlichen Bauvorhaben werden von den Auftragnehmern regelmafig Nach-
weise Uber die nachhaltige Bewirtschaftung der Rohholzgewinnung gefordert. Das
Vergabehandbuch Bayern (VHB) fordert hinsichtlich der Verwendung von Holz bei
Baumalnahmen der &ffentlichen Hand zum Nachweis, dass alle zu verwendenden
Holzprodukte nach FSC, PEFC oder gleichwertig zertifiziert sein missen oder die
fur das jeweilige Herkunftsland geltenden Kriterien des FSC oder PEFC einzeln er-
fullen. Zudem wird in den Umweltrichtlinien Offentliches Auftragswesen vorgege-
ben, dass Holzprodukte nachweislich aus legaler und nachhaltiger Waldbewirt-
schaftung stammen mussen und der Nachweis im Vergabeverfahren vom Bieter
durch Vorlage eines Zertifikats von PEFC, FSC, eines vergleichbaren Zertifikats
oder durch Einzelnachweise zu erbringen ist.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums der Justiz

23. Abgeordneter
Matthias
Fischbach
(FDP)

Vor dem Hintergrund der kirchlichen Missbrauchsfalle und der
mittlerweile hierzu Gbermittelten beiden Berichte des Staatsmi-
nisteriums fiir Justiz (StMJ) frage ich die Staatsregierung: 1.a)
Welche Erkenntnisse liegen heute und lagen zum Zeitpunkt der
Gutachtenverdéffentlichung im Jahr 2010 der Staatsregierung
zu den sieben im Bericht des StMJ erwahnten korperlichen
Ubergriffen im Einzelnen und im Detail vor (bitte um genaue
Informationen zu Tathergang, Tatorten, Tatzeiten, Tatern und
Opfern, insbesondere Alter zum Tatzeitpunkt, sowie — falls je-
weils ein formliches Vor-/Ermittlungsverfahren eréffnet worden
ist — Mitteilung des staatsanwaltschaftlichen und/oder polizeili-
chen Aktenzeichens)? 1.b) Wie ist in den einzelnen Fallen je-
weils dokumentiert, dass ein Strafantrag ,seitens der Vertre-
tungsberechtigten ausdriicklich nicht gestellt“ worden ist (bitte
Informationen Uber jeweils vertretungsberechtigte Personen
sowie jeweiligen Zeitraum der Frist fir den Strafantrag sowie
Zeitpunkt und Art ausdriicklichen Erklarung wiedergeben)? 1.c)
Inwiefern wurden die Vertretungsberechtigten jeweils seitens
der Behorden Uber ihre Rechte bezliglich der Strafantragsstel-
lung aufgeklart (bitte Zeitpunkt und Name der Behdrde jeweils
benennen)? 2.a) Bestand nach der Diskussion rund um die
Verdffentlichung des Gutachtens 2010 aus Sicht der Staatsre-
gierung und der Strafverfolgungsbehérden die Mdglichkeit, ein
besonderes offentliches Interesse an der Verfolgung der dort
dokumentierten kérperlichen Ubergriffe zu bejahen (bitte genau
erlautern, falls dies ausgeschlossen werden kann)? 2.b) Bei
welchen der bislang aufgelisteten sowie sonstig bekannt ge-
wordenen kirchlichen Missbrauchsfallen neben denen aus dem
im zweiten Bericht des StMJ erwahnten Gutachten von 2010
haben das StMJ bzw. die Staatsanwaltschaften nur (zumindest
teilweise) geschwarzte Akten erhalten (bitte ggfs. je Einzelfall
Ubersichtlich auflisten)? 2.c) Inwiefern konnte die Staatsanwalt-
schaft bei diesen Schwarzungen sowie bei den Schwarzungen
im Anlagenteil des Bandes Il des Gutachtens aus 2010 jeweils
ausschlieRen, dass es sich bei diesen um ermittlungsrelevante
Informationen handeln kdnnte (bitte je Einzelfall erlautern)?
3.a) Insofern nach 2.c) nicht die Schwarzung ermittlungsrele-
vanter Informationen ausgeschlossen werden konnte, wann
wurde mit dem Aktenherausgeber bzw. den Kirchen jeweils
Kontakt aufgenommen, um doch eine Herausgabe der Infor-
mationen zu erwirken? 3.b) Falls es keine freiwillige Heraus-
gabe der Informationen gab, wie wurde jeweils in Abwagung
mit anderen Rechtsvorschriften (z. B. § 203 Strafgesetzbuch —
StGB oder Bundesrechtsanwaltsordnung — BRAO) die Mog-
lichkeit einer Durchsuchung geprtift (bitte darauf eingehen, ob
ggf. Teile von § 203 StGB oder im Falle einer bekannten Man-
dantschaft der Geschadigten die BRAO konkret eine Heraus-
gabe oder Beschlagnahme verhinderten)? 3.c) Wie wurde mit
Bezug auf die Schwarzungen im Anlagenteil des Bandes Il des
Gutachtens aus 2010 geprift, ob die Geschadigten nicht doch
aktiv an der (seinerzeit noch nicht verjahrten) Strafverfolgung —
insbesondere in Fallen, die aufgrund eines nicht hinreichenden
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Tatverdachts 3. o. &. eingestellt worden sind — hatten mitwirken
wollen? 4.a) Insofern ein Verfahren bezuglich Fallen aus den
Gutachten oder sonstiger Falle aus dem Bericht des STMJ
ohne weitere Ermittlungsmallnahmen eingestellt wurde: Wie
lautete jeweils der Einstellungsvermerk im Wortlaut? 4.b) In-
wiefern waren bzw. wurden die bayerischen Jugendamter bei
den in den drei kirchlichen Gutachten zu sexuellem Missbrauch
und kérperlichen Ubergriffen dargestellten Fallen sowie in den
weiteren in den Berichten des StMJ dargestellten Fallen jeweils
involviert (bitte fir dokumentierte Einschaltungen der Jugend-
amter diese im Einzelnen auffiihren und bezlglich des zweiten
StMJ-Berichts in den Tabellen als Spalte erganzen)? 4.c) In
welchem Umfang erfolgte jeweils eine Informationsweiterlei-
tung durch die Staatsanwaltschaft an die Polizei, um von dort
aus z. B. gefahrenabwehrende Malinahmen nach dem Polizei-
aufgabengesetz (PAG) (insbesondere bezliglich des bekannt-
gewordenen Beschuldigten) zu veranlassen (bitte ggf. Art und
Zeitpunkt sowie Rechtsgrundlage der Mainahmen im Einzelfall
darstellen)? 5.a) Wie lauteten jeweils die konkreten Tatvor-
wirfe und Anhaltspunkte im Detail fir die dargestellten Verfah-
ren nach § 184b und § 184c StGB (bitte bezliglich der berich-
teten Falle im Einzelnen die Tatvorwirfe entsprechend der Un-
tergliederung der Paragrafen angeben, detailliert ausfiihren
und die zugrundliegenden Informationen, die zum Tatverdacht
und den Vor-/Ermittlungen fiihrten, darlegen)? 5.b) Welche Er-
kenntnisse liegen der Staatsregierung, den Strafverfolgungs-
behdrden oder dem Landesamt fur Verfassungsschutz zu den
Beschaffungswegen flr das kinder- oder jugendpornografische
Material in diesen Féllen im Einzelnen und eventuellen Bezu-
gen zur organisierten Kriminalitat vor? 5.c) Sind der Staatsre-
gierung, den Strafverfolgungsbehdrden oder dem Landesamt
fur Verfassungsschutz Falle bekannt, in denen Personen aus
dem Kirchenumfeld bei der Erstellung von kinder- oder jugend-
pornografischem Material mitgewirkt oder dazu beigetragen
haben (bitte ggfs. Erkenntnisse im Einzelnen auffiihren)? 6.a)
Sind der Staatsregierung, den Strafverfolgungsbehérden oder
dem Landesamt fiir Verfassungsschutz Falle bekannt, in denen
Geschadigte der kirchlichen Missbrauchsfalle in kinder- oder
jugendpornografischem Material foto- oder filmografisch darge-
stellt worden sind (bitte ggf. Erkenntnisse im Einzelnen auffiih-
ren)? 6.b). Inwiefern wurde bislang darauf hingewirkt, entspre-
chende Erkenntnisse nach 5.a), 5.b) oder 6.a) zu erlangen
(bitte insbesondere Zeitraum und Art entsprechender Ermitt-
lungsmallnahmen darlegen)? 6.c) Falls solche Erkenntnisse
vorlagen, wie wurde damit umgegangen — insbesondere mit
Bezug auf die Geschadigten und deren Schutz? 7.a) In welcher
Form und welchem Umfang erhielten die bayerischen Ermitt-
lungsbehdrden in den vergangenen finf Jahren Informationen
zu kinder- oder jugendpornografischen Verdachtsfallen vom
NCMEC, dem US-amerikanischen FBI und anderen auslandi-
schen Quellen (bitte Zeitpunkte, Umfang der Informationen und
Anlasse darlegen)? 7.b) Welcher Anteil der Informationen be-
zog sich hiervon potenziell auf kirchliche Missbrauchsfalle,
z. B. aufgrund von Beschuldigten mit kirchlicher Funktion? 7.c)
Wurden die in 7.a) dargelegten Informationen schon vollstandig



Drucksache 18/24574

Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode

Seite 34

kriminalistisch aufgearbeitet (ggf. noch dartber hinaus ausste-
henden Ermittlungsbedarf insbesondere mit Bezug auf mogli-
che weitere Falle mit Kirchenbezug erdrtern)? 8.a) Ist der
Staatsregierung bekannt, wie seitens der Kirchen mit denjeni-
gen Tatern verfahren wurde, die aufgrund von Verjahrung nicht
strafrechtlich belangt werden konnten (bitte ggfs. im Einzelnen
darstellen)? 8.b) Welche MaRnahmen seitens der katholischen
und der evangelischen Kirche sind der Staatsregierung be-
kannt, die gewahrleisten sollen, dass sich Falle von Ubergriffen
durch Angehodrige der katholischen Kirche nicht wiederholen
bzw. schnell erkannt werden? 8.c) Inwiefern wurde diesbeziig-
lich mit den Kirchen und kirchennahen Institutionen kommuni-
ziert?

Antwort des Staatsministeriums der Justiz

Die Fragen sind bereits aus der Schriftlichen Anfrage des Abgeordneten Matthias
Fischbach ,Missbrauchsfalle in der katholischen Kirche 11“ vom 29. August 2022
bekannt. Diese Fragen werden durch das Staatsministerium der Justiz auch umfas-
send beantwortet werden. Aufgrund des erheblichen Umfangs der Fragen und des
damit verbundenen Rechercheaufwandes ist dies jedoch nicht innerhalb der fir die
Beantwortung der vorliegenden Anfrage zum Plenum zur Verfiigung stehenden Zeit
moglich. Ein GroBteil der Fragen wird zeitnah beantwortet werden.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

24. Abgeordneter
Albert
Duin
(FDP)

Ich frage die Staatsregierung, inwiefern sie plant, die Schulen in
freier Tragerschaft zur Bewaltigung der enorm gestiegenen
Energiekosten in Zukunft zu unterstitzen (bitte Art, Héhe und
Zeitrahmen geplanter Unterstiitzungen darstellen sowie das fe-
derfihrend verantwortliche Staatsministerium benennen), wel-
che Auswirkungen die drohenden SchlieRungen von Schulen in
freier Tragerschaft fir die Unterrichtsversorgung in Bayern an-
gesichts einer Gesamtschiilerzahl von iber 140 000 betroffe-
nen Schilerinnen und Schilern allein in den allgemeinbilden-
den Schulen hatten (bitte unter Berlcksichtigung der Genehmi-
gungsprozesse sowie der zeitlichen und finanziellen Ressour-
cen, die fur Schulgriindungen bzw. Erweiterungen im o&ffentli-
chen Bereich notwendig sind, beantworten) und wann L&sun-
gen fir die Energieproblematik dieser Schulen erstmals in der
Staatsregierung diskutiert worden sind?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Der Staat finanziert die Schulen in freier Tragerschaft in Bayern entsprechend sei-
ner aus der Verfassung abgeleiteten Verpflichtung, das Ersatzschulwesen als Insti-
tution zu sichern. Es besteht keine Verpflichtung zu einer hundertprozentigen Refi-
nanzierung der Kosten durch den Staat. Die staatliche Finanzierung nach dem Bay-
erischen Schulfinanzierungsgesetz (BaySchFG) ist grundsatzlich abschlie®end. Fur
zusatzliche finanzielle Leistungen stehen aktuell keine Haushaltsmittel zur Verfi-
gung. Die weitere Entwicklung, insbesondere auch auf Bundesebene, bleibt abzu-
warten. Im Fall der Auflage von Hartefallfonds, Unternehmensférderung o. 8. hat
das Staatsministerium fur Unterricht und Kultus auch die Privatschulen im Blick.
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25. Abgeordnete  Ich frage die Staatsregierung, wie viele ukrainische Schiler im

Katrin Schuljahr 2022/2023 an den staatlichen Schulen in Bayern ge-
Ebner-Stei- meldet sind, wie sich diese auf die jeweiligen Schularten vertei-
ner len (absolut und prozentual) und wie viele ukrainische Schiler
(AfD) nicht an einer bayerischen Schule angemeldet sind, obwohl sie

der Schulpflicht unterliegen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Das Staatsministerium fir Unterricht und Kultus (StMUK) erhebt iber ein Portal die
Zahlen der aus der Ukraine geflohenen Kinder und Jugendlichen an bayerischen
Schulen. Es liegen noch nicht von allen Schulen Riickmeldungen vor und es erfol-
gen weiterhin Anmeldungen an den Schulen.

Zum Stand 07.10.2022 wurden 29 110 Schulerinnen und Schiler gemeldet. Darun-
ter sind 18 425 an Grund- und Mittelschulen (rund 63,3 Prozent), 2 829 an Real-
schulen (rund 9,7 Prozent), 4 743 an Gymnasien (rund 16,3 Prozent), 2 433 an be-
ruflichen Schulen (rund 8,4 Prozent), 414 an Férderschulen (rund 1,4 Prozent) und
266 an sonstigen Schulen (rund 0,9 Prozent).

Die Schulpflicht wird von den Pflichtschulen Uberwacht. Bei Verdachtsfallen oder
VerstoRen wird diesen nachgegangen und es erfolgt ggf. eine Meldung an die Kreis-
verwaltungsbehdrden, damit Verstofle gegen die Schulpflicht als Ordnungswidrig-
keit verfolgt werden kénnen. Eine Statistik hierzu wird nicht gefiihrt.
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26. Abgeordneter
Matthias
Fischbach
(FDP)

Laut eines Berichts in der Frankenpost vom 30.07.2022 be-
grundet der Staatsminister fiir Unterricht und Kultus eine Wer-
bekampagne fiir das Lehramtsstudium unter anderem mit einer
anstehenden ,Pensionierungswelle®. AuRerdem ist in dem Be-
richt (und weiteren Meldungen) von einem Schreiben des
Staatsministeriums fir Unterricht und Kultus (StMUK) an die
Bezirksregierungen die Rede, welches besage, dass fir die
»Zeit ab September nur minimal“ geplant werden solle. In einem
Bericht auf dem Onlineportal merkur.de vom 29.07.2022" ist
ein Schulamt dargestellt, welches den Schulleitern empfehle,
Pensionisten anzusprechen, denn die vorhandenen Lehrkréfte
sreichen nicht aus, um alle Planstellen zu besetzen®. Im Ge-
sprach mit dem Bildungsausschuss uber die Vorbereitung der
Unterrichtsangebote fir ukrainische Flichtlinge im Herbst
empfahl der Staatsminister, ebenfalls auch auf den Einsatz von
pensionierten Lehrkraften zurtickzugreifen. Vor diesem Hinter-
grund frage ich die Staatsregierung: 1.a) Wie grof3 war/ist der
Anteil der Uber 50-jahrigen Lehrkrafte in den Jahren 2015,
2020, 2021 und 2022 in geburtsjahrgangsbezogenen Altersko-
horten (bitte nach den einzelnen Schularten und Landkreisen
bzw. kreisfreien Stadten darstellen)? 1.b) Wie entwickelt sich
auf diese Aufschlisselung bezogen die Anzahl der Pflichtstun-
den und Vollzeitkapazitaten absolut und in Relation zur Ge-
samtheit der Lehrkrafte? 1.c) Inwiefern war vor diesem Hinter-
grund eine sogenannte ,Pensionierungswelle® bereits 2015
vorhersehbar? 2.a) In welchen Kultusministeriellen Schreiben
(KMS) gab es im Schuljahr 2020/2021 und 2021/2022 Aufrufe
bzw. Hinweise zur Rickgewinnung ehemaliger Lehrkrafte
(Bitte KMS nach Datum auflisten, jeweils den Adressatenkreis,
dessen Titel bzw. Thema angeben und die Passagen bezuglich
ehemaliger bzw. pensionierter Lehrkrafte kurz wiedergeben)?
2.b) Welche weiteren wesentlichen Aufrufe zur Ruickgewin-
nung ehemaliger Lehrkrafte fanden in diesen Schuljahren statt
(bitte z. B. auch auf indirekte Aufforderungen tber die Schul-
aufsicht o. a. eingehen — siehe Artikel von merkur.de)? 2.c) In
welchem Ausmal haben solche Aufrufe in den vergangenen
Jahren zugenommen? 3.a) Wie viele ehemalige Lehrkrafte
konnten in diesen beiden Schuljahren jeweils ihre Arbeit wie-
deraufnehmen (bitte Zahl der Lehrkrafte nach Regierungsbe-
zirken und Landkreisen bzw. kreisfreien Stadten angeben so-
wie deren Anstellungsform, Schulart und insgesamt geleistete
Pflichtstundenzahl)? 3.b) Wie hat sich die Zahl der an den
Schulen aktiven Lehrkrafte Uber dem Ublichen Pensionierungs-
alter in den vergangenen sieben Schuljahren jeweils verandert
(bitte Zahl der Lehrkrafte, Pflichtstunden, Durchschnittsalter
nach Schulart und Regierungsbezirk gegliedert angeben)? 3.c)
Wie beurteilt sie vor diesem Hintergrund den Erfolg ihrer Mal3-
nahmen zur Zuriickgewinnung ehemaliger Lehrkrafte? 4.a)

1

https://www.merkur.de/lokales/wolfratshausen/wolfratshausen-ort29708/interne-mail-aufgetaucht-zu-

wenig-lehrer-fuer-mittelschulen-rektoren-sollen-pensionisten-fragen-

91695622.html?fs=e&s=cl[10.10.2022%2016:58:53
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Wie viele Lehrkrafte haben in den vergangenen funf Schuljah-
ren einen Antrag auf Versetzung in den Ruhestand jeweils
nach Art. 64 Nr.1 oder Nr. 2 des Bayerischen Beamtengeset-
zes (BayBG) gestellt (bitte fur einzelne Schuljahre getrennt dar-
stellen und falls méglich nach Regierungsbezirken und Schul-
arten aufschlisseln)? 4.b) Wie wurden diese Antrage beschie-
den? 4.c) Wie viele Lehrpersonen schieden aufgrund von
Dienstunfahigkeit in den vergangenen fiinf Schuljahren vorzei-
tig aus dem Schuldienst aus (bitte Schuljahr und Alter zum Zeit-
punkt des Ausscheidens darstellen und falls moglich nach Re-
gierungsbezirken und Schularten aufschlisseln)? 5.a) Welche
Konzepte fur die Gewinnung alterer, bereits im Ruhestand be-
findlicher Lehrkrafte haben sich als erfolgreich erwiesen? 5.b)
Welche MalRnahmen plant die Staatsregierung zukinftig, um
eine effektivere (Rick-)Gewinnung von Lehrpersonen, die sich
im Ruhestand befinden, zu gewahrleisten? 5.c) Welches
Budget fur die Rickgewinnung ehemaliger Lehrkrafte plant sie
in Zukunft im Vergleich zu den Vorjahren einzusetzen (bitte —
sofern explizite Haushaltstitel genutzt werden — diese fiir den
Zeitraum von 2017 bis 2024 darstellen)? 6.a) Wie plant sie mit
der Mdoglichkeit fir altere Lehrkrafte zur Reduzierung der Un-
terrichtsverpflichtung in Zukunft umzugehen (bitte mit Begrin-
dung)? 6.b) In welchem Umfang wurde in den vergangenen
sieben Schuljahren von den Lehrkraften in den einzelnen
Schularten die Mdoglichkeit von Altersteilzeit nach Art. 91
BayBG genutzt (bitte reduzierte Stundenzahl auch regional ge-
gliedert und nach Geburtsjahr der Lehrkrafte darstellen)? 6.c¢)
Welche finanziellen Anreize setzte sie bislang speziell bezogen
auf die Arbeitszeiterhdhung bzw. -verlangerung alterer Lehr-
krafte? 7.a) Welche Schulbegehungen wurden vom Arbeitsme-
dizinischen Institut fir Schulen (AMIS) jeweils in den einzelnen
Schuljahren seit Griindung durchgefihrt (bitte den Anlass, Um-
fang und Ergebnisse kurz darstellen und teilnehmende Schu-
len benennen)? 7.b) In welchem Umfang wurde in den entspre-
chenden Schuljahren auf die Hotline und die Online-Angebote
von AMIS zugegriffen? 7.c) Existieren spezifische Angebote fir
altere Lehrkrafte bei AMIS (bitte deren Etablierung quantitativ
und qualitativ darstellen)? 8.a) Welche Werbemalnahmen zur
Gewinnung unterschiedlicher Lehrkrafte wurden in den vergan-
genen funf Jahren unternommen (bitte mit Bezug auf die ein-
zelnen Zielgruppen, Werbetrager, beteiligte Werbepartner und
jeweils eingesetzte Haushaltsmittel darstellen)? 8.b) Welche
Reichweiten und konkret messbaren Erfolge erzielten diese
WerbemalRnahmen? 8.c) Sieht sie in Zukunft einen grélReren
Handlungsbedarf in der Bewerbung des Lehrerberufs oder in
der Verbesserung der Studien- und Arbeitsbedingungen (bitte
mit Bezug auf die einzelnen Zielgruppen begriinden)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Fragen 1.a) und 1.b):

1.a) Wie grofd war/ ist der Anteil der Uber 50-jahrigen Lehrkrafte in den Jahren 2015,
2020, 2021 und 2022 in geburtsjahrgangsbezogenen Alterskohorten (bitte nach den
einzelnen Schularten und Landkreisen bzw. kfr. Stadten darstellen)?
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1.b) Wie entwickelt sich auf diese Aufschlisselung bezogen die Anzahl der Pflicht-
stunden und Vollzeitkapazitaten absolut und in Relation zur Gesamtheit der Lehr-
krafte?

Antwort zu den Fragen 1.a) und 1.b):

Es wird auf die beiliegenden Tabellen 1 und 2 zu Frage 1.a) sowie die beiliegenden
Tabellen 1 und 2 zu Frage 1.b) unter Beachtung der ergdnzenden Hinweise
(vgl. Anlage 1) verwiesen. *) **)

Frage 1.c):

1.c) Inwiefern war vor diesem Hintergrund eine sogenannte ,Pensionierungswelle*
bereits 2015 vorhersehbar?

Antwort zu Frage 1.c):

Da die Altersstruktur der Lehrkrafte direkten Einfluss auf den Umfang kinftiger ein-
stellungsrelevanter Ersatzbedarfe an den einzelnen Schularten nimmt, ist sie eine
der zentralen BestimmungsgroéfRen in der Lehrerbedarfsprognose. Die Besetzung
der einzelnen Altersjahrgange unterliegt dabei einer erheblichen Streubreite: So va-
riierten im Schuljahr 2015/2016 die Anteile der in der nachsten Dekade ausschei-
denden Lehrkrafte im Alter von 55 oder mehr Jahren zwischen 19,9 Prozent an der
Realschule und 30,1 Prozent an der Mittel-/Hauptschule (Quelle: Amtliche Schulda-
ten). Ersatzbedarfe, die auf das Erreichen der Altersgrenze zuriickzufiihren sind,
kénnen vergleichsweise belastbar vorausberechnet werden. Im Gegensatz dazu
unterliegt die Anzahl der aus anderen Griinden aus dem Schuldienst ausscheiden-
den Lehrkrafte (Eintritte in die Arbeitszeitmodelle der Altersteilzeit, Ruhestand auf
Antrag, Dienstunfahigkeit etc.) aufgrund individueller Entscheidungen bzw. Um-
stéande naturgemaf’ ungleich gréfleren Unscharfen.

In diesem Zusammenhang ist zudem darauf hinzuweisen, dass die Anzahl der Ru-
hestandseintritte zuletzt nur etwa halb so grof3 war wie die Gesamtzahl der Festein-
stellungen (rund 2 700 Ruhestandseintritte staatlicher Lehrkrafte im Schuljahr
2020/2021 bei Uber 5 100 Neueinstellungen in den staatlichen Schuldienst im Jahr
2021). Dies zeigt, dass der Ersatzbedarf fUr Lehrkrafte, die in den Ruhestand ein-
treten, zwar eine bedeutsame, aber nicht die einzige Ursache fur den Einstellungs-
bedarf an Schulen ist und folglich die Bedarfsdeckung auch von anderen, zum Teil
nicht vorhersehbaren Faktoren (z. B. in Zusammenhang mit der Pandemie oder der
Ukraine-Krise) abhangig ist.

Frage 2.a):

2.a) In welchen Kultusministeriellen Schreiben (KMS) gab es im Schuljahr 2020/21
und 2021/22 Aufrufe bzw. Hinweise zur Rickgewinnung ehemaliger Lehrkrafte
(Bitte KMS nach Datum auflisten, jeweils den Adressatenkreis, dessen Titel bzw.
Thema angeben und die Passage beziglich ehemaliger bzw. pensionierter Lehr-
krafte kurz wiedergeben)?

Antwort zu Frage 2.a):

Ehemalige bzw. pensionierte Lehrkrafte werden als eine der Personengruppen, die
fur eine befristete Aushilfstatigkeit in Betracht kommen und angesprochen werden
kénnen, sowohl in den Vollzugshinweisen zum Férderprogramm ,gemeinsam.Bru-
cken.bauen® als auch in Schreiben und Vollzugshinweisen zu den Willkommens-
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gruppen bzw. Brickenklassen zur Integration vor dem Krieg aus der Ukraine geflo-
hener Kinder und Jugendlichen genannt. Eine Auflistung der einzelnen Hinweise,
die in diesem Zusammenhang ergingen, kann der Anlage 1 enthommen werden.
Spezifische Schreiben, die sich ausschlieRlich auf die Rickgewinnung pensionier-
ter Lehrkrafte bezogen, gab es jedoch weder im Schuljahr 2020/2021 noch im
Schuljahr 2021/2022 (vgl. hierzu die Antwort zu den Fragen 2.b) und 2.c)).

Fragen 2.b) und 2.c):

2.b) Welche weiteren wesentlichen Aufrufe zur Rickgewinnung ehemaliger Lehr-
krafte fanden in diesen Schuljahren statt (bitte z. B. auch auf indirekte Aufforderun-
gen Uber die Schulaufsicht o. &. eingehen — siehe Artikel von merkur.de)?

2.c) In welchem Ausmal} haben solche Aufrufe in den vergangenen Jahren zuge-
nommen?

Antwort zu den Fragen 2.b) und 2.c):

Wegen des Gesamtzusammenhangs werden die Fragen 2.b) und 2.c) gemeinsam
beantwortet. Neben den in den ergdnzenden Hinweisen zur Antwort zu Frage 2.a)
genannten Schreiben wurden pensionierte Lehrkrafte bei unterschiedlichen Gele-
genheiten durch Herrn Staatsminister Prof. Dr. Michael Piazolo zum Téatigwerden
im Rahmen der oben genannten Bereiche eingeladen und 6ffentlich angesprochen,
beispielsweise bei Reden im Landtag oder im Rahmen von Interviews und Presse-
konferenzen.

Auf den Ebenen der konkreten Unterrichtsversorgung und Personalgewinnung, also
bei den Regierungen, Schulamtern und Schulleitungen, sind gezielte Ansprache
und Einsatz pensionierter Lehrkrafte als Aushilfslehrkrafte mit befristetem Anstel-
lungsvertrag uber ihre regulare Dienstzeit hinaus seit vielen Jahren gangige, routi-
nemafige Praxis. Alle wesentlichen Informationen zu einem solchen Einsatz einer
pensionierten oder Rente beziehenden Lehrkraft als Vertretungskraft im Rahmen
der Personalorganisation finden sich seit Langem auf der Seite des Staatsministe-
riums unter . Gesonderte Informationen dazu oder Aufrufe ergingen in den letzten
Schuljahren nicht.

Fragen 3.a) und 3.b):

3.a) Wie viele ehemalige Lehrkrafte konnten in diesen beiden Schuljahren jeweils
ihre Arbeit wieder aufnehmen (bitte Zahl der Lehrkrafte nach Regierungsbezirken
und Landkreisen bzw. kfr. Stddten angeben sowie deren Anstellungsform, Schulart
und insgesamt geleistete Pflichtstundenzahl)?

3.b) Wie hat sich die Zahl der an den Schulen aktiven Lehrkrafte iber dem Ublichen
Pensionierungsalter in den vergangenen sieben Schuljahren jeweils verandert (bitte
Zahl der Lehrkrafte, Pflichtstunden, Durchschnittsalter nach Schulart und Regie-
rungsbezirk gegliedert angeben)?

Antwort zu den Fragen 3.a) und 3.b):

Es wird auf die beiliegenden Tabellen 1 bis 3 zu den Fragen 3.a) und 3.b) unter
Beachtung der ergédnzenden Hinweise (vgl. Anlage 1) verwiesen.

https://www.km.bayern.de/lehrer/schulleitungen/unterrichtsversorgung/personalorganisation.html
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Frage 3.c):

3.c) Wie beurteilt die Staatsregierung vor diesem Hintergrund den Erfolg ihrer Maf3-
nahmen zur Zuriickgewinnung ehemaliger Lehrkrafte?

Antwort zu Frage 3.c):

In der Zeit von 2017/2018 bis 2021/2022 konnte die Anzahl der im Unterricht einge-
setzten Lehrkrafte nach Erreichen des Pensionierungsalters an den Schularten
Grund-, Mittel-, Realschule und am Gymnasium um rund 65 Prozent erhoht werden
(vgl. Tabelle 1 zu Fragen 3.a) und 3.b)). Auch die Anzahl der Lehrerwochenstunden,
die durch Lehrkrafte nach Erreichen der jeweils geltenden Altersgrenze fir den Ein-
tritt in den Ruhestand geleistet wurde, steigerte sich in diesem Zeitraum an den
genannten Schularten um rund 70 Prozent (vgl. Tabelle 3 zu den Fragen 3.a) und
3.b)).

Zu beachten ist, dass in den vorgelegten Daten nur diejenigen Lehrkrafte und deren
Lehrerwochenstunden enthalten sind, die jeweils zum Stichtag 01.10. an den Schu-
len tatig waren. Lehrkrafte im Ruhestand Gbernehmen jedoch haufig Unterricht in
Form von Aushilfstatigkeiten, die erst im Laufe des Schuljahres beginnen. Diese
Tatigkeiten kénnen aufgrund der Stichtagssicht im Rahmen der Amtlichen Schulda-
ten nicht abgebildet werden. Beispielhaft seien hier das Programm ,gemein-
sam.Briicken.bauen® sowie die Beschulung ukrainischer Schilerinnen und Schiiler
ab Marz 2022 in padagogischen Willkommensgruppen genannt, im Rahmen derer
viele Lehrkrafte im Ruhestand tatig waren.

Frage 4.a):

4.a) Wie viele Lehrkrafte haben in den vergangenen funf Schuljahren einen Antrag
auf Versetzung in den Ruhestand jeweils nach Art. 64 Nr.1 oder Nr. 2 des Bayeri-
schen Beamtengesetzes gestellt (bitte flr einzelne Schuljahre getrennt darstellen
und falls moglich nach Regierungsbezirken und Schularten aufschliisseln)?

Antwort zu Frage 4.a):

In beiliegender Tabelle zu Frage 4.a) ist die Anzahl der Antrage auf Versetzung in
den Ruhestand nach Art. 64 Nr. 1 oder Nr. 2 Bayerisches Beamtengesetz (BayBG)
aufgeschlusselt nach Schuljahr und Schulart dargestellt. Eine Aufschlisselung
nach Regierungsbezirk erfolgt aus datenschutzrechtlichen Grinden nicht.

Frage 4.b):
4.b) Wie wurden diese Antrage beschieden?
Antwort zu Frage 4.b):

In den Bereichen der Beruflichen Oberschulen (FOS/BOS), der Gymnasien und der
Realschulen wurden in den vergangenen finf Schuljahren alle Antrage positiv ver-
beschieden. An den beruflichen Schulen wurde von den Regierungen kein Antrag
aufgrund ministerieller Vorgaben abgelehnt.

Fir den Bereich GS/MS/F6S wurde im Zuge der MaRnahmen zur Sicherstellung
der Unterrichtsversorgung ab dem Schuljahr 2020/2021 u. a. die Altersgrenze flr
die Inanspruchnahme eines Antragsruhestands angehoben. Dabei wurde bestimmt,
dass im Rahmen einer Einzelabwagung wegen des hohen Stellenwerts der dienst-
lichen Belange Antrdge auf einen Beginn des Antragsruhestands vor Vollendung
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des 65. Lebensjahres in der Regel abzulehnen sein werden. Eine systematische
Erfassung, Aufbereitung und Speicherung von entsprechenden Daten zu Antragen
erfolgen weder durch das Staatsministerium noch durch die Regierungen. Die
neuen Regelungen sind zwischenzeitlich etabliert, so dass davon auszugehen ist,
dass keine Antrage eingereicht und somit auch regelmafig keine Ablehnungen
mehr erfolgen werden.

Frage 4.c):

4.c) Wie viele Lehrpersonen schieden aufgrund von Dienstunfahigkeit in den ver-
gangenen funf Schuljahren vorzeitig aus dem Schuldienst aus (bitte Schuljahr und
Alter zum Zeitpunkt des Ausscheidens darstellen und falls moglich nach Regie-
rungsbezirken und Schularten aufschlisseln)?

Antwort zu Frage 4.c):

In beiliegender Tabelle zu Frage 4.c) ist die Anzahl der Ruhestandsversetzungen
aufgrund von Dienstunfahigkeit aufgeschlisselt nach Schuljahr und Schulart darge-
stellt. Auf eine Aufschliisselung nach Regierungsbezirk sowie nach dem Alter zum
Ausscheiden der Lehrpersonen wird aus datenschutzrechtlichen Griinden verzich-
tet. Um Beachtung der erganzenden Hinweise (vgl. Anlage 1) wird gebeten.

Fragen 5.a) bis 5.c):

5.a) Welche Konzepte fiir die Gewinnung alterer, bereits im Ruhestand befindlicher
Lehrkrafte haben sich als erfolgreich erwiesen?

5.b) Welche MaRRnahmen plant die Staatsregierung zukinftig, um eine effektivere
(Rick-) Gewinnung von Lehrpersonen, die sich im Ruhestand befinden, zu gewahr-
leisten?

5.c) Welches Budget fur die Riickgewinnung ehemaliger Lehrkrafte plant die Staats-
regierung in Zukunft im Vergleich zu den Vorjahren einzusetzen (bitte sofern expli-
zite Haushaltstitel genutzt werden, diese fur den Zeitraum von 2017 bis 2024 dar-
stellen)?

Antwort zu Fragen 5.a) bis 5.c):

Lehrkrafte kdnnen vor Erreichen der jeweils geltenden Altersgrenze den Eintritt in
den Ruhestand auf Antrag um bis zu drei Jahre hinausschieben
(vgl. Art. 63 BayBG). Lehrkrafte, die vor kurzem in den Ruhestand eingetreten sind,
werden zumeist direkt von den Schulleitungen vor Ort persdnlich auf eine mdgliche
Aushilfstatigkeit angesprochen. Auch die entsprechenden Aufrufe Gber den Inter-
netauftritt des Staatsministeriums, beispielsweise im Zusammenhang mit der Ein-
richtung von padagogischen Willkommensgruppen flr ukrainische Schulerinnen
und Schuler, haben sich bewahrt. Die Anhebung der Hinzuverdienstgrenzen fiir Be-
amte im Ruhestand ab dem 15.08.2022 gilt fir Beschaftigungen im offentlichen In-
teresse, die zum Ausgleich eines durch MaRnahmen zur Eindammung der Corona-
pandemie oder auf Grund der Aufnahme von Fliichtlingen aus der Ukraine erhéhten
Arbeitsaufwandes erfolgen. Pensionierte Lehrkrafte kdnnen somit in vielen Fallen
mehr Stunden an einer Schule arbeiten, ohne dass diese pensionsschadlich wirken
(vgl. GVBI.2022, S. 488). Die Finanzierung der befristeten Vertrdge von pensionier-
ten Lehrkraften erfolgt im Rahmen der allgemein fur Aushilfslehrkrafte zur Verfi-
gung stehenden Mittel in den jeweiligen Schulkapiteln des Einzelplans 05.
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Frage 6.a):

6.a) Wie plant die Staatsregierung mit der Méglichkeit fur altere Lehrkrafte zur Re-
duzierung der Unterrichtsverpflichtung in Zukunft umzugehen (bitte mit Begrin-
dung)?

Antwort zu Frage 6.a):

Gemal Art. 91 BayBG konnen Lehrkrafte nach Vollendung des 60. Lebensjahres
auf Antrag in eine Teilzeitbeschaftigung eintreten, wenn dringende dienstliche Be-
lange nicht entgegenstehen. Nach Vollendung des 58., 60. bzw. 62. Lebensjahres
wird die Unterrichtspflichtzeit der vollbeschaftigten Lehrkrafte an staatlichen Schu-
len je nach Schulart um bis zu 3 Wochenstunden ermafigt. Die Gewahrung von
AltersermaRigungsstunden erfolgt nicht bei Lehrkraften in Altersteilzeit. Die Staats-
regierung plant keine Anderungen der derzeitigen Regelungen.

Frage 6.b):

6.b) In welchem Umfang wurde in den vergangenen sieben Schuljahren von den
Lehrkraften in den einzelnen Schularten die Mdéglichkeit von Altersteilzeit nach
Art. 91 BayBG genutzt (bitte reduzierte Stundenzahl auch regional gegliedert und
nach Geburtsjahr der Lehrkrafte darstellen)?

Antwort zu Frage 6.b):

Es wird auf die beiliegenden Tabellen 1 bis 7 zu Frage 6.b) unter Beachtung der
erganzenden Hinweise (vgl. Anlage 1) verwiesen.

Frage 6.c):

6.c) Welche finanziellen Anreize setzte die Staatsregierung bislang speziell bezo-
gen auf die Arbeitszeiterh6hung bzw. -verlangerung alterer Lehrkrafte?

Antwort zu Frage 6.c):

Eine finanzielle Besserstellung von ,alteren Lehrkraften vor Erreichen der jeweils
geltenden Altersgrenze fir den Eintritt in den Ruhestand gegeniliber ,jingeren®
Lehrkraften entsprache einer Ungleichbehandlung. Lehrkrafte, die sich fir das Hin-
ausschieben des Ruhestandseintritts entscheiden, erhalten eine entsprechende
Fortzahlung ihrer Bezuge. Fur Lehrkrafte, die sich bereits im Ruhestand befinden,
wurden mit dem Anheben der Hinzuverdienstgrenzen ab dem 15.08.2022 Anreize
geschaffen, mehr Stunden im Rahmen einer Aushilfstatigkeit an einer Schule zu
leisten, ohne dass diese pensionsschadlich wirken (vgl. Antwort zu den Fragen 5.a)
bis 5.c)).

Frage 7.a):
7.a) Welche Schulbegehungen wurden von AMIS jeweils in den einzelnen Schul-

jahren seit Griindung durchgefiihrt (bitte den Anlass, Umfang und Ergebnisse kurz
darstellen und teilnehmende Schulen benennen)?
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Antwort zu Frage 7.a):

Der Arbeitgeber/Dienstherr ist arbeitsschutzrechtlich verpflichtet, die Gefahrdungen
fur seine Beschéaftigten am Arbeitsplatz zu ermitteln und zu beurteilen (sog. Gefahr-
dungsbeurteilung) und MaRnahmen fir die Sicherheit und zum Schutz der Gesund-
heit der Beschaftigten hieraus abzuleiten. Unter Beriicksichtigung des in Bayern
geltenden Dienststellenmodells unterstiitzt das noch im Aufbau befindliche Arbeits-
medizinische Institut fir Schulen (AMIS-Bayern) die Schulleitungen staatlicher
Schulen dabei, den arbeitsschutzrechtlichen Anforderungen nachzukommen. Aus
diesem Grund bietet AMIS-Bayern regelmaRig oder anlassbezogen Schulbegehun-
gen durch interdisziplindre Teams aus Fachkraften fir Arbeitssicherheit, Betriebs-
mediziner/Betriebsmedizinerinnen und Arbeits- und Organisationspsychologen/Ar-
beits- und Organisationspsychologinnen an. Bei Durchfihrung einer Begehung wird
zur Qualitatssicherung folgendem ,Standard Operating Procedure® gefolgt:

— Im Vorfeld: Planung des Begehungstermins, Vorgesprach mit den Beteiligten
und Ablauf der tatsdchlichen Begehung

— Im Nachgang: Erstellung eines detaillierten Begehungsprotokolls (Dokumenta-
tion festgestellter Mangel mit Fotos, Nennen erforderlicher MalBnahmen, ge-
setzlicher Normen und relevanter Sicherheitshinweise)

— Nach ca. einem Jahr: Nachbefragung zur Begehung (Ziele: Fortlaufende Eva-
luation und Verbesserung der Qualitdt der Begehungen sowie des Dienstleis-
tungsangebots des AMIS-Bayern; Klarung offener Fragen)

Die Ergebnisse bisher durchgefuihrter Nachbefragungen mit 26 Schulleitungen ge-
ben erste Hinweise darauf, dass die haufigsten Mangelpunkte in den Kategorien
Arbeitsstatte (inkl. Ergonomie), Arbeitsmittel, Priifungen (z. B. Priifungen von Elekt-
rogeraten, Tafeln oder Brandschutztiiren) und Brandschutz festzustellen sind. Ge-
nerell besteht ein groRes Interesse der Schulleitungen an den Themen Arbeits-
schutz und Gesundheitsférderung und eine hohe Bereitschaft zur Fortbildung und
Beratung in diesen Bereichen.

Die ersten sicherheitstechnischen Begehungen durch AMIS-Bayern fanden im
Schuljahr 2019/2020 statt. Aufgrund der Coronapandemie und der damit verbunde-
nen Kontaktbeschrankungen war die Durchfihrung von Begehungen in den Jahren
2020, 2021 und 2022 nicht im gewunschten Umfang mdglich. Die konkrete Anzahl
der Begehungen nach Schuljahr und Schulart kann beiliegender Tabelle zu Frage
7.a) entnommen werden.

Frage 7.b):

7.b) In welchem Umfang wurden in den entsprechenden Schuljahren auf die Hotline
und die Online-Angebote von AMIS zugegriffen?

Antwort zu Frage 7.b):

Die Homepage des AMIS-Bayern mit Informationen zum Arbeitsschutz, den Kon-
taktmdoglichkeiten und Angeboten verzeichnet folgende Zugriffszahlen:

Jahr 2020 2021 1. Halbjahr 2022

Zugriffszahlen 673 3003 2792
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Bereits seit dem Start im August 2019 erhalt AMIS-Bayern sowohl telefonisch (zu
den ublichen Behdrdensprechzeiten erreichbar unter 09131-6808-4401) als auch
per E-Mail Anfragen des Schul- und Verwaltungspersonals aller Schulformen. Hau-
fig angefragte Themen betreffen z. B. Arbeitsschutzorganisation, Arbeitsstatte und
Arbeitsmittel. Aktuell ist ein Anstieg der Nachfragen fir Schulungen und Vorstellun-
gen von AMIS-Bayern zu verzeichnen. Die am haufigsten angefragten Schulungs-
themen sind Larm und Stimme im Unterricht, Gesprachsfiihrung und Kommunika-
tion, Stressmanagement und Resilienz sowie Grundlagen des Arbeitsschutzes. Die
Schulungsformate richten sich an Schulleitungen, Lehrkrafte und Verwaltungsan-
gestellte und kdnnen, je nach Anforderungen und Wiinschen der Schulen, in Pra-
senz oder online durchgefiihrt werden. Trotz der pandemiebedingten Reisebe-
schrankungen konnten im letzten Schuljahr 9 Schulungen durchgefuhrt werden. Fur
das kommende Schuljahr 2022/2023 sind bereits 22 Schulungstermine vereinbart.

Frage 7.c):

7.c) Existieren spezifische Angebote fir altere Lehrkrafte bei AMIS (bitte deren
Etablierung quantitativ und qualitativ darstellen)?

Antwort zu Frage 7.c):

Spezifische Angebote fiir ,altere” Lehrkrafte werden aktuell bei AMIS-Bayern nicht
angeboten. Die Schulungs- und Beratungsangebote sind altersunabhangig und ste-
hen dem Schulpersonal an staatlichen Schulen zur Verfiigung. Aus Datenschutz-
grinden werden bei den Anfragen bisher keine Altersangaben erfasst.

Frage 8.a):

8.a) Welche WerbemalRnahmen zur Gewinnung unterschiedlicher Lehrkrafte wur-
den in den vergangenen funf Jahren unternommen (bitte mit Bezug auf die einzel-
nen Zielgruppen, Werbetrager, beteiligte Werbepartner und jeweils eingesetzte
Haushaltsmittel darstellen)?

Antwort zu Frage 8.a):

In den vergangenen funf Jahren wurden Uber 90 EinzelmaRnahmen durchgefihrt,
teilweise im Verbund groerer Kampagnen, um Lehr- und Unterstutzungskrafte zu
gewinnen. Eine detaillierte Ubersicht hierzu kann Anlage 1 entnommen werden.

Frage 8.b):

8.b) Welche Reichweiten und konkret messbaren Erfolge erzielten diese Werbe-
maflnahmen?

Antwort zur Frage 8.b):

Die Reichweiten von Print- sowie Onlinewerbung sind den Mediadaten der jeweili-
gen Verlagshauser bzw. Webseiten zu entnehmen. Die Reichweiten der Social Me-
dia-Kampagnen sind in Anlage 1 aufgefuhrt.

Frage 8.c):

8.c) Sieht die Staatsregierung in Zukunft einen gréReren Handlungsbedarf in der

Bewerbung des Lehrerberufs oder in der Verbesserung der Studien- und Arbeits-
bedingungen (bitte mit Bezug auf die einzelnen Zielgruppen begriinden)?
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Antwort zur Frage 8.c):

Das Staatsministerium beabsichtigt, die Werbekampagne ,Zukunft pragen. Lehrer/-
in werden!” auch weiterhin fortzusetzen und je nach Bedarf anzupassen. Zudem
wird laufend geprift, inwiefern die Lehramtsstudiengange und der Lehrerberuf an
allen Schularten noch attraktiver gestaltet werden kdnnen.

*) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier ein-
sehbar.

**) Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier
einsehbar.


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015000/0000015383_Fischbach_ANL_1.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000015000/0000015383_Fischbach_ANL_2.pdf
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27. Abgeordnete  Ich frage die Staatsregierung, wie die Vorgaben zur Klassenbil-

Julika dung an bayerischen Schulen im Schuljahr 2022/2023 ausge-
Sandt staltet sind und verbindlich umgesetzt werden (bitte aufschlis-
(FDP) seln nach einzelnen Schularten, Unter- bzw. Obergrenzen so-

wie Nennung der Vorgaben fir Klassen mit einem Migrations-
anteil von mehr als 50 Prozent), inwiefern sich die Pflichtunter-
richtsstunden in den einzelnen Schularten zum Vorjahr veran-
dert haben bzw. zum ersten Schultag personell nicht abgedeckt
werden konnten und wie viele der 1 620 neuen Lehrerstellen
zum ersten Schultag nicht bzw. nicht mit voll ausgebildeten
Lehrkraften besetzt werden konnten?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Um die ersten Teilaspekte der Anfrage zum Plenum (Umsetzung der Vorgaben zur
Klassenbildung; Veranderungen im Bereich der Pflichtunterrichtsstunden) beant-
worten zu kdnnen, ist eine umfangreiche Abfrage bei den Regierungen notwendig.
Die entsprechenden Daten und Informationen kénnen deshalb in der Kiirze der Zeit,
die zur Bearbeitung einer Anfrage zum Plenum zur Verfigung steht, nicht erhoben
und Ubermittelt werden. Fir die Beschulung der geflohenen Kinder und Jugendli-
chen aus der Ukraine wurden kurzfristig 1 620 Stellen bereitgestellt. Diese Stellen
dienen der bedarfsgerechten Versorgung zur Beschulung der zusatzlichen Schiile-
rinnen und Schiler aus der Ukraine. Die Stellen werden entsprechend dem jeweils
aktuellen Bedarf sukzessive in Anspruch genommen. Es bestand gerade nicht das
Ziel, sie bereits zum ersten Schultag vollstdndig zu besetzen. Derzeit sind die rund
810 eingerichteten Briickenklassen bzw. anderweitigen Integrationsangebote be-
darfsgerecht versorgt. Damit besteht noch eine hinreichende Reserve. Bei der Per-
sonalgewinnung wurde nicht das Ziel verfolgt, ausschliefllich voll ausgebildete
staatliche Lehrkrafte einzusetzen. Vielmehr kommt flr diese Aufgabe insbesondere
auch Personal in Betracht, das beispielsweise Uber Qualifikationen im Bereich
,Deutsch als Zweitsprache” verfugt.
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28. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Quereinsteigerinnen
Anna bzw. Quereinsteiger fir die Mittelschulen durch die Sonder-
Schwamber- maflnahme im Schuljahr 2021/2022 gewonnen werden konn-
ger ten, wie viele davon ihre Lehramtstatigkeit an den Mittelschu-
(BUNDNIS len im Schuljahr 2021/2022 wieder abgebrochen haben und
90/DIE GRU- wie viele Bewerbungen von Quereinsteigerinnen bzw. Quer-
NEN) einsteigern fur das Lehramt Mittelschule fiir das neue Schuljahr

2022/2023 vorliegen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Die erbetenen Daten zur Frage, wie viele Quereinsteigerinnen und Quereinsteiger
durch die Sondermaflinahme fiir das Lehramt an Mittelschulen gewonnen werden
konnten, richten sich aus Sicht des Staatsministeriums fur Unterricht und Kultus auf
die MaBnahme nach Art. 22 Abs. 4 i. V. m. Abs. 2 Satz 1 Bayerisches Lehrerbil-
dungsgesetz (BayLBG) ,Zugang zum Vorbereitungsdienst fir das Lehramt an Mit-
telschulen fir Interessentinnen und Interessenten ohne Lehramtsabschluss®.

Alle anderen SondermalRnahmen im Bereich der Mittelschule setzen mindestens
eine bestandene Lehramtsprifung voraus.

Zum Start der SondermalRnahme nach Art. 22 Abs. 4i. V. m. Abs. 2 Satz 1 BayLBG
im Schuljahr 2021/2022 konnten 49 Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf der Basis
der entsprechenden Ausschreibungskriterien zum 1. Ausbildungsjahr der Sonder-
mafnahme zugelassen werden. Nach aktuellem Stand absolvieren davon 48 Per-
sonen derzeit das zweite Ausbildungsjahr.

Fir das Schuljahr 2022/2023 gingen rund 180 Bewerbungen ein, von denen 137
den ausgeschriebenen Zulassungskriterien entsprochen haben und auch fir die
Sondermallnahme zugelassen wurden.
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29. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche Richtlinien es fiur die

Gabriele Schulen mit offenem Ganztagsangebot zu GruppengréfRe (bitte
Triebel Maximum angeben), die Zahl der Fachkrafte pro Gruppe (diffe-
(BUNDNIS renziert nach GruppengréfRe) und die Qualifikation der jeweili-
90/DIE GRU-  gen Betreuung gibt?

NEN)

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Rahmenbedingungen zu offenen Ganztagsschulangeboten sind in den Kultusminis-
teriellen Bekanntmachungen vom 30. Marz 2020 zu offenen Ganztagsangeboten
an Schulen fir Schilerinnen und Schiiler der Jahrgangsstufen 1 bis 4 (KMBek
OGTS 14, Az. IV.8-B0O4207.2-6a.25 693) sowie ab Jahrgangsstufe 5 (KMBek
OGTS ab 5, Az. IV.8-B0O4207.2-6a.25 694) festgelegt.

Gruppengréfie

In den Jahrgangsstufen 1 bis 4 betragt die Mindestanzahl zur Bildung einer
OGTSLanggruppe bis 16:00 Uhr an Grundschulen 14 Zahlschilerinnen und -schi-
ler sowie an Foérderschulen acht (vgl. Ziff. 2.3.3, KMBek OGTS 1-4). Die Mindestan-
zahl fir die Bildung einer OGTS-Kurzgruppe (bis 14:00 Uhr) in den Jahrgangsstufen
1 bis 4 betragt an Grundschulen zwolf teilnehmende Schilerinnen und Schiiler, an
Forderschulen acht (vgl. Ziff. 2.2.3, KMBek OGTS 1-4).

Ab Jahrgangsstufe 5 betragt die Mindestanzahl zur Bildung einer OGTS-Gruppe
14 Zahlschulerinnen und -schiiler, an Forderschulen acht (vgl. Ziff. 2.5, KMBek
OGTS ab 5).

Daraus ergibt sich im Folgenden jeweils eine Anzahl an Zahlschulerinnen und -
schilern, ab der eine weitere Gruppe geférdert werden kann. Die Bestimmung der
Anzahl der Gruppen dient dabei lediglich der Bemessung der staatlichen Mittelzu-
weisung. Bei der praktischen Durchfihrung der jeweiligen OGTS-Gruppe kénnen
hiervon — insbesondere aus padagogischen Erwagungen heraus — im Rahmen des
zur Verfigung gestellten Budgets abweichende GruppengréRen und Aufteilungen
festgelegt werden (vgl. Ziff. 2.2.3.3, KMBek OGTS 1-4 bzw. Ziff. 2.5.2, KMBek
OGTS ab 5). Wann eine weitere Gruppe beantragt wird, obliegt der Entscheidung
vor Ort; eine explizite Hochstschilerzahl ist nicht festgesetzt.

Personal pro Gruppe

Fur jede OGTS-Gruppe muss Personal im erforderlichen Umfang vorgesehen wer-
den, mindestens jedoch eine Betreuungsperson pro Gruppe (vgl. Ziff. 2.3.2.2,
KMBek OGTS 14 bzw. Ziff. 2.3.2, KMBek OGTS ab 5).

Abhangig von der Art des Angebots ist dariiber hinaus ein angemessenes Betreu-
ungsverhaltnis zwischen anwesendem padagogischem Personal und teilnehmen-
den Schiilerinnen und Schiilern sicherzustellen (vgl. Ziff. 2.1.4.2, KMBek OGTS
1-4 bzw. Ziff. 2.6.2, KMBek OGTS ab 5).

Qualifikation

Das in offenen Ganztagsangeboten eingesetzte Personal muss die Gewahr fur ei-
nen angemessenen Umgang mit den Schilerinnen und Schiilern bieten und Uber


https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_2230_1_1_1_2_4_K_11097
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_2230_1_1_1_2_4_K_11098

Drucksache 18/24574 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 50

die persdnliche Eignung und Zuverlassigkeit sowie die fiir das jeweilige Bildungs-
und Betreuungsangebot erforderliche Fachkompetenz verfiigen. Die Schulleitung
legt insbesondere unter Beachtung der fir Unterricht und Schulbetrieb geltenden
Rechtsvorschriften die Anforderungen an die erforderliche Fachkompetenz fest. Im
Ubrigen entscheiden Schulleitung und Schultrdger bzw. Kooperationspartner nach
dem jeweiligen padagogischen Konzept lber die Anforderungen an die Qualifika-
tion des eingesetzten Personals. Die sichere Beherrschung der deutschen Sprache
in Wort und Schrift ist bei dem eingesetzten Personal vorauszusetzen, sofern nicht
ein besonderes sprachliches Schulkonzept (z. B. bilinguale Schule) eine Abwei-
chung rechtfertigt (vgl. Ziff. 2.1.2.1, KMBek OGTS 1-4 bzw. Ziff. 2.2.1, KMBek
OGTS ab 5).

Experimente, insbesondere in den naturwissenschaftlichen Bereichen und bei prak-
tischen Arbeiten im Unterricht (z. B. Technik, Hauswirtschaft, Kunst etc.), dirfen nur
durchgefiihrt werden, wenn das eingesetzte Personal Uber die hierfiir notwendige
Fachkompetenz verfligt und sich nachweisbar mit den Richtlinien zur Sicherheit im
Unterricht in der jeweils geltenden Fassung vertraut gemacht hat (vgl. Ziff. 2.1.4.4,
KMBek OGTS 14 bzw. Ziff. 2.6.4, KMBek OGTS ab 5). Bei angeleiteten Bildungs-
angeboten im Bereich Sport ist zu beachten, dass Personen, die nicht die Lehrbe-
fahigung fur das Fach Sport besitzen, nur eingesetzt werden diirfen, wenn sie tiber
eine freiberufliche oder vereinsorientierte Qualifikation im Sport verfiigen, mit der
sie fachlich befahigt sind, Sport zu vermitteln (vgl. Ziff. 2.1.4.5, KMBek OGTS 1-4
bzw. Ziff. 2.6.5, KMBek OGTS ab 5).

Wird der offene Ganztag zusammen mit einem Kooperationspartner durchgefihrt,
bestimmt dieser darliber hinaus in Abstimmung mit der Schulleitung eine bei der
Durchfiihrung des offenen Ganztagsangebots an der Schule von ihm eingesetzte
Person mit padagogischer Fachqualifikation (z. B. Erzieher, Sozialpddagoge) oder
Lehramtsbefahigung zum Koordinator des offenen Ganztagsangebots (OGTS-Ko-
ordinator) vor Ort (vgl. Ziff. 2.3.1.4, KMBek OGTS 14 bzw. Ziff. 2.2.5, KMBek
OGTS ab 5).

Die konkrete Ausgestaltung der Bildungs- und Betreuungsangebote sowie die damit
verbundenen Anforderungen an das padagogische Personal werden im Rahmen
der o. g. Richtlinien bei der Erarbeitung des schulspezifischen padagogischen Kon-
zepts festgelegt.
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30. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, in welcher Hoéhe den bayerischen

Margit Schulen im laufenden Jahr Mittel fir Klassenfahrten zur Verfi-
Wild gung stehen, ob damit (insbesondere im Vergleich mit den Ist-
(SPD) Zahlen der vergangenen Jahre) voraussichtlich der Bedarf ge-

deckt werden kann und wie das Antragsverfahren im Einzelnen
ist, um die Mittel abzurufen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

Fir die bayerischen Schulen stehen im laufenden Jahr fir Lehr- und Schiilerwan-
derungen (z. B. Klassenfahrten) Ausgabemittel in Hohe von 6.486.000 Euro zur
Verfiigung (abzgl. der haushaltsgesetzlichen Sperre). Daneben gibt es noch Aus-
gabereste durch von einzelnen Schulen angesparte Budgets in Hohe von insgesamt
3.291.000 Euro. Durch diese Mittel kann der Bedarf aller Voraussicht nach gedeckt
werden, insbesondere vor dem Hintergrund der Ist-Ausgaben im Zeitraum vor der
Coronapandemie (z. B. 2018 und 2019 jeweils rd. 5 Mio. Euro).

Im Rahmen der verfugbaren Haushaltsmittel werden Reisekostenbudgets fur die
Schulen gebildet (beim Landesamt fur Schule bzw. bei den Grund- und Mittelschu-
len auf der Ebene der Staatlichen Schulamter), Gber die dann von den Schulen ver-
fagt werden kann.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

31. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, in welcher Héhe Mittel fir Kunst

Christina und Kultur in dem von Ministerprasident Dr. Markus Sdder ver-
Haubrich sprochenen Entlastungspaket fiir Bayern in Héhe von einer Mil-
(BUNDNIS liarde Euro enthalten sind, in welcher Hohe diese fiir Kunst und
90/DIE GRU- Kultur vorgesehenen Anteile der Milliarde jeweils an staatliche,
NEN) private und ehrenamtliche Institutionen, Verbande, Vereine

oder Unternehmen gezahlt werden sollen und welche Kriterien
sollen der Ausschittung von Mitteln zugrunde liegen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Die Ausgestaltung des Hartefallfonds wird aktuell innerhalb der Staatsregierung be-
raten. Von Bedeutung fir die ndhere Ausgestaltung ist dabei auch die derzeit lau-
fende Konzeption von Hilfsinstrumenten durch die Bundesebene. So hangen auch
im Kunst- und Kulturbereich Art und Umfang mdéglicher HilfsmaRnahmen von der
Konzeption der Bundesprogramme, beispielsweise des Sonderfonds des Bundes
fir Energiemehrkosten im Kulturbereich, ab.

Ziel der Staatsregierung ist es, Doppelstrukturen zu vermeiden und fiir die betroffe-
nen Akteure passgenaue Losungen in Abstimmung mit den Mallnahmen auf Bun-
desebene zu finden.
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32. Abgeordneter  Ankniipfend an meine Anfrage zum Plenum vom 26. April 2022
Dr. Wolfgang frage ich die Staatsregierung, wie die Umsetzung der ,Hightech
Heubisch Agenda Bayern® und der ,Hightech Agenda plus® im Vergleich
(FDP) zur urspringlich dargestellten Finanzplanung bei den einzelnen

Vorhaben inzwischen vorangeschritten ist (bitte wiederum in
den einzelnen Jahren angesetzte und im Vergleich dazu tat-
sachlich verausgabte Mittel seit 2020 mindestens in der Detail-
tiefe der Ubersicht auf S. 1005 und 1006 des Nachtragshaus-
halts 2019/2020 darstellen und fur die Jahre ab 2022 die aktu-
elle Finanzplanung im Vergleich zur urspriinglichen Finanzpla-
nung angeben), wie die fir die vergangenen Jahre angesetzten
Mittel, die noch nicht voll verausgabt werden konnten, nun
schnellstmoglich investiert werden, um nicht durch die hohe In-
flation weiter aufgezehrt zu werden, und bei welchen Vorhaben
Uber eine Anpassung der Mittel an die Inflationsrate nachge-
dacht wird?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Die in der Antwort der Staatsregierung zur Anfrage des Abgeordneten Dr. Wolfgang
Heubisch, FDP, zum Plenum vom 26. April 2022 gemachten Ausflihrungen gelten
ebenso wie die Angaben in der der damaligen Antwort beigefiigten Tabelle unver-
andert fort:

.In beiliegender Tabelle werden die zum Umsetzungsstand der Hightech Agenda
(HTA) und der Hightech Agenda plus (HTA plus) erbetenen Zahlen im Vergleich der
in den Jahren 2020 und 2021 zur Verfligung stehenden Mittel und der zugehdrigen
Istausgaben und des sich neu ergebenden Verfliigungsrahmens 2022 auf der Basis
der zugehérigen Ubersicht des Nachtragshaushalts 2019/2020 bzw. des Haushalts
2021 dargestellt.

Die trotz der Belastungen der Pandemie erhebliche Steigerung der Istausgaben im
Jahr 2021 belegt, dass HTA und HTA plus voll im Zeitplan liegen, und weist den
Weg in Richtung einer umfassenden Realisierung der Vorhaben und Programm-
Ziele.

Die in den Jahren 2020 und 2021 nicht verausgabten Mittel bleiben dem Programm
MafRnahme bezogen voll erhalten und erhéhen den Verfligungsrahmen des Jahres
2022 bzw. kunftiger Jahre. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage grundle-
gender Uberprifungen nicht.”

Die Hochschulen setzen die Hightech Agenda Bayern und die Hightech Agenda
Plus weiter zligig um. Da in den Jahren 2022 f. gentigend Mittel zur Verfiigung ste-
hen, besteht auch unter den gegebenen krisenbedingten finanzpolitischen Rah-
menbedingungen weder eine Notwendigkeit noch Raum flr eine Anpassung der
Mittel an die Inflationsrate. Inzwischen ist knapp die Halfte der Berufungen auf Pro-
fessuren (49 Prozent) bereits erfolgt, bei einem weiteren Viertel (28 Prozent) laufen
die Berufungsverhandlungen. Entsprechend dem Besetzungsfortschritt werden na-
turgeman auch die Ausgaben fiir Sachmittel weiter steigen.
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33. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wann mit den Ergebnissen der
Susanne laufenden ,Denk- und Diskussionsphase® zum Bau des Kon-
Kurz zerthauses in Minchen zu rechnen ist, wie viele Auftrdge mit
(BUNDNIS externen Dienstleisterinnen und Dienstleistern in der ,Denk-
90/DIE GRU- pause“ neu abgeschlossen wurden (bitte jeweils mit Angabe
NEN) des Datums des Vertragsabschlusses und der Vertragshohe)

und welche Griinde verantwortlich dafiir sind, dass entgegen
der Zusicherung von Staatsminister fir Wissenschaft und
Kunst Markus Blume, die Entscheidung zum Konzerthaus kurz
nach der Sommerpause bekanntzugeben, der ,Prifungs- und
Entscheidungsprozess® bis heute nicht abgeschlossen ist, ob-
wohl die von der Staatsregierung in den Antworten auf die bei-
den Anfragen der Abgeordneten Susanne Kurz zu ,Konzert-
haus Minchen“ (Drs. 18/23822, Anfrage 1) und ,Konzerthaus
Munchen II* (Drs. 18/24076, Anfrage 2) genannten Griinde fur
die Denkpause wie die von Ministerprasident Dr. Markus Séder
angegebenen Baukosten von ber 1 Mrd. Euro (,nach allen Er-
kenntnissen realistisch und naheliegend”, Anfrage 1), die ho-
hen Investitions- und Sanierungskosten bei den staatlichen
Kulturbauten (s. Anfrage der Abgeordneten Susanne Kurz zu
»Sanierungsmaflnahmen im Kulturbereich®, Drs. 18/23821)
und die zu klarenden wesentlichen Rahmenbedingungen (,Der
dargestellte Denk- und Gesprachsprozess ist vor dem Hinter-
grund der grof3en Herausforderungen durch internationale Kri-
sen, steigende Baukosten und den Investitionsbedarf bei be-
stehenden Kulturbauten besonders am Standort Minchen not-
wendig geworden®, Anfrage 2) schon seit langerer Zeit bekannt
sind und daher eine Aufschiebung der Entscheidung nicht
rechtfertigen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst in Abstimmung
mit dem Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr:

Auf die Frage, wann mit den Ergebnissen der laufenden ,Denk- und Diskussions-
pause“ zu rechnen sei, wird auf die Antwort der Staatsregierung vom 25.07.2022
auf die Fragen 4.1 und 4.2 der Anfrage der Abgeordneten Susanne Kurz vom
20.05.2022 verwiesen: ,Eine Entscheidung wird getroffen werden, wenn die Ergeb-
nisse der aktuellen Denk- und Diskussionsphase ausgewertet sind und Klarheit
Uber wesentliche Rahmenbedingungen herrscht.“ Aktuell handelt es sich noch um
einen offenen und laufenden Prozess.

Die These, die zu klarenden Rahmenbedingungen seien ,schon seit langerer Zeit
bekannt®, muss zuriickgewiesen werden. MalRgebliche Faktoren wie internationale
Krisen sowie die damit einhergehende Inflation (auch und besonders in Form stei-
gender Baupreise) verscharfen sich aktuell weiter. Vor dem Hintergrund sowohl die-
ser Ereignisse als auch der GréRRe, Komplexitat und kulturpolitischen Bedeutung
des Projekts Konzerthaus Minchen ist es notwendig und sachgerecht, dem Ent-
scheidungsprozess ausreichend Zeit einzurdumen. Alles andere wirde weder den
Umstanden noch dem Projekt gerecht. Eine Entscheidung wird dadurch nicht ,auf-
geschoben®, sondern verantwortungsvoll vorbereitet.
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Auftrdge an externe Dienstleister fur die aktuell laufende Planungsphase wurden
Uberwiegend bereits vor dem aktuell notwendig gewordenen Denk- und Diskussi-
onsprozess erteilt. Grundlage hierfir war die Zustimmung des Haushaltsausschus-
ses des Landtags vom 08.07.2021, die Architekten und weiteren beteiligten Pla-
nungsburos mit der Ausarbeitung einer vertieften Projektunterlage zu beauftragen.
Wie bereits in der Antwort auf die Anfrage der Abgeordneten Susanne Kurz vom
20.05.2022 mitgeteilt, gibt es derzeit keinen Planungsstopp.

Seit April 2022 wurden folgende Auftrdge neu erteilt:

- 13.06.2022: Beratungsleistung Fassade (Qualitats-/Kostensicherheit Fassa-
denkleid), 14.875,- Euro

- 14.06.2022: Technische Wartung und Sicherung der Funktionsfahigkeit der
Webseite (https://www.konzerthaus-muenchen.de), 7.568 Euro Gesamtkosten
bei Vertragslaufzeit von 1 Jahr

- 04.07.2022: Prifsachverstandiger fur Bihnentechnik, 28.560,- Euro.



https://www.konzerthaus-muenchen.de/

Drucksache 18/24574 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 56

34. Abgeordneter  Nachdem die Absperrung rund um die Fassade des markgraf-

Christian lichen Schlosses in zentraler Lage in Erlangen, welches die
Zwanziger Hauptverwaltung der Friedrich-Alexander-Universitat (FAU)
(BUNDNIS beherbergt und im Besitz des Freistaates Bayern ist, nach acht
90/DIE GRU-  Jahren nun noch deutlich erweitert werden musste und Teile
NEN) des Schlossplatzes inklusive einer wichtigen Fahrradachse ver-

sperrt, frage ich die Staatsregierung, auf welchem denkmal-
fachlichen Gutachten oder ahnlichen Untersuchungen diese
Erkenntnisse zur akuten Gefdahrdung von Passantinnen bzw.
Passanten und Mitarbeitenden der FAU beruhen (bitte entspre-
chendes Gutachten anfiigen), welche Ortstermine und sonsti-
gen UberwachungsmaRnahmen (inklusive Angabe der Priifin-
tervalle) an dem bekanntermalen hochst sanierungsbedurfti-
gen Schloss, insbesondere der Fassade, in den letzten drei
Jahren stattfanden (bitte Teilnehmerinnen bzw. Teilnehmer, Er-
gebnisse und von der Staatsregierung freigegeben Finanzmit-
tel angeben) und welche MaRnahmen der Notsicherung fir das
aktuell festgestellte (und eventuell weitere) Schadensbild durch
den Freistaat als Eigentiimer des Objekts durchgefiihrt wurden
oder noch geplant sind (unter Angabe des genauen Zeitplans
und dafir vorgesehene Finanzmittel)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Die bauliche Erneuerung der Friedrich-Alexander-Universitat Erlangen-Nurnberg
(FAU) wird im Rahmen einer umfangreichen Investitions-Offensive mit Nachdruck
vorangetrieben. Seit 2019 wurden fir die FAU neue Baumafinahmen mit einem In-
vestitionsvolumen von rund einer Mrd. Euro auf den Weg gebracht. Auch beim Er-
langer Schloss werden die ersten Bausteine zu dessen Sanierung gesetzt:

Derzeit befindet sich die Sanierung des Mittelrisalits des Schlossgebaudes in Vor-
bereitung. In diesem Zusammenhang wurde in der Kalenderwoche 39 eine stati-
sche Untersuchung durchgefiihrt. Diese ergab die Notwendigkeit der Erweiterung
der Absperrung im Hinblick auf den Zustand des Wappens. Eine Kostenberechnung
liegt derzeit noch nicht vor. Die aktuell in den Schlossplatz eingreifende Bauzauner-
weiterung im Bereich des Mittelrisalits ist temporar. Sie wird zeitnah wieder riickge-
baut werden, sobald das Wappen entsprechend gesichert ist.

Im Jahr 2020 wurde eine Befahrung des Areals vorgenommen. Im Ergebnis hat das
Staatliche Bauamt Erlangen-Nirnberg in Absprache mit der FAU Malinahmen zur
Sicherung des Haupteingangs veranlasst. Dazu gehdren eine Erweiterung des Bau-
zauns und die Ertlichtigung des Schutzdaches sowie weitere MalRnahmen zur Si-
cherung des Wappens und der flankierenden Skulpturen (Schutznetz, Zurrbander
und Abnahme loser Teile). Die Kosten fiir den Bauunterhalt des Schlosses beliefen
sich im Jahr 2020 auf rund 62.000,00 Euro und im Jahr 2021 auf rund
125.000,00 Euro.
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Geschéftsbereich des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

35. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie sie die bundesweite Durch-

Martin fuhrung der Potenzialanalyse im Rahmen der Gigabitstrategie
Hagen zur Ermittlung der Potenziale fiir den eigenwirtschaftlichen Aus-
(FDP) bau der Glasfasernetze unterstitzt, ob bereits die Ergebnisse

der Potenzialanalyse flir Bayern vorliegen (wenn ja, bitte beifi-
gen) und welchen Veranderungsbedarf sieht sie fir die ein-
schlagigen bayerischen Férderprogramme angesichts der Gi-
gabitstrategie des Bundes, insbesondere der Ergebnisse der
Potenzialanalyse?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Die unverbindliche Potenzialanalyse wird durch den Bund in eigener Verantwortung
erstellt. Das Wissenschaftliche Institut fir Infrastruktur und Kommunikationsdienste
(WIK) wurde mit der Durchfiihrung beauftragt. Die konkrete Ausgestaltung der Po-
tenzialanalyse bzw. Ergebnisse daraus liegen dem Freistaat bislang nicht vor. Der
Freistaat steht im Rahmen des Foérderbeirats in fachlichem Austausch mit dem
Bund und wird in diesem Gremium die Erstellung der Potenzialanalyse begleiten.

Bedauerlich ist, dass der Bund sich im Rahmen seiner neuen Gigabitstrategie vom
bisherigen gemeinsamen Ziel ,Gigabit bis 2025 verabschiedet hat. Zu beflirchten
ist, dass die Erschliefung von bislang mit Gigabit unversorgten Gebieten, insbe-
sondere im Landlichen Raum, mit der neuen Zielsetzung — Glasfaser bis 2030 —
durch den Bund zeitlich zurtickgestellt wird. Fir die Neuausgestaltung der Bundes-
férderung ab 2023 hat der Freistaat dem Bund ein mit allen Ladndern abgestimmtes
Vorschlagspapier zur Weiterentwicklung des Bundesprogramms Ubermittelt, mit
dem Ziel burokratische Hirden abzubauen und Verfahrensbeschleunigungen zu er-
reichen.

In Ergédnzung zu dem im Freistaat umfassend angelaufenen eigenwirtschaftlichen
Glasfaserausbau, verfolgt das Staatsministerium der Finanzen und fur Heimat mit
der Bayerischen Gigabitférderung weiterhin das Ziel, bis 2025 in ganz Bayern Gi-
gabitbandbreiten verfigbar zu machen. Die Gigabitférderung wurde dazu mit der
Bundesférderung eng verzahnt. Uber 1 230 Gemeinden in Bayern sind bislang in
ein Verfahren nach Bayerischer Gigabitrichtlinie eingestiegen, erste geforderte
Netzte sind bereits in Betrieb gegangen. Mithilfe der Glasfaser/WLAN-Richtlinie
konnte die Versorgung der Offentlichen Schulen im Freistaat wesentlich gesteigert
werden. 90 Prozent sind gigabitfahig angebunden, 80 Prozent verfligen bereits iber
einen direkten Glasfaseranschluss, bei 15 Prozent der 6ffentlichen Schulen ist ein
FTTB-Anschluss derzeit im Bau. Mit der umfassenden bayerischen Kofinanzierung
wird die Bundesférderung tatkraftig flankiert und sichergestellt, dass Bundesmittel
fur den Breitbandausbau in Bayern genutzt werden kdnnen. Mit insg. Uber
1,8 Mrd. Euro unterstltzt der Freistaat seine Kommunen seit 2014 wie kein anderes
Bundesland.
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36. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, welche aktuellen Plane sie mit

Christian dem Areal des ,Concordia-Parks“ und dessen Nutzungen
Hierneis (Kleingartenanlage, Gaststatte etc.) an der Landshuter Alle 165
(BUNDNIS in Munchen (z. B. Verkauf, Bebauung, Belassen im aktuellen
90/DIE GRU- Zustand mit aktueller Nutzung etc.) hat, warum die Pachtver-
NEN) trage fir alle auf dem Grundstiick etablierten Nutzungen ge-

kindigt wurden (bitte fir jede Nutzung begriinden) und ist sie
der Ansicht, dass diese Flache im aktuellen Zustand (Baumbe-
stand, Kihlungsfunktion, Biodiversitat, Versickerungsfunktion,
Erholungsfunktion etc.) erhaltenswert ist (bitte sowohl bei ,ja“
als auch bei ,nein” konkret begriinden)?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr:

Der Mannergesangsverein ,Concordia“ Minchen Neuhausen e. V. in Liquidation
(i. L.) hat das Grundstiick Landshuter Allee 165 vom Freistaat Bayern gepachtet.
Gegenstand des Pachtvertrags mit dem Freistaat ist die Nutzung des Grundstiicks
als Kleingartenanlage und die Bewirtschaftung eines Vereinsheims (aktuell: Gast-
statte ,Die Wally — Wirtshaus im Concordia Park®). Der Verein ist vertraglich zur
Unterverpachtung der Kleingartenanlage und der Gaststatte berechtigt. Beide An-
lagen wurden vom Verein unterverpachtet.

Der Verein hat mit Schreiben vom 22. Juni 2022 den Pachtvertrag mit dem Freistaat
ordentlich zum 31. Dezember 2022 gekiindigt, nachdem er in der Jahreshauptver-
sammlung am 15. Juni 2022 seine Auflésung beschlossen hat. Durch die Kindi-
gung des Pachtvertrags mit dem Freistaat hat der Verein die bisherige vertragliche
Grundlage fur die derzeit auf dem Grundstick etablierten Nutzungen (Kleingarten-
anlage, Gaststatte) beseitigt.

Die langfristige weitere Nutzung des Grundstticks ist derzeit noch offen. Es besteht
grundsatzlich Interesse seitens des Staatsministeriums fir Wohnen, Bau und Ver-
kehr, mdglicherweise auf einer Teilflache des Grundsticks bezahlbaren Wohnraum
zu schaffen. Dieser wird in Minchen dringend bendétigt. Die baurechtlichen Méglich-
keiten der Realisierung von Wohnungsbau mussen jedoch zunachst mit der Lan-
deshauptstadt Minchen abgeklart werden. Konkrete Planungen gibt es daher zum
jetzigen Zeitpunkt noch nicht. Bei mdglichen kinftigen Planungen wirden ékologi-
sche Aspekte aber selbstverstandlich bericksichtigt werden.

Bis zum Abschluss der baurechtlichen Abklarungen besteht grundsatzlich die Be-
reitschaft, dass das Grundstuck interimistisch genutzt wird. Die Bayerische Schlds-
serverwaltung befindet sich dazu bereits in Gesprachen mit allen bisherigen Nut-
zern des Grundstiicks.
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37. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wann Vertreter des Landesamts

Helmut fur Sicherheit (LSI) in der Informationstechnik in Bayern mit der
Markwort Firma Virtual Solution seit dem 01.12.2017 Kontakt hatten (hier-
(FDP) bei bitte Art der Kommunikation, die Teilnehmer und den ent-

sprechenden Ort angeben) worum es in dem jeweiligen Aus-
tausch ging (bitte hierbei jeweils Initiator nennen) und welche
Staatsministerien Uber den Austausch jeweils informiert wur-
den?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Inhalt der Kontakte zwischen LSI und der Materna Virtual Solution GmbH im fragli-
chen Zeitraum waren jeweils Produktprasentationen von Software mit BSI-Zulas-
sung. Es nahmen von Seiten des LS| Mitarbeiter aus der fachlichen Leitungsebene
teil. Aus den Informationsgesprachen haben sich keine Beschaffungen ergeben. Es
sind folgende Kontakte des LS| mit der Firma Virtual Solution dokumentiert:

10.12.2018: Gesprach am LSI auf Anfrage von Virtual Solution.

02.05.2019: Gesprach mit Teilnehmerkreis LS|, Staatsministerium des Innern, flr
Sport und Integration, Staatsministerium der Finanzen und fir Heimat und IT-
Dienstleistungszentrum im Staatsministerium des Innern, fir Sport und Integration.

04.11.2021: Gesprach mit Teilnehmerkreis LS| und Staatsministerium der Finanzen
und fir Heimat im Ministerium. Am 14.10.2021 fand diesbeziiglich im Vorfeld eine
telefonische Kontaktaufnahme durch Virtual Solution beim LSI statt.
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38. Abgeordneter  Vor dem Hintergrund der in diesem Monat endenden Frist zur

Tim Abgabe der Grundsteuererklarung frage ich die Staatsregie-

Pargent rung, wie viele Grundsteuerklarungen in Bayern bereits abge-

(BUNDNIS geben wurden (bitte prozentual und absolut angeben), wie viele

90/DIE GRU-  Antrage auf Fristverlangerungen bereits eingereicht wurden

NEN) und welche Malnahmen sie ergreift, um die bislang niedrige
Abgabequote fiir Grundsteuerklarungen in Bayern rasch zu er-
héhen?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat

Bis einschlieRlich 10. Oktober 2022 wurden bayernweit (elektronisch und auf Pa-
pier) rund 2,03 Mio. Grundsteuererklarungen abgegeben. Dies entspricht rund
31 Prozent der abzugebenden Grundsteuererklarungen. Der Anteil der elektronisch
abgegebenen Grundsteuererklarungen liegt in Bayern derzeit bei rund 77 Prozent.

Zur Anzahl der eingegangenen Antrage auf Fristverlangerung werden keine geson-
derten Aufzeichnungen gefihrt.

Die bisher bereits ergriffenen MaRnahmen, wie Pressearbeit und umfangreiches
Service- und Informationsangebot der Steuerverwaltung, werden fortgefuhrt. Erfah-
rungsgemaf wird ein Groliteil der Steuererklarungen erst gegen Ende des Abga-
bezeitraums abgegeben.
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39. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche Erkenntnisse sie dartber

Katharina hat, ob Behdérden und Unternehmen der kritischen Infrastruktur

Schulze in Bayern Software der Firma Protelion GmbH angekauft haben

(BUNDNIS (bitte ggf. jeweilige Behdrden und Unternehmen benennen)

90/DIE GRU- und welche Verbindungen insbesondere zwischen der Staats-

NEN) regierung und dem Cyber-Sicherheitsrat Deutschland e. V. be-
stehen?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fiir Heimat im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium des Innern, fiir Sport und Integration:

Eine Abfrage samtlicher Ressorts bzw. Behdrden war innerhalb der Beantwortungs-
frist nicht moglich. Dem Landesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik (LSI)
liegen allerdings keine Hinweise vor, dass Produkte der Firma Protelion GmbH bei
staatlichen Behérden im Einsatz sind. Uber einen Ankauf der Software durch baye-
rische Unternehmen liegen dem Landesamt fur Verfassungsschutz (BayLfV) und
dem LSI keine Uber die 6ffentliche Berichterstattung hinausgehenden Erkenntnisse
VOr.

Der Cybersicherheitsrat Deutschland e. V. lud immer wieder zu hochrangig und in-
ternational besetzten Netzwerkveranstaltungen ein, an denen das Cyber-Allianz-
Zentrum (CAZ) des BayLfV bis 2019 regelmaRig teilgenommen hat. Das LSI hat
zweimal (2019, 2022) bei einer Veranstaltung vorgetragen und 2022 in einer Fach-
arbeitsgruppe zur IT-Sicherheit von Kliniken mitgewirkt.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwick-
lung und Energie

40. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie sie angesichts der Energie-
Claudia krise beabsichtigt, die Tiefengeothermie zu férdern, wie sie
Kohler Kommunen und Investoren bei der Absicherung der finanziel-
(BUNDNIS len Risiken von Tiefenbohrung unterstiitzen will und warum sie
90/DIE GRU- 2013 den entsprechenden Haushaltstitel im Entwurf zur Abde-
NEN) ckung der Risiken von Fehlbohrungen aus Erdwarme gestri-

chen hat?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Mit der Bundesférderung effiziente Warmenetze (BEW) ist Mitte September das
wichtigste Forderinstrument zur Unterstitzung der Tiefengeothermie (nach ca.
zweijahriger Wartezeit) endlich in Kraft getreten. Die BEW erlaubt u. a. die Forde-
rung seismischer Untersuchungen von Geothermiebohrungen, Warmezentralen
und Warmenetzen bis hin zu Warmeverteilleitungen. Zugleich enthalt die BEW eine
40-prozentige Risikoabsicherung, da im Falle nichtflindiger Bohrungen kein Zu-
schuss zurtickgefordert wird. Da die BEW beihilferechtliche Spielrdume weitgehend
ausnutzt, ist angesichts der verbesserten Férderbedingungen fir die Tiefengeother-
mie sowie der veranderten Rahmenbedingungen auf dem Energiemarkt abzuwar-
ten, ob noch Wirtschaftlichkeits- bzw. Férderliicken bestehen.

Aus Sicht des Staatsministeriums flr Wirtschaft, Landesentwicklung und Ener-
gie(StMWi) stehen durch den Geothermieatlas, dessen Neuauflage demnéachst ver-
offentlicht wird, und die Veroffentlichungen der Geothermie Allianz Bayern ausrei-
chend Informationen zur Verfigung, um abschéatzen zu kénnen, in welchen Gebie-
ten des bayerischen Molassebeckens Tiefengeothermiebohrungen ohne zu grolRe
Risiken durchgefuihrt werden kénnen. Eine Risikoabsicherung in diesen Regionen
ist daher entbehrlich. Es sollte auch vermieden werden, dass durch staatliche Risi-
koabsicherungen private Angebote aus dem Markt gedrangt werden oder Kommu-
nen bzw. Investoren zu riskanten Bohrexperimenten ermuntert werden.

Der Haushaltstitel 07 05 892 76 zur Abdeckung der Risiken von Fehlbohrungen bei
der Nutzung von Erdwarme wurde aufgeldst, nachdem er jahrelang als Leertitel ge-
fuhrt wurde, ohne dass Mittel zur Verfigung gestellt wurden. Auferdem gab es
keine Nachfrage, da ab 2008 die private Versicherungswirtschaft entsprechende
Angebote unterbreitet hat.
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41. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie die geplante Ausgestaltung

Gerd (Finanzierungsquellen, Foérderinstrumente, Berechtigungsbe-
Mannes reich, zeitlicher Rahmen etc.) der geplanten Ausgestaltung des
(AfD) von Ministerprasident Dr. Markus Sdder offiziell angekiindigten

LHartefallfonds" und ,Schutzschirms fir Stadtwerke® ist, welche
die in der Umsetzung befindlichen bzw. geplanten staatlichen
Unterstitzungsmaflinahmen jeglicher Art seitens der Staatsre-
gierung fir Unternehmen in Bayern (bitte stichpunktartig — ggf.
mit Link — auflisten), vornehmlich der energieintensiven Indust-
rie, aber auch der kleinen und mittleren Unternehmen, zur Be-
waltigung gestiegener Energiekosten und der Erzeugerpreisin-
flation, sind und bitte um Ubersendung des ,Stresstests der
Stromnetzbetreiber”, wonach laut offizieller Pressemitteilung Nr.
427/22 des Staatsministeriums fur Wirtschaft, Landesentwick-
lung und Energie (StMWi) ,in den nachsten Monaten [...] eine
Stromversorgungsliicke von insgesamt bis zu 91 Stunden® er-
wartet wird bzw. um Wiedergabe des Inhalts (Begriindung, zeit-
licher Verlauf und mogliche Auswirkungen der Stromversor-
gungsliicke sowie geforderte GegenmalRnahmen)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Der Staatsregierung sind die groflen Herausforderungen bewusst, mit denen die
bayerische Wirtschaft aufgrund der hohen Energiepreise konfrontiert ist. Um die
Unternehmen wirksam unterstitzen zu kdnnen, ist ein in sich schliissiges und gut
aufeinander abgestimmtes Unterstlitzungsinstrumentarium zu konzipieren.

Die Staatsregierung fordert den Bund erneut auf, wirksame MaRnahmen zur Ent-
lastung und Unterstitzung von Unternehmen, Blrgerinnen und Blrger sowie sozi-
aler und offentlicher Infrastruktur in dieser Energiekrise zu ergreifen. Die von der
Bundesregierung eingesetzte Expertenkommission legte am 10. Oktober 2022 ihre
Vorschlage fiir eine Gaspreisbremse vor. Die angekindigten Gas- und Strompreis-
bremsen missen rasch und wirksam umgesetzt werden.

Der Bund hat zudem angekindigt, fur Unternehmen, die besonders stark von der
Energiepreisentwicklung betroffen sind und von den Preisdeckeln nicht ausreichen
profitieren kénnen, an Auffanglésungen zu arbeiten.

Darauf aufbauend wird die Staatsregierung erganzend einen eigenen Rettungs-
schirm aufspannen. Das bayerische Unterstiitzungspaket soll Hilfsangebote beste-
hend aus Kredit- und Blrgschaftsinstrumenten sowie einem Hartefallfonds fir
kleine und mittelstandische Unternehmen, Vereine und soziale Infrastruktur wie
Pflegeeinrichtungen und Kliniken umfassen.

Details werden derzeit ausgearbeitet und hangen maRgeblich von der weiteren Aus-
gestaltung der Bundeshilfen ab.
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Der sog. Stresstest (,Abschlussbericht Sonderanalysen Winter 2022/2023 vom
13.09.2022") ist online abrufbar?.

1 https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/Energie/20220914-stresstest-strom-ergebnisse-

langfassung.pdf
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42. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, in welchem Umfang der Aufbau

Florian einer Maskenproduktion durch die Staatsregierung in den Jah-
Siekmann ren 2020 und 2021 zum Beispiel durch Zuschisse, Birgschaf-
(BUNDNIS ten und Kredite unterstitzt wurde, in welcher Hohe hierzu staat-
90/DIE GRU- liche Haushaltsmittel in den Jahren 2020 und 2021 aufgewen-
NEN) det wurden und wie hoch hierzu die Aufwendungen bei der Lan-

desforderinstituts (LfA) Férderbank Bayern in den Jahren 2020
und 2021 waren?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Der Aufbau einer bayerischen Maskenproduktion wurde seitens der Staatsregie-
rung nicht subventioniert. Die Unterstitzung des Staatsministeriums fur Wirtschaft,
Landesentwicklung und Energie (StMWi) lag im Schwerpunkt auf Information und
Vermittlung, u. a. erhielten Unternehmen Kontaktinformationen (z. B. zu existieren-
den Lieferanten oder zu Prifinstituten) fir ihre Planungen.

Eine staatliche Sicherung der Produktion ist in einer freien Marktwirtschaft nicht an-
gezeigt. Attraktive Rahmenbedingungen kdnnen helfen, die Versorgung zu sichern.
Denn die Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes zeichnen sich durch ihre
hohe Innovationskraft und ihre rasche Anpassungsfahigkeit aus. Heimische Unter-
nehmen sind es gewohnt, eigeninitiativ neuartige Produkte zu entwickeln, die sich
durch ihren Innovationsgehalt von den bisher am Markt verfligbaren Produkten ab-
setzen.

Das StMWi unterstiitzt dies unter anderem durch technologieoffene und technolo-
giespezifische Férderprogramme.

Das gemeinsame Forschungs- und Entwicklungsvorhaben mit dem Projekttitel
-FUMA — Funktionsoptimierte Halbmasken zum Infektions- und Kontaminations-
schutz® wird von mehreren Projektpartnern aus Wirtschaft und Wissenschaft im
Rahmen des bayerischen Verbundforschungsprogramms durchgefiihrt. Die Ge-
samtkosten des Verbundes belaufen sich auf 1,75 Mio. Euro. Die Zuwendung an
den Verbund betragt 1,02 Mio. Euro (58,5 Prozent). Die Férderung wurde im
Juni 2021 bewilligt und zielt auf die Erforschung und Entwicklung von neuen Werk-
stoffen/Materialien und Produkten hinsichtlich der Produktionstechnologien, Logis-
tik, biologische Schutzwirkung, Vertraglichkeit und Kreislauffahigkeit. Ubereffiziente
und nachhaltige Material- und Fertigungskonzepte sollen praventive MalRhahmen
bei der Einddmmung der COVID-19-Pandemie und zukunftiger Pandemien unter-
stitzen. Weiteres Forschungsanliegen war die Wirksamkeit hinsichtlich der Auf-
nahme partikularer Fraktionen etwa Fein- und Feinststaub. Das Projekt richtet sich
an das gesamte deutsche Gesundheitswesen mit den damit verbundenen Einrich-
tungen und Beschaftigten. Hierunter fallen beispielsweise Krankenhauser und Kili-
niken mit angeschlossenem Personal sowie Pflegeeinrichtungen.

Uber die LfA Férderbank Bayern wurden keine Vorhaben zum Aufbau einer Mas-
kenproduktion in Bayern finanziert.

Im Rahmen der Regionalen Wirtschaftsférderung gab es einen Foérderfall, Gber den
im Zusammenhang mit der Anfrage informiert wird, auch wenn Férderzweck nicht
ein bestimmter Produktionszweig war.
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43. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, ob sie bereits genauere Erkennt-

Ursula nisse Uber die Umsetzbarkeit und Wirtschaftlichkeit von tiefen-
Sowa geothermischer Energiegewinnung im Raum Bamberg/Coburg,
(BUNDNIS betreffend die Warmeanomalie bei Ebern, hat, falls nein, bis
90/DIE GRU-  wann sie mit den Ergebnissen aus den Untersuchungen zum
NEN) Potenzial von Tiefengeothermie im Raum Bamberg/Coburg

rechnet und welche Forderungen der Freistaat fiir ein Geother-
mie-Projekt in Oberfranken in Aussicht stellen wiirde?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Die Warmeanomalie in Ebern ist nach wie vor Gegenstand wissenschaftlicher Un-
tersuchungen der Geothermie Allianz Bayern (GAB). Diese werden auf Grundlage
der bisherigen, von der GAB durchgefiuihrten seismischen Messungen mit Mitteln
des Freistaates bis 2025 weitergefihrt. Mittels erganzender Messungen, z. B. Gas
und Gravimetrie, und Labormessungen zur Bestimmung von Felseigenschaften so-
wie weiterer wissenschaftlicher Forschungen, u. a. zur Frage der Wirtschaftlichkeit
und Nutzung fir die Fernwarmeversorgung, sollen u. a. potenzielle Standorte fir
interessierte Unternehmen und Gemeinden ermittelt werden. Fir eine fundierte Ab-
schatzung des tiefengeothermischen Potenzials in Nordbayern ist noch wissen-
schaftliche Forschung und Begleitung eines Pilotprojektes erforderlich.

Fur Aussagen zur Umsetzbarkeit des tatsachlichen Potenzials und der Wirtschaft-
lichkeit bedarf es jedoch unternehmerischer Initiative mit der Durchfiihrung von Tief-
bohrungen zur geothermischen ErschlieBung, der Errichtung von Geothermieanla-
gen und einem verbindlichen anschlieBenden Nutzungskonzept. Férderungen fur
innovative Vorhaben der angewandten Forschung waren grundsatzlich Gber das
Bayerische Energieforschungsprogramm maglich, soweit sich Unternehmen finan-
ziell an den Kosten zu mindestens 50 Prozent beteiligen. Wenn Machbarkeit und
technische Umsetzbarkeit nachgewiesen sind, kdnnen weitere Investitionen tber
das Bundesférderprogramm ,Effiziente Warmenetze® geférdert werden.
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44. Abgeordneter  Im Hinblick auf die von mir gefiihrten Gesprache mit der Backe-

Josef rei Steinleitner in Niederwinkling sowie der Maschinen- und
Zellmeier Zahnradfabrik limberger in Straubing frage ich die Staatsregie-
(CSU) rung, wie sie die Aktivitaten des Bundes zur Hilfe fir energiein-

tensive Betriebe einschatzt, ob diese auch fir den Mittelstand
und fiir Teilbetriebe wie zum Beispiel eine Harterei greifen und
welche eigenen Malinahmen sie plant?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Energieintensive Industrieunternehmen werden aktuell mit einem Zuschuss zu Erd-
gas- und Stromkosten durch das bis Jahresende verlangerte Energiekostendamp-
fungsprogramm (EKDP) des Bundes unterstitzt. Hartereien waren dort erfasst,
Handwerksbackereien dagegen nicht. Die Staatsregierung hatte auch daher eine
Uberarbeitung des EKDP gefordert, insbesondere eine Ausweitung des Programms
auf alle Branchen unter besonderer Berlicksichtigung kleiner und mittlerer Unter-
nehmen.

In dem von der Bundesregierung angekindigten ,Wirtschaftlichen Abwehrschirm
gegen die Folgen des russischen Angriffskrieges” sollen das EKDP und das ge-
plante Energiekostenentlastungsprogramm fiir den Mittelstand in den geplanten
Energiepreisbremsen nunmehr aufgehen. Kern des neuen Abwehrschirms ist die
Gaspreisbremse. Da bei vielen Unternehmen schon jetzt Liquiditatsengpasse und
die Einstellung der Produktion drohen, muss eine Gaspreisbremse zeitnah umge-
setzt werden. Durch die Regelung sollten keine falschen Anreize zum weiteren Gas-
verbrauch gesetzt werden. Weitere Forder- und Unterstitzungsmaflinahmen, z. B.
fur Investitionen in einen Fuel Switch, mussen folgen. Unverzichtbar ist auch die
rasche und praxisgerechte Umsetzung der europaweiten Strompreisbremse.

Die von der Bundesregierung eingesetzte Expertenkommission legte am 10. Okto-
ber 2022 ihre Vorschlage fir eine Gaspreisbremse vor. Die Vorschlage der Kom-
mission ,Gas und Warme"“ gehen grundsatzlich in die richtige Richtung. Allerdings
hatte der Gaspreisdeckel friiher in Kraft treten missen, um die privaten Verbraucher
und Unternehmen rechtzeitig zu entlasten, bevor sie in finanzielle Schwierigkeiten
geraten. Zudem fehlt eine Lésung fiir Ol- und Pelletheizungen. Die geplante Ein-
malzahlung im Dezember 2022 durfte bei vielen kleinen Unternehmen die massiv
gestiegenen Energiekosten nur begrenzt abfedern. Insgesamt kann eine Bewertung
der von der Bundesregierung geplanten Entlastungsmalnahmen fir Wirtschaft und
private Verbraucher aber erst belastbar vorgenommen werden, wenn auch Eck-
punkte der angeklndigten Strompreisbremse vorliegen.

Der Bund hat zudem angekuindigt, fur Unternehmen, die besonders stark von der
Energiepreisentwicklung betroffen sind und von den Preisdeckeln nicht ausreichend
profitieren kénnen, an Auffanglésungen zu arbeiten. Darauf aufbauend wird die
Staatsregierung erganzend einen eigenen Rettungsschirm aufspannen. Das baye-
rische Unterstitzungspaket soll Hilfsangebote, bestehend aus Kredit- und Burg-
schaftsinstrumenten sowie einen Hartefallfonds fir kleine und mittelstdndische Un-
ternehmen, Vereine und soziale Infrastruktur wie Pflegeeinrichtungen und Kliniken,
umfassen. Die Details auf Landesebene hangen mafigeblich von der weiteren Aus-
gestaltung der Energiepreisdeckel und etwaiger Bundeshilfen ab.
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Geschéftsbereich des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucher-

schutz

45, Abgeordneter
Florian von
Brunn
(SPD)

Ich frage die Staatsregierung, welche Gesamtkosten die Erzeu-
gung einer Kilowattstunde Atomstrom aus dem Kernkraftwerk
Isar 2 im Durchschnitt der jeweiligen einzelnen Jahre 2012 bis
2022 verursachte (bitte unter separater Angabe von jeweiligen
Gestehungskosten sowie der Gesamtkosten inklusive Geste-
hung, Kosten fir Zwischenlagerung bzw. Endlagerung, War-
tungskosten, Kosten fiir Vorbereitung des Atomausstiegs,
Ruckstellungen und Versicherungskosten etc.), wie viel zusatz-
licher Atommdll durch einen Weiterbetrieb des Kernkraftwerks
Isar 2 Uber den 31.12.2022 hinaus bis zum 31.12.2024 bzw.
31.12.2026 entstiinde (bitte Angabe in Prozent im Vergleich zur
derzeitigen Menge an Atommdill, in Kubikmetern sowie Tonnen)
und welche zusatzlichen geschatzten Gesamtkosten, u. a. fir
Zwischenlagerung, Vorbereitung der Endlagerung, Sicherheit,
Versicherung etc., entstlinden insgesamt durch einen Weiter-
betrieb bis 31.12.2024 bzw. 31.12.20267?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Der Staatsregierung liegen zu den erfragten Gesamtkosten keine eigenen Daten
vor. Es handelt sich hierbei regelmafig um Betriebsinterna des Betreibers des Kern-
kraftwerkes Isar 2 (KKI 2), die nicht veroffentlicht werden. Das KKI 2 wiirde fiir einen
Weiterbetrieb bis 31.12.2024 neue Brennelemente bendtigen. Diese zusatzlich zu
entsorgenden Brennelemente generieren Transport- und Lagerbehalter, die, vergli-
chen mit den in Deutschland bereits vorhandenen Transport- und Lagerbehaltern,
einen Mehranteil von ca. 0,15 Prozent darstellen. Ein Betrieb um weitere 2 Jahre
bis 31.12.2026 entspricht einem zusatzlichen Mehranteil von 0,3 Prozent. Bei einem
Weiterbetrieb fallen auch schwach- und mittelradioaktive Abfalle an. Pro Jahr Wei-
terbetrieb fuhrt das, bezogen auf das Einlagerungsvolumen im Endlager Konrad, zu
einem Mehranteil von geschatzt ca. 0,015 Prozent.
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46. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie die Umsetzung der europai-

Patrick schen Wasserrahmenrichtlinie bei Gewassern 3. Ordnung, fur
Friedl die die Kommunen zustandig sind, bis 2027 erreicht werden
(BUNDNIS soll, wenn sich laut Drs. 18/23906 bayernweit nur zwei Kommu-
90/DIE GRU-  nen fiir entsprechende Férdermittel gemaR der Richtlinie fiir
NEN) Zuwendungen zu wasserwirtschaftlichen Vorhaben (RZWas

2021) beworben haben, wie den Kommunen nahegebracht
wird, dass auch sie in der Verantwortung fir die Umsetzung der
europaischen Richtlinie stehen und wie soll klinftig erreicht wer-
den, dass die Forderung durch die RZWas 2021 attraktiver fir
die naturnahe Entwicklung und Gestaltung von Gewassern 3.
Ordnung wird, die ja nicht nur zur Umsetzung der Wasserrah-
menrichtlinie, sondern auch dem Hochwasserschutz und der
Steigerung der Biodiversitat an kleinen Gewassern dient?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Zunachst ist zum Verweis auf Drs. 18/23906 und den dort in der Tabelle 1 genann-
ten zwei Ma3nahmen anzumerken, dass es sich hier um ,Vorhaben zur Umsetzung
der EG-Wasserrahmenrichtlinie bei Anlagen der 6ffentlichen Abwasserentsorgung®
nach Nr. 2.3 RZWas 2021 handelt. Die Férdervorhaben fir die MaRnahmenumset-
zung nach WRRL an Gewassern 3. Ordnung sind dem Foérdergegenstand ,Nicht-
staatlicher Wasserbau“ nach Nr. 2.1 RZWas 2021 zugeordnet und dementspre-
chend zusammen mit allen unter Nr. 2.1 genannten Fdérdertatbestanden in der
Drs. 18/23906 aufgeflhrt.

Um die Gewasserrenaturierungen an Gewassern 3. Ordnung fir Kommunen noch
attraktiver zu gestalten, wurden die Foérdersatze flir Gewasserrenaturierungen in der
RZWas 2021 auf den maximal moéglichen Fordersatz 90 Prozent erhdht. Zusatzlich
wurde der Fordersatz fur funf besonders wirksame Malinahmen der Gewasserun-
terhaltung, wie z. B. die Beseitigung von Abstlrzen oder das Einbringen von Totholz
in Gewasser, auf 75 Prozent erhoht.

Mit den sog. ,Gewasser-Nachbarschaften Bayern® existiert ein eigenes Beratungs-
Netzwerk, um die Gemeinden zu informieren und zu unterstutzen. Von der zustan-
digen Koordinierungsstelle am Landesamt fur Umwelt (LfU) werden zu diesem
Zweck umfassende Unterlagen zum nachhaltigen Umgang mit den Gewassern zur
Verfigung gestellt. Dazu kommen Werbemaflinahmen wie z. B. der mit einem Geld-
preis dotierte Wettbewerb ,Ausgezeichnete Bache*.

Die fachlich kompetente Beratung der Kommunen zu Gewasserrenaturierungen
bzw. zur Umsetzung der Malinahmen entsprechend den MaRnahmenprogrammen
nach Wasserrahmenrichtlinie fir den 3. Bewirtschaftungszeitraum 2021 bis 2027
sowie zu deren Forderung erfolgt auf allen Ebenen der Wasserwirtschaftsverwal-
tung und insbesondere durch die Wasserwirtschaftsamter im direkten Kontakt vor
Ort.
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47. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welche (Pilot-)Projekte (Stand-

Dr. Helmut orte, Laufzeit, Trager) derzeit in Unterfranken durchgefiihrt wer-
Kaltenhauser den, die das Ziel haben, die Folgen von langen Perioden der
(FDP) Trockenheit in Unterfranken zu bekdmpfen, mit welchen offent-

lichen Geldern diese Projekte jeweils finanziert werden und wie
sichergestellt ist, dass die Projekterkenntnisse Uberschnei-
dungsfrei zusammengefiihrt werden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz und des
Staatsministeriums fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

Folgende Projekte der Wasserwirtschaftsverwaltung sind zu nennen:

Projekt ,Dargebots Bewertung Main mit Speicherkonzept”

Untersuchung zum fiir Bewasserungszwecke nutzbaren Dargebot des unterfranki-
schen Mains, pragmatische Entwicklung der Ansatze mit Daten und Erfahrungen
aus dem operativen Bereich. Erganzend ist hier vorgesehen, mogliche Standorte
fur (multifunktionale) Bewasserungsspeicher im Rahmen eines Speicherkonzeptes
zu untersuchen. Laufzeit: 2022 bis 2027, Finanzierung/Trager: Staatsministerium
fur Umwelt und Verbraucherschutz (StMUV)/Regierung von Unterfranken.

Pilotforderung Bewasserungsinfrastruktur

Ausgestaltung der wasserwirtschaftlichen Anforderungen bei der landwirtschatftli-
chen Bewasserung von Weinbergen im Rahmen der Pilotforderung von Malinah-
men der Bewasserungsinfrastruktur. Standorte: Iphofen, Nordheim (beide Lkr. Kit-
zingen) und Oberschwarzach (Lkr. Schweinfurt). Laufzeit: 2022 bis 2027, Finanzie-
rung/Trager: StMUV/WWA Aschaffenburg u. Bad Kissingen, Koordinierungsstelle
Zukunftsstrategie Wasserwirtschaft. Nordbayern (ZWN).

Niedrigwassermanagement zur Steuerung von Grundwasserentnahmen am Bei-
spiel der landwirtschaftlichen Bewasserung (NWM2)

Neue Begutachtungsansétze, um bei knapper werdenden Grundwasservorkommen
und/ oder zunehmenden Entnahmeantragen eine einheitliche und nachvollziehbare
Grundlage fuir die Beurteilung von Entnahmeantragen zu erhalten. Standorte: pilot-
haft erarbeitet in der Bergtheimer Mulde, Gochsheim und Schwebheim. Laufzeit:
2015 bis 2019 (Berichte seit 08/2020 frei verfugbar), Finanzierung/Trager:
StMUV/Regierung von Unterfranken.

Landschaftswasserhaushaltsmodell _fiir das Bewdasserungsschwerpunktgebiet
Bergtheimer Mulde

Quantifizierung der Auswirkungen des Klimawandels als auch der landwirtschaftli-
chen Grundwasserentnahmen auf den Landschaftswasserhaushalt. Standorte:
Bergtheimer Mulde. Laufzeit: 2018 bis 2022, Finanzierung/Trager: StMUV/Wasser-
wirtschaftsamt Aschaffenburg.
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Landschaftswasserhaushaltsmodell flr das Bewé&sserungsschwerpunktgebiet Un-
kenbach

Quantifizierung der Auswirkungen des Klimawandels als auch der landwirtschaftli-
chen Wasserentnahmen auf den Landschaftswasserhaushalt. Standorte: Unken-
bachsystem bei Schwebheim (Lkr. Schweinfurt). Laufzeit: ab 2022 bis 2026, Finan-
zierung/Trager: StMUV/Wasserwirtschaftsamt Bad Kissingen.

Erhebung und Bewertung der 6ffentlichen Trinkwasserversorgung

Bewertung der Versorgungssicherheit der 6ffentlichen Trinkwasserversorgung mit
Prognosehorizont 2035 unter besonderer Berlcksichtigung des Klimawandels.
Standorte: Unterfranken. Laufzeit: laufend (letzter Statusbericht 2021), Finanzie-
rung/Trager: StMUV/Regierung von Unterfranken.

Strukturgutachten zur Sicherstellung der Wasserversorgung in Nordost-Unterfran-
ken

Erarbeitung von Malinahmenkonzepten zur Sicherstellung der Versorgungssicher-
heit der offentlichen Trinkwasserversorgung in Nordost-Unterfranken. Standorte:
Nordost-Unterfranken (Schwerpunkt Grabfeldgau). Laufzeit: 2021 bis 2022, Finan-
zierung/Trager: StMUV/Wasserwirtschaftsamt Bad Kissingen.

AKTION GRUNDWASSERSCHUTZ — Trinkwasser fiur Unterfranken

Information, Offentlichkeitsarbeit, Sensibilisierung von Biirgerinnen und Biirger, Ei-
genverantwortung wecken, Partner zusammenzubringen fir den Grundwasser-
schutz und eine nachhaltige Regionalentwicklung (Landwirtschaft, Wasserversor-
ger, Kommunen, Bildungseinrichtungen usw.). Standorte: Unterfranken. Laufzeit:
seit 2001, Finanzierung/Trager: StMUV/Regierung von Unterfranken.

Nutzwasser — Gewinnung und Einsatzmdglichkeiten am Beispiel der Schweinfurter
Trockenplatte

Untersuchung der Mdglichkeit einer Wiederverwendung von gesammeltem Regen-
wasser oder weitergehend aufbereitetem kommunalem Abwasser zur Bewasse-
rung von landwirtschaftlichen Flachen und kommunalen Grinflachen, um naturliche
Wasserressourcen, v. a. Grundwasser, zu substituieren. Standorte: Schweinfurt,
Gochsheim, Schwebheim. Laufzeit: 2018 bis 2020, Finanzierung/Trager:
StMUV/Regierung von Unterfranken.

BMBF-Vorhaben Nutzwasserbereitstellung und Planungsoptionen fir die urbane
und landwirtschaftliche Bewésserung (Nutzwasser als alternative \Wasserres-

source)

Praxisnahe Entwicklung hochflexibler und bedarfsgerechter Managementstrategien
fur die Wasserwiederverwendung zur urbanen und landwirtschaftlichen Bewasse-
rung als AnpassungsmalRnahme an den Klimawandel. Standorte: Schweinfurt,
Gochsheim. Laufzeit: 01.04.2021 bis 31.03.2024, Finanzierung/Trager: Bundesmi-
nisterium fur Bildung und Forschung (BMBF). Die Regierung von Unterfranken ist
hierbei federfihrend fiir die Bearbeitung des Arbeitspaketes ,Genehmigungsrecht-
liche Implementierung von Nutzwasseranwendungen® verantwortlich.

Entwicklung eines Niedrigwassermanagements an Oberflachengewéassern unter
Beriicksichtigung bedeutender Wirkfaktoren und EinflussgroRen (NWM 3)

Entwicklung von Werkzeugen fiir die einschlagigen Behoérden (z. B. Wasserwirt-
schaft, Landwirtschaft und Kreisverwaltungsbehoérden), um die nachhaltige Nutzung
von Oberflachengewassern in Trockenphasen zu gewahrleisten sowie potenzielle
Nutzungskonflikte frihzeitig zu erkennen und zu steuern. Standorte: Frankische
Saale bei Bad Kissingen, Schwarzach-Castellbach-System Laufzeit: 2020 bis 2024,
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Finanzierung/Trager: StMUV/Regierung von Unterfranken/ WWA Bad Kissingen,
WWA Aschaffenburg.

Bewasserungskonzepte fiir eine nachhaltige und umweltvertragliche Bewasserung
landwirtschaftlicher Flachen

Kurzbeschreibung: Erarbeitung von Konzepten fiir eine nachhaltige und umweltver-
tragliche Bewasserung landwirtschaftlicher Flachen in Bewasserungsgebieten.

Standorte in Unterfranken: Iphofen, Albertshofen, Nordheim, Volkach, Mainstock-
heim, Sulzfeld, Kleinochsenfurt, Bergtheim, Randersacker, Gro3langheim, Stetten,
Oberschawarzach, Willanzheim/ Segnitz, Klingenberg mit Erlenbach, Schwebheim,
Dingolshausen/ Main-Steigerwald, Wurzburg, Alzenau. Laufzeit: laufend, Trager/
Finanzierung: Antragsteller/StMUV (75 Prozent der zuwendungsfahigen Kosten,
seit 2018. Regelférderung nach RZWas) /Wasserwirtschaftsamter Aschaffenburg
und Bad Kissingen.

Uberschneidungsfreie Zusammenfiihrung der Projektergebnisse durch Organisa-
tion:

Federfiihrende Steuerung durch StMUV, Koordinierung durch ZWN; vor Ort: Regie-
rung von Unterfranken, fachliche Mitwirkung durch Bayer. Landesamt fir Umwelt
als zentrale Fachbehérde.

Folgende Projekte der Landwirtschaftsverwaltung sind zu nennen:

Das Thema Anpassungsstrategien an den Klimawandel ist Forschungsschwerpunkt
des Staatsministeriums fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten (StMELF). Die
Forschungsprojekte stellen aber keine Dirre-Bekampfung, wie in der Anfrage von
Herrn Dr. Kaltenhauser formuliert, dar. Vielmehr wird zu Anpassungsstrategien an
den Klimawandel geforscht.

Das StMELF hat 2021 mit dem Aufbau des Versuchs-, Demonstrations- und For-
schungsschwerpunkt ,Landwirtschaft in Trockenlagen® in Schwarzenau begonnen.
Im Haushalt 2022 wurden daflr zusatzlich 2,0 Mio. Euro bereitgestellt. Bis Ende
2022 sollen nach Umbau bestehender Altgebaudesubstanz bis zu 12 Buroarbeits-
platze geschaffen werden.

Aus der Forderrunde 2021 sind beispielhaft folgende Forschungsprojekte am
Standort Schwarzenau zu nennen:

- Kornerhirse als neue Kultur in Fruchtfolgesystemen fir Trockengebiete
(LfL/IPZ, 01.2022 — 12.2024, 450.000, — Euro) und

- Erfolgreiche Etablierungsstrategien fir multifunktionale Agroforstsysteme in tro-
ckenen Lagen (LWF/LfL, 05.2022 — 04.2025, 546.000, — Euro).

- Zusatzlich werden weitere Forschungsvorhaben aus anderen Mittelherkiinften
in Schwarzenau durchgefuhrt.

Neben Schwarzenau wird auch an anderen Landesanstalten zum Thema Anpas-
sungsstrategien an den Klimawandel geforscht. Beispielsweise ist hier die Landes-
anstalt fur Wein- und Gartenbau in Veitsh6chheim zu nennen. Jedoch sollen alle
Forschungsvorhaben Losungsansatze fir Landwirtschaft, Garten- und Weinbau in
ganz Bayern aufzeigen. Eine spezielle Fokussierung auf Unterfranken ist nicht vor-
gesehen.
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Die ressortibergreifende Zusammenfiihrung der Erkenntnisse erfolgt in gemeinsa-
men Plattformen wie dem Wasserpakt (Themen: Gewasser- bzw. Grundwasser-
schutz, Verbesserung des Landschaftswasserhaushalts) oder dem Bewasserungs-
forum Bayern (Themen: moderne Bewasserungstechnik/-steuerung, nachhaltige
Wassernutzung, Anpassung an die Trockenheit). Zudem wird in Trockenheitspha-
sen ein ressortibergreifender Ausschuss Trockenheit an den Regierungen einge-
richtet.
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48. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, an wie vielen Schlachtstatten in

Paul Bayern es Videokameraiberwachung an den neuralgischen
Knoblach Stellen gibt (bitte aufschlisseln nach BetriebsgréfRe), inwiefern
(BUNDNIS amtliche Kontrollbehérden darauf zugreifen kénnen und in wie
90/DIE GRU-  vielen Fallen es auf Basis des Videomaterials bereits Beanstan-
NEN) dungen durch Behorden gab?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Eine Videouberwachung ist durch das Tierschutzschlachtrecht nicht vorgesehen.
Der Staatsregierung liegen keine Informationen vor, wie viele Schlachtbetriebe auf
freiwilliger Basis fiir eigene Zwecke Videoiberwachungen durchfihren.
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49. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie viele Antrdge zu Vorhaben

Christoph der Sanierung kommunaler Trink- und Abwasseranlagen in
Skutella Hartefallen innerhalb der aktuellen Richtlinien fur Zuwendun-
(FDP) gen zu wasserwirtschaftlichen Vorhaben (RZWas 2021) im

letzten und diesem Jahr bewilligt wurden, wie viele Beglnstigte
kommunale Unternehmen waren und welches Fordervolumen
die einzelnen Bewilligungen umfassten?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Auf Grundlage der RZWas 2021 wurden fiir 8 Vorhaben Bewilligungsbescheide er-
lassen und damit die verdienten Zuwendungen in Ho6he von insgesamt
1.197.996,34 Euro ausbezahilt.

Bei welchen Zuwendungsempfangern es sich um kommunale Unternehmen han-
delt, wird nicht erfasst und kann daher nicht ausgewertet werden.

Es ist zu unterscheiden zwischen der Inaussichtstellung der Zuwendung durch den
Erlass eines Zuwendungsbescheides (ohne Rechtsanspruch) und der Bewilligung
der Zuwendung nach der Vorlage der entsprechenden Verwendungsbestatigung.
Die Bewilligung erfolgt in Form eines Bewilligungsbescheides, wenn die Mittel zur
Auszahlung zur Verfligung stehen.

Die oben genannten Zahlen beziehen sich auf die tatsachlich bewilligten und erfolg-
ten Auszahlungen in den Jahren 2021 und 2022 fir Vorhaben, die einen Zuwen-
dungsbescheid nach der RZWas 2021 hatten, abgeschlossen waren und fir die
eine prifbare Verwendungsbestatigung (= Auszahlungsantrag) vorgelegt wurde.
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50. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie das Kernkraftwerk Isar 2

Arif nach Kenntnis der Staatsregierung im Fall von Unféllen mit
Tagdelen Auswirkungen auf Menschen und Sachwerte versichert ist, ob
(SPD) es Versicherungsunternehmen gibt, die eine verlangerte Lauf-

zeit von Isar 2 versichern wirden, und welche Schaden bzw.
Summen sind durch solche Versicherungen abgedeckt?

Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucherschutz

Die erforderliche Vorsorge fir die Erflllung gesetzlicher Schadensersatzverpflich-
tungen richtet sich beim Kernkraftwerk Isar 2, wie bei allen Kernkraftwerken, nach
den einschlagigen Vorschriften ber die Deckungsvorsorge des Atomgesetzes
(§ 13) und der Atomrechtlichen Deckungsvorsorge-Verordnung des Bundes. Die
Deckungsvorsorge ist durch das Staatsministerium fur Umwelt und Verbraucher-
schutz (StMUV) auch im Fall einer Laufzeitverlangerung im Abstand von jeweils
zwei Jahren in der gesetzlichen Maximalhéhe von 2,5 Mrd. Euro neu festzusetzen.
Der Nachweis der Deckungsvorsorge wird beim Kernkraftwerk Isar 2 durch eine
Haftpflichtversicherung sowie aufgrund der Solidarvereinbarung der deutschen
Kernkraftwerksbetreiber von 2001 in Gestalt einer sonstigen finanziellen Sicherheit
erbracht. Die Deckungsvorsorge erstreckt sich auf die gesetzlichen Schadenser-
satzverpflichtungen, die sich fiir den Inhaber der Kernanlage infolge eines nuklea-
ren Ereignisses mit Personen- und Sachschaden ergeben.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten

51.

Abgeordneter Nachdem der Abgeordnete Martin Schoffel (CSU) in der Ple-

Horst narsitzung am 27.09.2022 (vorl. Protokoll 18/123 BI. 17011) un-
Arnold ter anderem aulerte: ,Das ist wichtig, und dabei waren die Ver-
(SPD) bande auch eingebunden.”, frage ich die Staatsregierung, wann

welche Verbande auf welche Art und Weise (z. B. Anhérung) in
das Gesetzgebungsverfahren eingebunden wurden (bitte mit
Angabe der jeweiligen Stellungnahmen der ,eingebundenen®
Verbande)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten

Das Staatsministeriums fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten (StMELF) hat

mit Schreiben vom 17.06.2021 folgenden Verbanden Gelegenheit gegeben, zum
Gesetzentwurf Stellung zu nehmen:

Bayerischer Bauernverband

Frankischer Weinbauverband

Landesverband Bayerischer Imker

Landesverband Bayerischer Schafhalter
Landesverband der Bayerischen Geflligelwirtschaft
Erster Deutscher Hufbeschlagsschmiede Verband
Hufschmiede Vereinigung

Weinbauring Franken

Stadtgartenamt Regensburg

Weinbauverein Bayerischer Bodensee
Landesverein der Bayerischen Weinkellereien und des Weinhandels
Genossenschaftsverband Bayern

Landesverband Bayerischer Rassegefliigelziichter
Landesverband Buckfastimker Bayern

Verband Bayerischer Bienenzichter

Bayerische Imkervereinigung

Deutscher Berufs- und Erwerbsimkerbund Bayern
Landesverband Bayerischer Rinderziichter

Erzeugergemeinschaft und Zichtervereinigung fur Zucht- und Hybrid-
zuchtschweine in Bayern

Landesverband Bayerischer Pferdeziichter
Bayerischer Zuchtverband fiir Kleinpferde und Spezialpferderassen

Minchner Rennverein
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— Munchner Trabrenn- und Zuchtverein
— Zucht- und Trabrennverein Straubing
— Baierwein-Gesellschaft

— Land schafft Verbindung

— Bayerischer Gartnerei-Verband

— Arbeitsgemeinschaft der Besamungsstationen in Bayern
Geaulert haben sich lediglich Verbande im Bereich des Tierzuchtrechts:

1. Landesverband Bayerischer Imker e. V.:

LAnregungen/Anderungswiinsche des Landesverbandes Bayerischer Imker e. V.
Art. 5 Ergdnzung:

(3) Die zusténdige Behérde kann auf Antrag der Bayerischen Imker-verbdnde Bie-
nenzuchtstétten, ...

Begriindung:

Durch diese Ergédnzung bleibt die Zuchtarbeit durch die ehrenamtlichen Verbdnde
in Bayern erhalten. Eine Kommerzialisierung durch private Anbieter sollte verhindert
werden.

Art. 5 Ergénzung:

(6) Wer Bienen in dem im Anerkennungsbescheid festgelegten Umkreis halten will,
hat dies spéatestens bei Beginn der Tétigkeit der fiir den Betrieb der Bienenbeleg-
stelle verantwortlichen Person unter Angabe der Anzahl der Bienenvélker und des
Standortes anzuzeigen.

Begriindung:

Da die Kontrolle der Schutzkreise durch ehrenamtliche Imkerinnen bzw. Imker
durchgefiihrt wird, ist diese Art der Meldepflicht eine deutliche Erleichterung bei der
Uberwachung der Schutzkreise. Eine vorbeugende stichprobenartige Kontrolle ist
erforderlich, da ein Verstol3 das Schutzziel der Belegstelle akut in Frage stellen
wiirde.”

2. Landesverband Buckfastimker e. V.:

JArt. 5

Bienen

(1) Bienenzuchtbetriebe, die jéhrlich mehr als 50 Bienenkdniginnen in Verkehr brin-
gen, mussen ihre Zuchtvélker Priifungen auf Eignung und Leistung unterstellen. Die

Priifungsergebnisse sind zu veroffentlichen.

Wir bitten um Konkretisierung, dass ausschlielllich in Bayern anséssige Bienen-
zuchtbetriebe zu priifen sind.
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(3) Die bisherigen Vorgaben zur Anerkennung von Belegstellen fiihren zur Un-
gleichbehandlung der in Bayern gehaltenen Zuchtrichtungen (Nutztierrassen). Es
muss von staatlicher Seite sichergestellt werden, dass alle in Bayern gehaltenen
Zuchtrichtungen gesichert angepaart werden kénnen. Diese Anpassung dient auch
zur Erreichung von Art. 1 (1). Aktuell gibt es nur fiir die Zuchtrichtung ,Apis mellifera
carnica” staatlich anerkannte Belegstellen in Bayern.*

3. Hauptverband zur Férderung der tierischen Veredelungswirtschaft in Bayern
e. V.

,Der Gesetzesentwurf sieht vor, den Inhalt des Art 2 Abs. 1 des Bayerischen Tier-
zuchtgesetzes (BayTierzG) (Leistungspriifung und Zuchtwertschétzung sind staat-
liche Aufgaben) nicht mehr im neuen Gesetz, sondern in der Bayerischen Tierzucht-
verordnung festzuhalten. Da dieser Punkt ganz zentral ist, um die Unabhéngigkeit
von Leistungspriifung und Zuchtwertschétzung zu gewéhrleisten, bitten wir darum,
diesen in das Land- und forstwirtschaftliches Zustédndigkeits- und Vollzugsgesetz
(ZuVLFG) aufzunehmen.

Art 11 (1) BayTierzG (,Die tierische Erzeugung im zlichterischen Bereich, insbeson-
dere die Durchfiihrung von Leistungspriifungen, wird geférdert®) ist als Grundlage
fur die staatliche Férderung der Tierzucht unverzichtbar. Die staatliche Férderung
der Tierzucht einschliel3lich der Leistungspriifung stellt eine wertvolle Unterstiitzung
fur die Arbeit der Zuchtverbdnde und fiir die Verbesserung der Gesundheit und Ro-
bustheit landwirtschaftlicher Nutztiere dar. Wir bitten deshalb darum, diesen Punkt
aus dem BayTierzG in das ZuVLFG zu iibernehmen.*

4. Zucht- und Trabrennverein Straubing 1873 e. V.

»Aus Sicht des Zucht- und Trabrennvereins Straubing gibt es zu den beabsichtigten
der Anderungen im Bereich unserer unmittelbaren Betroffenheit (Zusténdigkeit Um-
setzung Rennwett- und Lotteriegesetz) keine Anmerkungen.”

5. Verband Bayerischer Bienenziichter e. V.:

»,Sie mogen bitte unter Artikel 5 Bienen

Absatz 3 Die Anerkennung einschliel3lich der Festlegung des Umkreises ist 6ffent-
lich bekanntzumachen und zu kennzeichnen.

ergénzen.

Begriindung: damit auch in der Umgebung der Belegstelle erkennbar ist, wo der
entsprechende Schutzkreis beginnt, damit klinftige Bienenhalter, bzw. Imker die an-
wandern wollen, bereits erkennen, dass hier ein Schutzkreis einer Belegstelle vor-
handen ist. Wiirde auch die Umsetzung von Anordnungen erleichtern bzw. auch
das Ordnungsgeld fiir zuwider handelnde besser rechtfertigen.

Wir stellen uns éhnliche Hinweisschilder vor, wie sie beim Sperrgebiet fiir den asi-
atischen Laubholzkéfer aufgestellt werden. Nur einzelne Hinweisschilder auf den
Hauptzugangsstral3en, z. B. auf einer Kreisstral3e.*

Mit Schreiben vom 18.02.2022 wurden folgende Vereine zu einer neuerlichen An-
derung des Art. 5 der Neufassung des land- und forstwirtschaftlichen Zustandig-
keits- und Vollzugsgesetzes (ZuVLFG) erneut befragt. Die Anderung wurde im An-
schluss nicht ubernommen.:

— Landesverband Bayerischer Imker e. V.

— Landesverband Buckfastimker Bayern e. V.
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— Verband Bayerischer Bienenzilchter e. V.
— Bayerische Imkervereinigung e. V.

— Dt. Berufs- und Erwerbsimkerbund Bayern
Hierauf erfolgten weitere drei AuBerungen:
1. Landesverband Bayerischer Imker e. V.

Auf unser Schreiben vom 25.06.2021 mit dem Zeichen Z7-0036-1/9 erfolgte leider
keinerlei Riickmeldung. Mit Verwunderung und Enttduschung haben wir zur Kennt-
nis genommen, dass unseren Argumenten nicht gefolgt wurde, dafiir aber andere,
aus unserer Sicht inakzeptable Forderungen aufgenommen wurden. Natlirlich se-
hen wir, dass im Bereich Tierhaltung (hier Bienenhaltung und -zucht) verschiedene
Zuchtrichtungen in unterschiedlicher Haufigkeit und Bedeutung in Deutschland res-
pektive Europa gehalten, betreut und zlichterisch bearbeitet werden sollen. Diesen
Wandel haben wir zur Kenntnis genommen, aber (iber das Procedere besteht aus
unserer Sicht noch Diskussionsbedarf. Um unsere Haltung nachvollziehen zu kén-
nen, zunéchst einige Ausfiihrungen:

Es waren Imker und die dazugehérige Landesanstalt, die gemeinsam eine Beleg-
stelle griindeten und deren Anerkennung beantragten, mit dem Ziel der Verbesse-
rung der Landesbienenzucht. Dieses Ziel konnte nur erreicht werden, weil die ge-
samte Imkerschaft im Umbkreis der Belegstelle von der Vorgehensweise (iberzeugt
und ,mitgenommen”werden konnte. Nur dieser Weg funktioniert nach unserer Mei-
nung und ist denkbar und vertretbar. Um dies mit Zahlen zu untermauern: es gibt
Belegstellen im Flachland, in deren Schutzradius 50 bis 100 Imker insgesamt 300
bis 500 Vélkern halten. Nicht libersehen werden diirfen auch die Imker, die im Ne-
benerwerb im Schutzradius einer Belegstelle Bienen halten, sie tréfe die geplante
Neuregelung besonders hart! Sie miissten ihre Vélker auf die Belegstellenlinie um-
stellen. Anders sieht es bei sogenannten Hochgebirgsbelegstellen aus. Aufgrund
der abgeschiedenen Lage halten in deren Umkreis deutlich weniger Imker Bienen.
Lediglich am Taleingang werden Vélker als Schutzriegel aufgestellt, im Hochge-
birgstal selbst stehen die Drohnenvélker.

Werfen wir einen Blick auf die Situation in der GroBtierzucht und -haltung. Hinsicht-
lich Rassenverteilung und Héaufigkeit ist in Bayern die Rasse Dt. Fleckvieh die do-
minierende Rinderrasse. Auch andere Rassen wie Dt. Gelbvieh, Dt. Holstein und
Murnau-Werdenfelser oder Triesdorfer Tiger werden als Genreserve gehalten und
zlichterisch betreut. Eine breite Auswahl ist also gegeben. Die Wahl der Rasse je-
doch trifft allein der Zlichter und Halter. Auf der Vaterseite ist es natiirlich einfach,
tiber TG-Sperma kann jeder Ziichter auswéhlen. Die Verpaarung selbst findet ent-
weder (ber KB oder in geringeren Umfang liber Natursprung statt. Die Problematik
wie bei der Paarung der Bienen existiert in der Grol3tierzucht nicht.

Fakt ist, dass einzig der Tierhalter die Rasse auswéhlt und ziichterisch betreut, fiir
die er sich entschieden hat. Es gibt keinerlei staatlichen Reglementierungen zur
Rasseauswahl.

Unter dem Aspekt Paarungssicherheit kommt in der Bienenhaltung der Situation
einer Belegstelle eine gro3e Bedeutung zu, denn die Belegstelle sichert die reine
Paarung. Vergleicht man die Situation und biologischen Voraussetzungen, hier am
Beispiel der Rinderzucht, mit der Bienenhaltung, so wird deutlich, dass der Rinder-
ziichter die Rassewahl allein trifft. Genau diesen Umstand beméngeln wir unter dem
Aspekt Demokratieverstdndnis. Es ist flir uns nicht nachvollziehbar und in keiner
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Weise akzeptabel, dass bei Neugriindungen von Paarungseinrichtungen, hier Be-
legstellen fiir Bienen, der Anordnungszwang fiir Imker im Schutzkreis einer Beleg-
stelle in die bayerische Gesetzgebung aufgenommen werden soll (ZuVLFG). An-
ders stellt sich die Situation bei staatlich anerkannten Belegstellen dar. Dort besteht
der gesetzliche Schutz und das Verbot der Einwanderung mit Bienen in den Schutz-
radius bzw. das Verbot der Haltung von Bienen, die nicht der Linie der Belegstelle
entsprechen. Diesen Zustand gilt es rechtlich unbedingt abzusichern.

Folgende konkrete Vorschldge zur Lésung der Situation von Belegstellen fiihren wir
aus Sicht des LVBl e. V. an:

1) Eine Neueinrichtung von Belegstellen, egal welcher Zuchtrichtung, kann nur funk-
tionieren, wenn die gesamte Imkerschaft im Belegstellenradius mitgenommen wird.
Wie bereits ausgefiihrt, ist dies im Hochgebirge oder abgelegenen Regionen einfa-
cher als in bienendichteren Regionen im flachen Land. Zu Beratung und Unterstiit-
zung der LVBI selbstverstandlich zur Verfiigung bzw. kann die staatliche Fachbera-
tung in Anspruch genommen werden.

2) Erhalt und Absicherung von bestehenden Belegstellen: In dem im Anerkennungs-
bescheid festgelegten Umkreis diirfen nur Bienenvilker der von der Bienenbeleg-
stelle gewéhlten Zuchtrichtung gehalten werden. Zusétzlich gilt es zu beachten: Wer
Bienen in dem im Anerkennungsbescheid festgelegten Umkreis halten will, hat dies
spétestens bei Beginn der Tétigkeit der fiir den Betrieb der Bienenbelegstelle ver-
antwortlichen Person unter Angabe der Anzahl der Bienenvélker und des Standor-
tes anzuzeigen. Unser gemeinsames Ziel muss sein, dass es ein Nebeneinander
von verschiedenen Zuchtrichtungen geben wird und dieser Umstand zu tolerieren
ist. Die Auswahl der Herkuntt trifft alleine der Tierhalter. Sie ist nicht zu reglemen-
tieren. Bei Belegstellen fiir Bienen stellt die Verankerung in der Tierzuchtgesetzge-
bung in Bayern (bisher) einen sicheren Schutz dar, den die bayerischen Imker gerne
in Anspruch nehmen. Diesen Schutz gilt es in die neue Verordnung zu lbertragen
und mit den oben genannten Vorschldgen zu aktualisieren. Bei Neueinrichtungen
einer Belegstelle (und Unter-Schutz-Stellung durch die gesetzliche Regelung in
Bayern) darf aus unserer Sicht das Demokratieverstdndnis auf keinen Fall missach-
tet werden. Staatliche Anordnungen zum Wechsel der Zuchtrichtung oder gar ein
Umsiedlungszwang fiir den Bienenstand des Einzelimkers auBerhalb des Schutz-
gebietes der Belegstelle stellen fiir den LVBI ein absolutes Tabu dar.

Gerne bieten wir unsere Unterstiitzung an, um konsensféhige Lésungen zum Wohle
aller — unter Berticksichtigung der Bedlirfnisse eines jeden Einzelimkers — zu errei-
chen.

2. Landesverband Buckfastimker Bayern e. V.:

sder Landesverband Buckfastimker Bayern e. V. stimmt der Neufassung des Art. 5
Abs. 3 ZuVLFG zu.”

3. Verband Bayerischer Bienenziichter e. V.

~Stellungnahme zum § 5 Bienen

Entwurf Absatz 3:

(3) 1 Die zustdndige Behdrde kann auf Antrag Bienenzuchtstétten, welche die Ge-
wébhr fiir die Zucht leistungsfahiger Bienen bieten, als Bienenbelegstellen anerken-

nen. 2 Sofern in dem von der Behérde entsprechend den wissenschaftlichen Er-
kenntnissen festzulegenden Umkreis Bienenvélker gehalten werden, die nicht der
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von der Belegstelle gewéhlten Zuchtrichtung entsprechen, kann deren Entfernung
aus dem Umkreis angeordnet werden. 3 Die Anerkennung einschlie8lich der Fest-
legung des Umkreises ist 6ffentlich bekanntzumachen. “

bisherige Fassung:

(3) 1 Die zustdndige Behérde kann auf Antrag Bienenzuchtstétten, welche die Ge-
wéhr fir die Zucht leistungsféhiger Bienen bieten, als Bienenbelegstellen anerken-
nen, sofern in dem von ihr entsprechend den wissenschaftlichen Erkenntnissen
festzulegenden Umkreis keine weiteren Bienenvélker oder nur solche gehalten wer-
den, die der von der Belegstelle gewéhlten Zuchtrichtung entsprechen. 2 Die Aner-
kennung einschlieBlich der Festlegung des Umbkreises ist 6ffentlich bekanntzuma-
chen.

Der Verband Bayerischer Bienenziichter lehnt den Entwurf-Text flir Absatz 3 ab, da
dessen Umsetzung die ortlichen Imker in ihrer persénlichen Rechten extrem ein-
schrénkt und dadurch auch fiir die Betreiber einer Belegstelle mit keinem Entge-
genkommen seitens der Imkerschaft vor Ort zu rechnen ist, wenn zwangsweise Bie-
nenvélker aus dem Schutzkreis entfernt wiirden. Sondern es ist dann mit entspre-
chenden Rechtsstreitigkeiten zu rechnen und auch das bis jetzt gute Einvernehmen
und die Unterstlitzung fiir die Belegstellen wére geféhrdet. Damit weiterhin der Be-
trieb von Belegstellen im gegenseitigen Respekt und entsprechenden Zusammen-
halt gewéhrleistet ist, fiir die Fortfiihrung der Zuchtbemiihungen, sollte unbedingt
die bisherige Fassung des Absatz 3 beibehalten werden. Den bei der Uberwachung
des Schutzkreises einer Belegstelle (7,5 oder 10 km), damit keine kurzzeitige Ein-
wanderung mit anderen Bienenherkiinften passiert, braucht es ein besonderes Ein-
vernehmen mit den Imkern vor Ort, ansonsten wird es nicht zu der gewlinschten
sicheren Anpaarung von Kéniginnen kommen!

Mit allen anderen Ergdnzungen, wie die Ordnungswidrigkeit zu den § Bienen sind
wir einverstanden.”
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52. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche Forschungsprojekte (bitte

Natascha mit genauer Angabe der Ergebnisse) von der Staatsregierung
Kohnen seit der Verdffentlichung der neuen NEC-Richtlinie im Jahr
(SPD) 2016 bis zum Inkrafttreten der neuen Diingeverordnung im

Jahre 2020 bezlglich alternativer Verfahren, wie es im § 6 Abs.
3 der Dingeverordnung formuliert ist, zur Verringerung der Am-
moniakemissionen in Stall, Lager und Feld finanziert und initiiert
wurden, welche Forschungsprojekte derzeit noch laufen und
welche dieser Forschungsprojekte als Grundlage fir die For-
mulierung von aquivalenten Alternativen zur Emissionsverrin-
gerung im Sinne des § 6 Abs. 3 herangezogen werden (For-
schungsprojekte bitte nach Jahren, Forschungseinrichtungen
und den eingesetzten Finanzmitteln auflisten)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten

Nachfolgend aufgeflihrte Forschungsprojekte wurden von der Staatsregierung seit
der Veréffentlichung der neuen NEC-Richtlinie im Jahr 2016 bis zum Inkrafttreten
der neuen Diingeverordnung im Jahre 2020 beziglich alternativer Verfahren, wie
es im § 6 Abs. 3 der Diingeverordnung formuliert ist, zur Verringerung der Ammo-
niakemissionen in Stall, Lager und Feld finanziert und initiiert:

— Forschungsvorhaben ,Bewertung von pH-Wert senkenden Systemen
durch Ansduerung zur Verringerung der Ammoniakemissionen in Stall
und Feld*

— Projektnehmer: Landesanstalt fiir Landwirtschaft
— Projektlaufzeit: 01.03.2017 bis 31.12.2019
— Projektmittel: 220.685,07 Euro

— Projekthomepage: https://www.Ifl.bayern.de/quelle

— Ergebnisse: Die Absenkung des pH-Werts fuhrt nachweislich zu einer Reduk-
tion der Ammoniakemissionen. In Bayern wurde deshalb die Mdglichkeit ge-
schaffen, einen Antrag auf Erteilung einer Ausnahmegenehmigung von der
Verpflichtung zur bodennahen Ausbringung nach § 6 Abs. 3 Satz 1 der Dlnge-
verordnung wegen Ansduerung des flissigen Wirtschaftsdingers zu stellen.

— Forschungsvorhaben ,,Méglichkeiten zur Minderung von Ammoniakemis-
sionen durch mikrobielle Giillebehandlung und Gilleadditive — EmiAddi-
tiv 1

— Projektnehmer: Landesanstalt fiir Landwirtschaft
— Projektlaufzeit: 01.01.2020 bis 31.12.2022
— Projektmittel: 830.932,47 Euro

— Projekthomepage: https://www.Ifl.bayern.de/ilt/umwelttechnik/bio-
gas/243477/index.php

— Ergebnisse: Es handelt sich um ein noch laufendes Projekt. Deshalb stehen
noch keine abschlieRenden Ergebnisse zur Verfiigung.


https://www.lfl.bayern.de/guelle
https://www.lfl.bayern.de/ilt/umwelttechnik/biogas/243477/index.php
https://www.lfl.bayern.de/ilt/umwelttechnik/biogas/243477/index.php
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— Zielsetzung: Die Wirksamkeit von Glllezusatzen wurde bereits in vielen Studien
untersucht. Jedoch I8sst sich kein klares Bild aus der Wirkrichtung der gepruf-
ten Glllezusatzstoffe ableiten. Ziel des Projektes ist es, marktgangige Giillezu-
satzstoffe hinsichtlich ihrer Wirksamkeit zu priifen und somit eine fundierte
Empfehlung fir eine wirksame Gillebehandlung an die landwirtschaftliche Pra-
xis geben zu kénnen. Durch die Ergebnisse werden auch Fragestellungen zu
maoglichen Ausnahmeregelungen im Fachrecht beleuchtet.

— Forschungsvorhaben ,,Méglichkeiten zur Minderung von Ammoniakemis-
sionen durch Giilleadditive — Einflussfaktoren auf den Wirkmechanismus
— EmiAdditiv II¢

— Projektnehmer: Landesanstalt fir Landwirtschaft
— Projektlaufzeit: 01.01.2023 bis 31.12.2024
— Projektmittel: 674.291,25 Euro

— Zielsetzung: In der ersten Projektphase ,EmiAdditiv I standen Gillezusatze,
die zu einer pH-Wert-Absenkung als auch Glllezusatze, die zu einer Bindung
von Ammonium-N flihren und somit eine signifikante Reduzierung der Ammo-
niakfreisetzung bewirken, im Fokus. In der zweiten Projektphase werden Ziel-
konflikte wie z. B. steigende Geruchsemissionen oder Schaumbildung und das
Wirkprinzips der als vielversprechend eingestuften Gilillezusatze im Fokus ste-
hen.

— Nachfolgend aufgefiihrte Forschungsprojekte laufen derzeit noch bzw. starten
zur Erkenntnisvertiefung in Kurze:

- ,Mdglichkeiten zur Minderung von Ammoniakemissionen durch mikrobielle Guil-
lebehandlung und Giilleadditive — EmiAdditiv I

— Forschungsvorhaben ,Méglichkeiten zur Minderung von Ammoniakemissionen
durch Gillleadditive — Einflussfaktoren auf den Wirkmechanismus — EmiAdditiv
IIH

Zur Frage der Nutzung der Forschungsergebnisse als Grundlage flir die Formulie-
rung von aquivalenten Alternativen zur Emissionsverringerung im Sinne des
§ 6 Abs. 3 ist Folgendes auszufiihren:

Dungeverordnung (DUV)

§ 6 Abs. 3 Satz 3 DUV regelt: ,Die nach Landesrecht zustandige Stelle kann abwei-
chend von den Satzen 1 und 2 genehmigen, dass die in Satz 1 genannten Stoffe
mittels anderer Verfahren aufgebracht werden dirfen, soweit diese anderen Ver-
fahren zu vergleichbar geringen Ammoniakemissionen wie die in Satz 1 genannten
Verfahren fihren.*

Die DUV beschreibt damit eindeutig, dass es sich bei Alternativen um ,Verfahren®,
also nachprufbare allgemein beschriebene wirksame Malinahmen zur Veranderung
der Gulleeigenschaften zur NH3-Emissionsminderung handeln muss.

Vergleichbare Verfahren

— Gemal § 6 Abs. 3 Satz 3 DUV wurde in Bayern als anderes Verfahren mit ver-
gleichbar geringen Ammoniakemissionen neben Jauche auch die Ausbringung
von anderen flissigen organischen Dingemitteln) einschlieRlich Wirtschafts-
diingern, mit bis zu 2 Prozent TS-Gehalt per Allgemeinverfigung zugelassen.



Drucksache 18/24574 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode Seite 85

— Gemal § 6 Abs. 3 Satz 3 DUV kann als anderes Verfahren mit vergleichbar
geringen Ammoniakemissionen die Ansduerung von flissigen organischen
Dungemitteln auf pH-Wert unter 6,4 ebenfalls zugelassen werden. Hierfur
ist ein einzelbetrieblicher Antrag bei den zustéandigen Amtern fiir Ernah-
rung, Landwirtschaft und Forsten (AELF) erforderlich (siehe auch Ausfiih-
rungen zum Forschungsvorhaben ,Bewertung von pH-Wert senkenden
Systemen durch Ansauerung zur Verringerung der Ammoniakemissionen
in Stall und Feld")

Neben Verdliinnung und Ansauerung sind derzeit keine alternativen Verfahren be-
kannt, die nachvollziehbar zu deutlich geringeren NH3-Emissionen in der Grof3en-
ordnung von bodennahen Ausbringungsverfahren fihren.

Soweit in den Forschungsprojekten grundsatzlich interessante Ansatze fur alterna-
tive Verfahren identifiziert werden, muss anschlieRend in reprasentativen Versu-
chen und mit wissenschaftlich akzeptierten Messverfahren den Nachweis zur Emis-
sionsminderung erbracht werden. Dafiir sind folgende Punkte zu beriicksichtigen:

— Das Verfahren muss durch wissenschaftliche Fachbehorden bundesweit aner-
kannt werden.

— Das Verfahren muss mit wissenschaftlich anerkannten und wiederholbaren Ver-
suchsergebnissen belegt sein.

— Das Verfahren muss genau beschrieben sein und jederzeit von Dritten nach-
vollzogen werden kénnen.
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53. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Antrage wurden zur im

Diana § 6 Abs. 3 der DUngeverordnung mdglichen Genehmigung ei-
Stachowitz ner Befreiung von der bodennahen Diingerausbringung bislang
(SPD) gestellt, wie viele Antrage wurden bislang abgelehnt und wel-

chen Handlungsbedarf sieht die Regierung in der wissenschaft-
lichen und finanziellen Unterstitzung der Bauerinnen und Bau-
ern in der Umsetzung der Dlingeverordnung, insbesondere hin-
sichtlich des § 6 Abs. 3 zur Befreiung von bodennaher Diinger-
ausbringung (bitte Angabe jeweils aufgelistet nach Regierungs-
bezirken, Landkreisen und kreisfreien Stadten)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten

Seit 1. Februar 2020 durfen flissige organische und flissige organisch-minerali-
sche Dingemittel auf bestelltem Ackerland nur noch streifenférmig auf den Boden
aufgebracht oder direkt in den Boden eingebracht werden. Fir Grinland und Acker-
land mit mehrjahrigem Feldfutterbau gelten die Vorgaben ab 2025.

Allgemeinverfigung/Widerspriiche:

Bereits im Jahr 2020 wurden mit Allgemeinverfigungen der damals zustandigen
Fachzentren fiir Agrardkologie an den Amtern fir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten umfassende Ausnahmen nach § 6 Abs. 3 Satz 3 und 4 Diingeverordnung
(DUV) unbirokratisch — ohne Antragsverfahren — gewahrt, um friihzeitig fir viele
Betriebe Rechtssicherheit zu schaffen. Damit erhielten Betriebe mit in der Allge-
meinverfiigung festgelegten agrarstrukturellen Besonderheiten neben der oben an-
gesprochenen Ubergangsfrist fiir Griinland und Ackerland mit mehrjahrigem Feld-
futterbau zusatzliche Klarheit, da die Ausnahmen auch fur die ab 2025 zusatzlich
betroffenen Griunlandbetriebe gelten werden.

Gleichzeitig wurden durch die Allgemeinverfiigungen die Ausbringung von flissigen
organischen Wirtschaftsdiingern mit bis zu zwei Prozent Trockensubstanzgehalt
nach § 6 Abs. 3 Satz 3 DUV genehmigt.

Von diesen Ausnahmen der Allgemeinverfigungen kénnen in ganz Bayern etwa
69 000 Betriebe Gebrauch machen, davon ca. 18 000 Betriebe mit einem Teil der
betrieblichen LF (Steillagen), 51 000 Betriebe sind vollstandig befreit, ohne einen
eigenen Antrag stellen zu missen.

Nach der Veroffentlichung der Aligemeinverfigungen wendeten sich im Jahr 2020
Widerspruchsfuhrer regelmafig nicht gegen die Erleichterungen aus den Allge-
meinverfigungen, sondern eher gegen die durch die Diingeverordnung unmittelbar
vorgegebenen MalRnahmen. Die eingegangenen Widerspriche hatten in erster Li-
nie zusatzliche Ausnahmen zum Ziel. In vielen Fallen wurden die Allgemeinverfu-
gungen in den Widerspruchsschreiben selbst nicht einmal erwahnt. Die haufig mit
vorformuliertem Standardschreiben als Widerspruch gegen die Allgemeinverfigun-
gen vorgebrachten Anliegen wurden deshalb im Sinne der Petenten als Antrag auf
Ausnahmegenehmigung ausgelegt.
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Schw. | Obb. Nb. Opf. Ofr. | Mfr Ufr

Antrage auf Ausnahme-
genehmigung bis Mai 67 179 34 106 | 140 | 91 11
2020

Sehr pauschal formulierte Widerspriiche rechtfertigen keine weiteren Ausnahmen
und haben i. d. R. aber keine Aussicht auf Erfolg. Dies wurde den Widerspruchs-
fuhrern bzw. Antragstellern im Sinne einer birgerfreundlichen Verwaltung transpa-
rent im Anhorungsverfahren mitgeteilt und die Moglichkeit eingerdaumt, auf dieser
Basis den Antrag zuriickzunehmen und somit keine Kosten fiir einen spateren Be-
scheid tragen zu muissen.

Im Ubrigen blieb es den Widerspruchsfiihrern bzw. Antragstellern unbenommen,
den Rechtsweg zu beschreiten. Da aber viele Widerspruchsfihrer bzw. Antragstel-
ler durch Verwendung von im Umlauf befindlichen Vorlagen falsche Vorstellungen
Uber die materielle und verfahrensrechtliche Situation gehabt haben durften, ent-
sprach es einem fairen Umgang der Verwaltung mit dem Birger, auf diesen Um-
stand und die sich daraus ergebenen Konsequenzen im Rahmen einer Anhérung
hinzuweisen.

39 Widerspruchsfihrer hielten die Widerspriiche aufrecht, in sieben Fallen wurde
Klage eingereicht. Mit den Widerspruchsfiihrern wurde vereinbart, zunachst erste
gerichtliche Entscheidungen der anhangigen sieben Klageverfahren abzuwarten,
bevor kostenpflichtig Gber den Widerspruch entschieden wird. Die Entscheidung
des Gerichts bleibt abzuwarten.

Antrage auf Ausnahmegenehmigung wegen Ansauerung:

Zusatzlich besteht in Bayern die Mdglichkeit, einen Antrag auf Erteilung einer Aus-
nahmegenehmigung von der Verpflichtung zur bodennahen Ausbringung nach § 6
Abs. 3 Satz 1 der Dingeverordnung wegen Ansauerung des flissigen Wirtschafts-
diingers zu stellen, da die Absenkung des pH-Werts nachweislich zu einer Reduk-
tion der Ammoniakemissionen fiihrt. Eine Ubersicht zu den hierzu gestellten Antréa-
gen liegt derzeit nicht vor und konnte so kurzfristig auch nicht zusammengetragen
werden. Die Landesanstalt fur Landwirtschaft geht aber davon aus, dass es sich
bayernweit um eine einstellige Zahl von Antragen handelt, die auch positiv verbe-
schieden wurden.

Wissenschaftliche Unterstiitzung:

Zur Thematik der bodennahen Gilleausbringung wird von der Landesanstalt fir
Landwirtschaft umfassend Informationsmaterial bereitgestellt. Zusatzlich werden fur
Fragen, die die Praxis bewegen, in Forschungsprojekten Lésungsansatze entwi-
ckelt und optimiert ).
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Finanzielle Unterstiitzung:

Das Foérderprogramm des Staatsministeriums fir Erndhrung, Landwirtschaft und
Forsten (StMELF) zur emissionsarmen, bodennahen Gilleausbringung war im Kul-
turlandschaftsprogramm Uber viele Jahre ein grof3er Erfolg — und ist es noch immer.
Uber dieses Programm wurden (ber einen langen Zeitraum jahrlich steigende, in-
zwischen zweistellige Millionenbetrage ausgereicht: 2021 rd. 32,5 Mio. Euro. Die-
ses freiwillige Programm hat damit friihzeitig und Uber viele Jahre wichtige Impulse
zur Einfihrung der bodennahen Ausbringtechnik in die Praxis geleistet. Mit der
Festlegung der bodennahen Gilleausbringung durch den Bundesgesetzgeber als
fachrechtlichen Standard kann diese MalRnahme in einem Férderprogramm, das
auf Freiwilligkeit beruht, nicht weiter angeboten werden. Am KULAP-Programm be-
reits teilnehmende Betriebe kdnnen ldngstens noch bis 2024 eine Férderung fiir die
bodennahe Ausbringung erhalten.

Bis dahin wird - aus Mitteln der sogenannten ,Bundesmilliarde®, die durch den maf3-
geblichen Einsatz von Herrn Ministerprasidenten Dr. Markus Séder bereitgestellt
worden ist — auch die Beschaffung von bodennaher Ausbringtechnik Gber ein von
der Landwirtschaftlichen Rentenbank abgewickeltes Bundesprogramm geférdert.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Sozia-

les

54. Abgeordnete
Inge
Aures
(SPD)

Ich frage die Staatsregierung, wie sich die Inanspruchnahme
der Hilfeleistungen der Hilfe- und Beratungsangebote flir von
Gewalt bedrohte Frauen zwischen 2017 und 2022 entwickelt
hat (bitte Auflistung nach Anzahl der unterstitzenden Leistun-
gen und unterteilt in die Kategorien Frauenhauser, Second-
Stage-Einrichtungen, Fachberatungsstellen und Interventions-
stellen sowie aufgeschlisselt nach Anzahl der Frauen in den
einzelnen Frauenhausern in Relation zur Anzahl der abgewie-
senen Frauen, dargestellt fir Gesamtbayern, Regierungsbe-
zirke, Landkreise und kreisfreie Stadte)?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Die Entwicklung der Inanspruchnahme der staatlich gefoérderten Hilfe und Bera-
tungsangebote fiir von Gewalt betroffene Frauen lasst sich aus den nachfolgenden
Tabellen entnehmen. Zu den nicht staatlich geférderten Hilfe- und Beratungsange-
boten liegen der Staatsregierung keine Erkenntnisse vor. Fir das Jahr 2022 liegen
noch keine statistischen Zahlen vor.

1. Frauenhauser

Trager

RB Einzugsbereich

Anzahl der im Frauenhaus untergebrachten
Frauen

2017 2018 2019 2020 | 2021

Frauen helfen

hausen e. V.

Frauen Burg- |OBay. Miihidorf 12 11 17 14 20

Lkr. Altétting Lkr.

AWO Kreisver-

e. V.

band Dachau [OBay. [Lkr. Dachau 12 11 14 11 10

BRK Kreisver-

Lkr. Erding Lkr.

Mulnchen

band Erding OBay. Ebersberg 37 14 20 32 29
e. V.
Diakonisches
Werk Freising [OBay. |Lkr. Freising 17 16 12 10 19
e. V.
Frauen helfen Lkr. Fiirstenfeld
Frauen Fiirsten-{OBay. |-/ "o o0 [16 2 21 17 13
feldbruck e. V.
Caritas-Kreis- Stadt Ingolstadt
stelle Ingolstadt (OBay. |Lkr. Eichstatt 65 a7 50 52 a7
e. V. Lkr. Pfaffenhofen
Frauen helfen | andeshauntstadt

andeshauptsta
Frauen e. V. OBay. Miinchen 66 45 57 45 49
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Burglengenfeld

Schwandorf

Fr?uenhllfe OBay. La"ndeshauptstadt 119 134 102 51 111
Munchen e. V. Munchen
SkF Minchen
e V. (staatich o ke Minchen | i 33 42 51
gefordert seit
2019)
Lkr. Garmisch-
SKF Garmisch- Parten- kirchen
Partenkirchen [OBay. [Lkr. Weilheim- 18 16 20 10 8
e. V. Schongau Lkr.
Starnberg
. Stadt Rosenheim
SkPe. V. Sud- op.0  ILkr. Rosenheim 28 22 34 28 P22
ostbayern Prien .
Lkr. Traunstein
Frauen helfen .
Frauen e. V. Lkr. Bad Télz-Wolf-
= [OBay.  ratshausen 31 32 25 26 33
Bad Tolz-Wol Lkr. Miesbach
ratshausen
) Stadt Landshut
AWO Kreisver- Lkr. Landshut
Za{}d Landshut [NBay. Lkr. Dingolfing Lkr. 20 23 12 22 19
Y Rottal-Inn
Stadt Landshut
Caritasverband Lkr. Landshut
Landshut e. V. NBay. Lkr. Dingolfing Lkr. 23 24 18 27 29
Rottal-Inn
Stadt Passau Lkr.
SkF Passau Passau
e. V. NBay. i kr. Freyung-Gra- 28 33 49 35 33
fenau
Caritasverband Stadt Straubing
Straubing-Bo- [NBay. |Lkr. Straubing-Bo- (17 26 25 27 25
gene.V. gen
Stadt Regensburg
SKF o V- Re~ lopf.  Lkr. Regensburg  [14 29 39 o4 12
o 9 Lkr. Kelheim
Lkr. Cham Lkr.
Neumarkt
Stadt Regensburg
Frauen helfen Lkr. Regensburg
Frauene.V. [OPf.  [Lkr. Kelheim 43 31 27 35 33
Re- gensburg Lkr. Cham Lkr.
Neumarkt
Frauen helfen flt(ad'tA\Arkr:bergS |
Frauene.V. |OPf. - AMerg-sul--yo 48 43 25 25
zbach Lkr.
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Lkr. Schweinfurt

Stadt Weiden
Diakonie Wei- Lkr. Neustadt a. d.
dene. V. OPf. \Waldnaab 38 +2 33 40 37
Lkr. Tischenreuth
Stadt Bamberg
jk\F/ Bamberg |y |k Bamberg 54 41 34 38 41
T Lkr. Forchheim
Caritasverband
Stadt und Land- Stadt Bayreuth Lkr.
kreis Bayreuth OFr. Bayreuth Lkr. 52 40 37 26 39
Kulmbach
e. V.
Keine Gewalt (S;t:éﬁrg?_?(l;rg Lkr.
gegen Frauen |[OFr. Kronach ’ 34 27 28 25 36
e. V. Coburg Lkr. Lichtenfels
AWO Kreisver-
band WunsiedeloFr,  [02dt Hof Lkr. Hof 1, 53 44 62 51
i Lkr. Wunsiedel
i. F.e. V.
Stadt Ansbach Lkr.
. IAnsbach
%aé't??s\iegianndd Lkr. Neustadt a.d.
in der Stadtundier - laisch-Bad Wind- |60 56 42 40 41
im Landkreis .
Ansbach 6. V sheim Lkr.
nsbach e. V. WeiRenburg-
Gunzenhausen
\Verein zum
Schutz miss- Stadt Erlangen Lkr.
handelter MFr.  |[Erlangen- Hochs- @47 42 39 40 50
Frauen e. V. Er- tadt
langen
Hilfe fir Frauen ..
inNote.V.  Fr, [dtFirthLkr. 4o 22 19 16 15
.. Furth
Furth
Hilfe flr Frauen
in Not e. V. MFr. Stadt Nirnberg 117 130 104 80 86
Nirnberg
Stadt Schwabach
Hilfe fiir Frauen t';r E?thb
in Not Roth- r. Nurnberger
Schwabach MFr. Land Lkr. Weillen- 61 77 62 46 (4
e. V. burg-Gun- zen-
hausen
o Kaser-| S psciater;
band Aschaf-  |UFr. g LKL 32 39 45 29 48
tonb v fenburg
enburg e. V. Lkr. Miltenberg
Stadt Schweinfurt
Frauen helfen Lkr. Bad Kissingen
Frauene.V. |UFr.  [Lkr. Hassberge 143 55 51 46 43
Schweinfurt Lkr. Rhon-Grabfeld
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IAWO Bezirks- Stadt Wiirzburg
verband Unter- Lkr. Wurzburg Lkr.
franken e. V. UFr. Kitzingen 25 25 26 12 30
Wrzburg Lkr. Main-Spessart
Stadt Wirzburg
SkF e. V. Wirz- Lkr. Wirzburg Lkr.
burg UFr. Kitzingen 35 21 34 20 22
Lkr. Main-Spessart
Stadt Augsburg
) Lkr. Augsburg
AWO Kreisver- Lkr. Aichach-Fried-
band Augsburg-Schw. berg 70 56 60 56 78
Stadte. V. Lkr. Lands-
berg/Lech
SkF e. V. Augs- Schw. Stadt Kaufbf,\uren 8 o 31 b0 13
burg Lkr. Ostallgau

Frauen helfen
Frauene. V. Schw.
Kempten

Stadt Kempten Lkr.
Oberallgau

\Verein zum
Schutz miss-
handelter Schw Stadt Memmingen
Frauen und Kin- " |Lkr. Unterallgau

der e. V. Mem-
mingen

W

0 21 17 16 23

IAWO Ortsver-
Lkr. Neu-UIm Lkr.

einVNeu-UIm Schw. Giinzburg 29 33 25 18 10
e. V.

Projekt Frauen-
haus — Hilfe bei
Gewalt an Lkr. Donau-Ries

Frauen und KinSCMW- |y pijingen |18 23 19 16 P4

derne. V.
Hochstadt

Summe 1483 1431 1383 1215 (1342

Die Abweisungszahlen werden statistisch nicht erhoben.

2. Second-Stage

Second-Stage-Malinahmen werden seit Ende des Jahres 2019 modellhaft staatlich
gefordert. Die Halfte der Modellprojekte hat erst Anfang des Jahres 2020 mit ihrer
Tatigkeit gestartet, weshalb nur statistische Zahlen fir die Jahre 2020 und 2021
angegeben werden kénnen.
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. Frauen, welche durch Second-
Trager RB
Stage betreut wurden
2020 2021
Notruf Ebersberg OBay. 12 12
BRK Kreisverband
. 5 7
Erding e. V. OBay
SkF Minchen e. V. [OBay. 9 20
SkF e.. V. SUdOStbay-OBay. 0 15
lern Prien
Frauen helfen
Frauen e. V. Bad
Tolz-Wolfratshau- OBay. o o
sen
Caritasverband
. 9 19
Landshute. V. NBay
Caritasverband
Straubing-Bogen NBay. 7 14
e. V.
Caritasverband Stadt
und Landkreis OFr. 5 13
Bayreuth e. V.
AWO Krei band
. relsyer an OFr. 5 -
Wunsiedel i. F. e. V.
Hilfe fir Frauen in
Not e. V. Fiirth MFr. 3 4
Hilfe fur Fraiuen in MET. 19 b6
Not e. V. Nurnberg
IAWO Schwabach VT 6 7
e. V.
AWO Be-
zirksverband Unter-
franken UFr. o 10
e. V. Wirzburg
IAWO Kreisverband Schw. 11 b0
IAugsburg-Stadt e. V.
Summe 133 191
3. Fachberatungsstellen
Fachbera- RB Einzugsbereich Anzahl der ratsuchenden Personen
tungsstelle
2017 | 2018 | 2019 | 2020 | 2021
Stadt Burghausen
Burghausen |OBay. Lkr. Altdtting 170 145 143 120 145
Lkr. Rottal/Inn
Ebersberg OBay. Lkr. Ebersberg 151 185 189 292 297
Erding OBay. Lkr. Erding - 49 158 85 77
:;ez':)'"g (seit \hpay.  ILkr. Freising I I I 134 125
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Fiirstenfeld-

OBay. Lkr. Furstenfeldbruck225 287 260 207 194
bruck

Stadt Ingolstadt Lkr.
Pfaffenhofen
Stadt Miinchen

Miinchen IFRA |OBay. Lkr. Miinchen 1959 (1973 (1842 |1544 (1512

.. Stadt Miinchen
Miinchen KIBS|OBay. - - 656 377 429
ay Lkr. Flurstenfeldbruck|

Lkr. Rosenheim
Rosenheim OBay. Stadt Miesbach Lkr. 389 380 267 300 402

Ingolstadt OBay. 229 220 233 279 214

Miesbach
Starnberg OBay. Lkr. Starnberg 144 143 138 151 146
\Waldkraiburg |[OBay. Lkr. Mihldorf - 50 39 101 139
:‘:;'frats"a“' OBay.  |Lkr. Wolfratshausen (96 79 71 92 173

Deggendorf [NBay. Lkr. Deggendorf 138 125 137 134 191

Stadt Landshut Lkr.
Landshut Lkr. Din-
golfing-

Landau

Stadt Amberg
/Amberg OPf. Lkr. Amberg- Sulz- (348 314 198 216 526
bach
Cham OPf. Lkr. Cham 150 95 71 35 34
Stadt Regensburg
Lkr. Regensburg
Stadt Weiden

Lkr. Neustadt an der
\Waldnaab

Lkr. Tirschenreuth

Stadt Bamberg Lkr.
Bamberg
Stadt Bayreuth Lkr.

Bayreuth OFr. Bayreuth 182 296 242 190 273
Lkr. Kulmbach

Landshut NBay. 262 302 301 336 372

Regensburg |OPf. 248 288 253 241 227

Weiden OPf. 218 359 415 381 165

Bamberg OFr. 165 179 174 176 202

Stadt Coburg Lkr.
Coburg Lkr. Lichten-
fels

Lkr. Kronach

Coburg OFr. 266 247 370 338 310

Hof OFr. Stadt Hof Lkr. Hof  [332 282 246 249 335

Stadt Anbach
/Ansbach :

nsbac MFr Lkr. Ansbach 55 86 66 88 116
Stadt Erlangen
Erlangen MFr. Lkr. Erlangen- 636 654 678 726 674

Hochst- stadt

Nirnberg
Frauen- MFr. Stadt Nirnberg 397 379 471 606 962
beratung
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Stadt Nurnberg
MFr. Lkr. NGrnberger 275 313 288 285 316
Land

Lkr. Furth

Stadt Schwabach
Stadt Furth
Niirnberger Lkr. NUrnberger
Land MFr. Land

Stadt Aschaffenburg

IAschaffenburg|UFr. Lkr. Aschaffenburg (489 467 532 530 535
Lkr. Miltenberg

Niirnberg
\Wildwasser

228 160 176 171 126

Stadt Schweinfurt
Lkr. Schweinfurt Lkr.

Schweinfurt |UFr. Bad Kissingen Lkr. |76 101 108 90 192
Rhon-Grabfeld

Lkr. Hassberge

Stadt Wirzburg Lkr.
\Wirzburg
\Wiirzburg UFr. Lkr. Main-Spessart {308 359 415 381 427
Lkr. Kitzingen
Lkr. Main-Tauber

Stadt Augsburg Lkr.

Augsburg Augsburg
AWO Schw. i i+ Aichach-Fried-

berg

Stadt Augsburg Lkr.

IAugsburg IAugsburg
Wildwasser °°™- | kr. Aichach-Fried- |12  [186 242 183 258

berg

Kaufbeuren [Schw. [o2dt Kaufbeuren 92 84 201 [245
Lkr. Ostallgau
Stadt Kempten
Kempten Schw. Stadt Lindau Lkr. 324 387 271 181 216
Oberallgéau

Stadt Neu-Ulm Lkr.
Neu-Ulm Schw. Neu-Ulm Lkr. Ginz- 72 56 55 113 80

burg

569 672 714 558 573

Summe 9336 9725 (10236 9890 [11 208

4. Interventionsstellen

Interventionsstelle RB Einzugsbereich Anzahl der polizeilichen Meldungen

2017 2018 2019 2020 2021
Herrsching OBay. |[Lkr. Starnberg 18 21 30 25 32
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Ingolstadt

OBay.

Stadt Ingolstadt
Lkr. Eichstatt Lkr.
Pfaffenhofen

Lkr. Neuburg-
Schrobenhausen

65

60

57

31

Murnau

OBay.

Lkr. Garmisch-
Partenkirchen

Lkr. Weilheim-
Schongau

55

37

62

57

Rosenheim/
Miesbach

OBay.

Stadt Rosenheim
Lkr. Rosenheim
Lkr. Miesbach

106

98

86

88

78

Traunstein

OBay.

Lkr. Traunstein
Lkr. Berchtes-
gadener Land

48

66

60

50

71

\Wolfratshausen

OBay.

Lkr. Bad Tolz-Wolf-|
ratshausen

N

5

25

17

24

15

Deggendorf

NBay.

Lkr. Deggendorf

37

24

32

Landshut

NBay.

Stadt Landshut
Lkr. Landshut Lkr.
Dingolfing-
Landau

57

50

38

76

Passau

NBay.

Stadt Passau Lkr.
Passau

fenau

Lkr. Freyung-Gra- |

18

10

24

Straubing

NBay.

Stadt Straubing
Lkr. Straubing-Bo-
gen

17

12

26

/Amberg

OPf.

Stadt Amberg
Lkr. Amberg-Sul-
zbach

29

32

37

31

Regensburg

OPf.

Stadt Regensburg
Lkr. Regensburg
Lkr. Neumarkt Lkr.
Cham

Lkr. Kelheim

77

53

61

73

90

Schwandorf (seit
01.01.2020)

OPf.

Lkr. Schwandorf

15

Weiden

OPf.

Stadt Weiden

Lkr. Tirschenreuth
Lkr. Neustadt a. d.
\Waldnaab

=

0

36

43

53

56

Bamberg

OFr.

Stadt Bamberg
Lkr. Bamberg Lkr.
Forchheim

49

112

69

71

Bayreuth

OFr.

Stadt Bayreuth Lkr.
Bayreuth Lkr.
Kulmbach

62

67

78

69
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Coburg

OFr.

Stadt Coburg Lkr.
Coburg Lkr.
Kronach

Lkr. Lichtenfels

30

31

47

40

Hochfranken (seit
01.03.2021)

OFr.

Stadt Hof Lkr. Hof
Lkr. Wunsiedel

20

IAnsbach

MFr.

Stadt Ansbach Lkr.
IAnsbach

Lkr. WeilRenburg-
Gunzenhausen
(zur Halfte)

Lkr. Neustadt a. d.
IAisch-Bad Wind-

sheim

104

115

115

110

124

Erlangen

MFr.

Stadt Erlangen
Lkr. Erlangen-
Hochstadt

37

41

31

31

Firth

MFr.

Stadt Furth Lkr.
Firth

123

103

127

137

128

Niirnberg

MFr.

Stadt Nirnberg

118

146

169

148

142

'Schwabach

MFr.

Stadt Schwabach
Lkr. WeiRenburg-
Gun- zenhausen
(zur Halfte)

Lkr. Roth

Lkr. NUrnberger
Land

179

166

176

195

177

IAschaffenburg

UFr.

Stadt Aschaffen-
burg Lkr. Aschaf-
fenburg

Lkr. Miltenberg

11

Schweinfurt

UFr.

Stadt Schweinfurt
Lkr. Schweinfurt
Lkr. Bad Kissingen

Lkr. Rhén-Grabfeld
Lkr. HalRberge

26

36

17

11

\Wiirzburg SkF

UFr.

Stadt Wiirzburg
Lkr. Wirzburg Lkr.
Kitzingen

Lkr. Main-Spessart

32

31

25

22

\Wiirzburg AWO

UFr.

Stadt Wiirzburg
Lkr. Wirzburg Lkr.
Kitzingen

Lkr. Main-Spessart

41

40

40

28

lAugsburg

Schw.

Stadt Augsburg
Lkr. Augsburg

Lkr. Aichach-Fried-
berg

Lkr. Lands-

berg/Lech

83

99

137

119

97

Kaufbeuren

Schw.

Stadt Kaufbeuren

Lkr. Ostallgau

13

19

21

26
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Kempten Schw, [adtKempten gy ag 33 31 R0
Lkr. Oberallgau

Memmingen (seit Stadt Memmirjgen

2019) Schw.  [Lkr. Unterallgau | - 85 90 75
Lkr. Lindau

Summe 1535 [1503 1765 1737 (1724




Drucksache 18/24574 Bayerischer Landtag 18. Wahlperiode

Seite 99

55. Abgeordnete Anlasslich des ersten Grundlagen-Evaluierungsberichts' der

Eva Expertengruppe des Europarates zur Bekdmpfung von Gewalt
Lettenbauer  gegen Frauen und hauslicher Gewalt (GREVIO) Uber Deutsch-
(BUNDNIS land und der darin enthaltenen Kritikpunkte in Bezug auf die
90/DIE GRU-  mangelnde Umsetzung der Istanbul-Konvention, insbesondere
NEN) in landlichen Gebieten, frage ich die Staatsregierung, welche

zusatzlichen, konkreten Maflinahmen sie ergreift, um der man-
gelnden Umsetzung der Istanbul-Konvention, insbesondere in
landlichen Gebieten, entgegenzutreten, ob eine Landesmonito-
ringstelle zur Beobachtung und Bewertung der politischen und
sonstigen Malinahmen auf Landesebene zur Umsetzung der in
der Konvention enthaltenen Vorgaben eingerichtet wird und ob
jahrliche Bedarfsanalysen fir Frauenhausplatze und Bedurf-
nisse der Frauen und ggdf. ihren Kindern mit besonderem Au-
genmerk auf die geografische Verteilung und die Berlcksichti-
gung besonders verletzlicher Gruppen, wie Frauen mit Behin-
derungen, geflichtete Frauen oder queere Menschen, erstellt
werden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Die Expertengruppe zur Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher Ge-
walt (GREVIO) des Europarats hat die Umsetzung der Istanbul-Konvention in der
Bundesrepublik Deutschland untersucht. Der Evaluierungsbericht von GREVIO
richtet sich daher an die Bundesregierung und nur mittelbar an den Freistaat Bay-
ern, insofern die Lander fir die Umsetzung einzelner Punkte verantwortlich sind.

Unabhangig vom GREVIO-Bericht hat die Staatsregierung aber bereits vielfache
MaRnahmen eingeleitet, um den Schutz von Frauen vor Gewalt in Bayern zu star-
ken:

Die Schaffung von Frauenhausplatzen ist zuvorderst Aufgabe der Landkreise und
kreisfreien Stadte im Rahmen der kommunalen Daseinsvorsorge.

Dennoch unterstitzt die Staatsregierung die Schaffung neuer und die bedarfsge-
rechte Anpassung bestehender Frauenhausplatze durch staatliche Férderung nach
der Richtlinie zur Férderung zuséatzlicher Frauenhausplatze sowie zur Anpassung
von Frauenhausplatzen an besondere Bedarfe. Um fir gewaltbetroffene Frauen
bayernweit eine freie Frauenhauswahl gewahrleisten zu kdnnen, hat die Staatsre-
gierung beim Platzausbau nicht nur den regionalen, sondern immer auch den bay-
ernweiten Bedarf im Blick. Wurde ein Platzausbau uber den rechnerisch ermittelten
regionalen Bedarf hinaus durch die zugeordnete(n) Kommune(n) unterstitzt, ist
eine Beflrwortung des Platzausbaus durch den Freistaat Bayern grundsatzlich und
vorbehaltlich der zur Verfigung stehenden Mittel ebenfalls in Erwagung zu ziehen.

Fur eine bedarfsgerechte Optimierung der Hilfsangebote fiir von hauslicher Gewalt
betroffene Frauen mit besonderen Bedarfen sind Kenntnisse Uber die konkrete Be-
darfslage vor Ort zwingend erforderlich. Die Staatsregierung plant daher die

1

https://rm.coe.int/report-on-germanyfor-publication/1680a86937
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Vergabe einer wissenschaftlichen Studie zum Gewaltschutz fir Frauen mit beson-
deren Bedarfen in Frauenhausern.

Nur so kdnnen besondere Bedurfnisse von gewaltbetroffenen Frauen identifiziert
und bedarfsgerecht darauf reagiert werden.

Das Deutsche Institut fir Menschenrechte (DIMR) entwickelt im Auftrag des
BMFSFJ derzeit ein Konzept flr eine bundesweite, unabhangige Berichterstat-
tungs- bzw. Monitoringstelle zur Umsetzung der Istanbul-Konvention in Deutsch-
land.

Fur die Frage, ob und in welchem Umfang auf Landesebene erganzende Monito-
ringstellen fachlich sinnvoll zu etablieren oder inhaltlich neu auszurichten waren,
sind der Abschluss des Projekts des DIMR und die anschlieRende Auswertung und
Diskussion Uber sinnvolle, vergleichbare Landerstrukturen notwendig. Um Doppel-
strukturen zu vermeiden, sollte die Entscheidung Gber die Schaffung einer Monito-
ringstelle auf Landesebene zurilickgestellt werden, bis der Entscheidungsprozess
auf Bundesebene abgeschlossen ist.
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Geschiftsbereich des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

56. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, ob sie Kenntnis dariber hat, wie

Roland viele Long-Covid-Diagnosen in den Jahren 2020, 2021 und
Magerl 2022 im Freistaat Bayern gestellt wurden (aufgeschliisselt nach
(AfD) Alter, Geschlecht und Regierungsbezirken), welchen Impfstatus

die Patienten zum Zeitpunkt der Long-Covid-Diagnose hatten
(unbekannt, 0-mal, 1-mal, 2-mal, 3-mal, 4-mal geimpft) und wie
kann sie bei ahnlicher Symptomatik sicher ausschlieen, dass
tatsachlich Long-Covid anstatt eines moglichen Impfschadens
vorliegt?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Das Staatsministerium flir Gesundheit und Pflege (StMGP) hat keine Kenntnisse
Uber die Pravalenz von Long-/Post-COVID-Erkrankungen und den Impfstatus der
Betroffenen. In der Kiirze der fur eine Beantwortung einer Anfrage zum Plenum zur
Verfligung stehenden Zeit ist eine entsprechende Abfrage bei der Kassenarztlichen
Vereinigung Bayern nicht moglich.

Die Pravalenz von Long-/Post-COVID ist Gegenstand aktueller Studien und konnte
bislang noch nicht abschliefiend geklart werden. Ein Grund hierfiir ist, dass in ver-
schiedenen Studien unterschiedliche Krankheitsdefinitionen und Selektionspro-
zesse der Patientinnen und Patienten zugrunde gelegt wurden.

In Baden-Wdrttemberg lauft derzeit die sogenannte EPILOC-Studie, in der Art und
Haufigkeit von Long-/Post-COVID-Beschwerden von Personen zwischen 18 und 65
Jahren untersucht werden.

Vorlaufige Daten der Studie deuten auf eine Pravalenz von 20-30 Prozent auch
nach mehr als sechs Monaten nach Akutinfektion hin Nach einer aktuellen Presse-
mitteilung von September 2022 geht die WHO derzeit davon aus, dass 10-20 Pro-
zent der Menschen nach einer SARS-CoV-2-Infektion mittel- und langfristige Be-
schwerden entwickeln.

Die in Bayern vorhandenen Versorgungs- und Vernetzungsstrukturen - wie Haus-
und Fachéarzte, Krankenhauser, Post- und Long-COVID-Ambulanzen und Rehabili-
tationseinrichtungen — kénnen auch Menschen versorgen, die Uber ein Post-Vac-
Syndrom klagen. In diesem Sinne gilt es, die jetzt fur Post- und Long-COVID ge-
schaffenen Versorgungsstrukturen weiter zu erhalten und nach neuesten wissen-
schaftlichen Erkenntnissen zu optimieren, damit betroffene Personen eine differen-
zierte Diagnostik und eine adaquate Therapie erhalten kénnen. Auch das Paul-Ehr-
lich-Institut (PEI) hat sich in seinem aktuellen Sicherheitsbericht zu den Covid-19-
Impfstoffen vom 7. September 2022 mit dem Post-Vac-Syndrom befasst. In der
Publikation sind Daten vom 27. Dezember 2020 bis zum 30. Juni 2022 enthalten.
Bisher liel3 sich hier kein Risikosignal fir anhaltende, mit Mudigkeit einhergehende
Beschwerden nach COVID-19-Impfung detektieren.
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57. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele Impfzentren derzeit in

Alexander Niederbayern noch aktiv sind (bitte Nennung der Standorte),
Muthmann wie hoch die Kosten fur den Betrieb dieser Zentren je Monat
(FDP) sind (bitte jeweils Personal- bzw. Mietkosten sowie andere Kos-

ten getrennt ausweisen) und wie viele Impfungen in diesen Zen-
tren vom 01.04.2022 bis zum 30.09.2022 durchgefiihrt wurden?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

In Niederbayern sind Stand 11.10.2022 zehn Impfzentren aktiv an den Standorten:
— Deggendorf (Lkr)

— Dingolfing-Landau (Lkr)

— Freyung-Grafenau (Lkr)

— Kelheim (Lkr)

— Landshut (Krfr.St)

— Passau (Krfr.St)

— Passau (Lkr)

— Regen (Lkr)

— Rottal-Inn (Lkr)

— Straubing (Krfr.St) / Straubing-Bogen (Lkr).

Die Hohe der Kosten fiir den Betrieb der niederbayerischen Impfzentren je Monat
kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht beziffert werden. Eine finale Kostenabrechnung
beim Bund nach der Coronavirus-Impfverordnung ist noch nicht erfolgt. Das
2. Quartal 2022 wird erst zum 31.10.2022 abgerechnet.

Grundsatzlich tragt der Bund 50 Prozent der anfallenden Kosten fir den Betrieb der
Impfzentren und mobilen Impfteams.

In den Impfzentren in Niederbayern wurden im Zeitraum vom 01.04.2022 bis zum
30.09.2022 insgesamt 23 620 Impfungen durchgefuhrt.
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58. Abgeordneter  Seit dem 01.10.2022 mussen voll- und teilstationére Pflegeein-
Dr. Dominik  richtungen Beauftragte benennen, die das Hygiene-, Impf- und
Spitzer Testmanagement in den Einrichtungen koordinieren sollen,
(FDP) weshalb ich die Staatsregierung Frage, welche Erkenntnisse sie

bisher zur Implementierung dieser Beauftragten in den bayeri-
schen Einrichtungen hat, welche koordinierende Aufgaben im
Speziellen tbernommen werden sollen und wie die Pflegekrafte
dafiir qualifiziert werden bzw. welche Anforderungen zur Uber-
nahme der Funktion erfillt sein missen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Gesundheit und Pflege

Erkenntnisse zur Implementierung liegen noch nicht vor. Der nach § 113b des Elften
Sozialgesetzbuches (SGB Xl) eingerichtete Qualitdtsausschuss Pflege erstellt in
Abstimmung mit dem Bundesgesundheitsministerium aktuell pflegefachlich orien-
tierte Grundlagen und Verfahrenshinweise fir die Sicherstellung der Einhaltung der
in § 35 Abs. 1 Satz 7 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) genannten Anforderun-
gen, Ablaufe und MalRnahmen durch in voll und teilstationaren Pflegeeinrichtungen
benannte Personen. Unter Berticksichtigung dieser Grundlagen und Verfahrenshin-
weise legen die voll- und teilstationdren Pflegeeinrichtungen ihre Organisations-
und Verfahrensablaufe nach § 35 Abs. 1 Satz 7 IfSG bis zum 01.11.2022 fest und
dokumentieren in diesen Festlegungen auch die Benennung der Personen nach
§ 35 Abs. 1 Satz 6 IfSG.

Zu den Aufgaben der benannten Person gehort, nach § 35 Abs. 1 Satz 7 IfSG ins-
besondere die regelmafige Sichtung von Impfunterlagen, die Umsetzung des ein-
richtungsspezifischen Testkonzepts sowie die Sicherstellung von MalRnahmen zur
Unterstitzung der Versorgung mit antiviralen COVID-19-Arzneimitteln und die da-
mit im Zusammenhang stehenden organisatorischen Aufgaben wie die Information
von pflegenden Angehdrigen und der die Bewohnerinnen und — Bewohner behan-
delnden Arztinnen und Arzte, damit diese bei einem positiven Testergebnis die Ver-
sorgung mit antiviralen COVID-19-Arzneimitteln zugig einleiten kdnnen.

Eine bestimmte Qualifikation ist in § 35 Abs. 1 Satz 6 IfSG nicht normiert. Ausweis-
lich der Begriindung des Gesetzes zur Starkung des Schutzes der Bevoélkerung und
insbesondere vulnerabler Personengruppen vor COVID-19 kann die Ubernahme
derin § 35 Abs. 1 Satz 7 IfSG aufgezahlten Aufgaben durch die Einrichtungsleitung
selbst oder durch Benennung bzw. Delegation an hierfir ausgewahlte Beschaftigte
wahrgenommen werden.
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